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1. Grundlagen 

Gem. § 22 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Zweites Buch – Grundsicherung für 
Arbeitssuchende – (SGB II) werden Leistungen für Unterkunft und Heizung in Höhe der 
tatsächlichen Aufwendungen erbracht, soweit diese angemessen sind. Hierzu ist zu 
ermitteln, bis zu welcher Höhe die Unterkunftskosten abstrakt angemessen sind. Nach der 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) muss es einem Hilfeempfänger möglich 
sein, zu diesem angemessenen Preis eine Wohnung anzumieten, die nach Lage, 
Bausubstanz und Ausstattung einfachen und grundlegenden Bedürfnissen genügt1. 
 
Mit Urteil vom 07.11.2006 hat sich das BSG der sog. Produkttheorie angeschlossen und ein 
pauschales Abstellen auf die Werte der Tabelle zu § 8 WoGG nur dann für zulässig erachtet, 
wenn andere örtliche Erkenntnisquellen nicht vorliegen2. In der Folge hat das BSG Kriterien 
entwickelt, denen ein sog. „schlüssiges Konzept“  zur Bestimmung der angemessenen 
Unterkunftskosten genügen muss: 
 
1. Die Datenerhebung darf ausschließlich in einem genau eingegrenzten Vergleichsraum 

erfolgen und muss ebenso über den gesamten Vergleichsraum erfolgen 
2. Es bedarf einer nachvollziehbaren Definition des Beobachtungsgegenstandes  
3. Es sind Angaben zum Beobachtungszeitraum erforderlich 
4. Die Art und Weise der Datenerhebung ist festzulegen 
5. Die Datengrundlage muss repräsentativ sein 
6. Die Datenerhebung muss valide sein 
7. Es sind anerkannte mathematisch-statistische Grundsätze der Datenauswertung 

einzuhalten 
8. Es sind Angaben über die gezogenen Schlüsse erforderlich (z.B. Kappungsgrenze)3. 
 
Der Landkreis Hildesheim als einer der Träger der Leistungen der Grundsicherung für 
Arbeitssuchende nach dem SGB II hat sich daraufhin entschlossen, eine eigene 
grundsicherungsrelevante Datenbank zur Ermittlung der angemessenen Unterkunftskosten 
aufzubauen. 

 
 
2. Datenerhebung/ Beobachtungsgegenstand 

Hierzu wurde eine Stelle beim Landkreis Hildesheim eingerichtet, die den freien verfügbaren 
Wohnraum im Landkreis Hildesheim erfasst. Der freie Wohnungsmarkt  wurde seit Oktober 
2007 wöchentlich durch Recherche in der örtlichen Presse (Hildesheimer Allgemeine 
Zeitung, Leine-Deister-Zeitung (LDZ), Alfelder Zeitung, Rund um Bad Salzdetfurth (RUBS), 
HuckUp) ausgewertet. Darüber hinaus erfolgte die Recherche im Internetportal 
Immobilienscout24, Immonet, Immowelt und Immopool. Da die Angaben in den Offerten 
nicht immer alle benötigten Angaben enthalten, wurde telefonischer Kontakt zu den 
Vermietern aufgenommen und versucht, die Angaben zu vervollständigen. 
 
Die örtlichen Wohnungsbaugesellschaften und Wohnungsbaugenossenschaften 
(Kreiswohnungsbaugesellschaft Hildesheim, Wohnungsbaugenossenschaft Alfeld, 
Gemeinnützige Baugesellschaft Hildesheim, Beamtenwohnungsverein, Baugenossenschaft 
Wiederaufbau, Bauverein Sarstedt und Bauverein Elze), sowie 
Wohnungsverwaltungsgesellschaften und einige Immobiliengesellschaften (z. B. 
AK Immobilienverwaltung, AK-Immobilienfokus, Alpha-Immobilien, Baugenossenschaft 

                                                      
1 BSG 19.10.2010, B 14 AS 2/10 R, Rn. 19 
2 BSG 07.11.2006, B 7 b AS 18/06 R 
3 BSG 22.09.2009, B 4 AS 18/09 R 



 
Landkreis Hildesheim Dez. 1 SGB II 
Konzept zur Ermittlung der aktuellen örtlichen Wohnraummieten  
im Landkreis Hildesheim  
– Grundsicherungsrelevanter Mietspiegel – 
 
August 2017 

Seite 4 von 10 
 

Wiederaufbau, Ehler Immobilien, Grundstücksverwaltung Ehlert, Hillebrand-Immobilien, 
rentei, Sievers Hausverwaltung, SIS Immobilien, Sparkasse Hildesheim) konnten zur 
Mitarbeit gewonnen werden. Diese teilten monatlich ihre zur Vermietung stehenden 
Wohnungen per Fax, E-Mail, Briefpost mit, bzw. boten die Möglichkeit, über das dortige 
Internetangebot, verfügbaren Wohnraum abzurufen. Diese wurden in die Mietdatenbank 
aufgenommen. 
 
Die Datengrundlage umfasst folgende Angaben, sofern bekannt bzw. recherchierbar: 
- Datum der Veröffentlichung der Zeitungsanzeige, Internetrecherche bzw. Mitteilung der 

Wohnungsbaugesellschaft/Wohnungsbaugenossenschaft, 
- Fundstelle, 
- Vermieter, 
- Lage des Objektes, 
- Lage der Wohnung im Haus, 
- Anzahl der Zimmer, 
- Größe, 
- Kaltmiete, 
- Nebenkosten, 
- Heizkosten, 
- Mietkaution, 
- Provision, 
- Baujahr/Sanierung, 
- Ausstattung/Besonderheiten, 
- Angabe ob an Transferleistungsempfänger vermietet wird (ab 09/2008), 
- Angaben zu behindertengerechtem Wohnraum, 
- Angaben zu Fahrstuhl im Haus, 
- Angaben zur Infrastruktur (Kindergarten, Schule, ÖPNV und Einkaufsmöglichkeit), 
- Zeitpunkt der Vermietung. 
 
Doppelerfassungen  wurden weitestgehend ausgeschlossen. Die jeweiligen Datensätze 
beinhalten – wie oben ausgeführt – u.a. das Datum des Angebots, Quelle, Vermieter, Größe, 
Kaltmiete und sofern die Angaben bekannt, Anschrift (PLZ, Ort und Straße), Lage im Haus, 
Anzahl der Zimmer, Betriebskosten, Heizkosten usw.. 
 
Der Ausschluss von Doppelerfassungen erfolgte über eine Sortierung/Filterung der 
Datensätze. Hierzu wurde zunächst die Datenbank der vorherigen Auswertung um die Daten 
der fortlaufend geführten Datenbank ergänzt. Die Datensätze aus der fortlaufenden 
Datenbank wurden farblich kenntlich gemacht. Die Datensätze wurden in mehreren 
Durchläufen nach den o.g. Daten sortiert und/oder gefiltert (i.d.R. auf- oder absteigend), so 
dass gleich bzw. ähnlich lautende Datensätze untereinander aufgeführt sind. Die 
untereinander stehenden Datensätze wurden sodann auf Gleichheit/Ähnlichkeit abgeglichen. 
Wurde anhand der Anschrift, Größe und/oder Preis festgestellt, dass die Datensätze gleich 
waren, wurde der neueste Datensatz behalten und die älteren Datensätze gelöscht. 
Gleichzeit wurde der neueste Datensatz mit einem Kommentar versehen, der die gelöschten 
Datensätze anhand der lfd. Nr. wiedergibt. 
 
Auch wurde Wohnraum erfasst, der für das „Wohnen im Alter“ seniorengerecht bzw. für 
betreutes Wohnen hergerichtet wurde, sofern hierzu eine Angabe aus der Offerte ersichtlich 
ist. Dieser Wohnraum wird bei der Ermittlung der aktuellen örtlichen Wohnraummieten außer 
Acht gelassen. Es wurden daher die Angebote mit seniorengerechtem Wohnraum (Alfeld) 
und Angebote mit Wohnraum für betreutes Wohnen (Hildesheim) nicht in die Datenbank zur 
Ermittlung des aktuellen Wohnungsmarktes aufgenommen. 
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Seit April 2014 wird auf die  Daten der Fa. empirica, empirica-Preisdatenbank (Basis: 
empirica-systeme) zurückgegriffen. Der Datenbankauszug enthält Datensätze mit folgenden 
Angaben: 
- Lage (PLZ, Ort/Gemeinde, Orts-/Stadtteil, Straße, Hausnummer) 
- Objekt (Fläche (qm), Anz. Zimmer, Objekttyp) 
- Nettokaltmiete (Euro/Whg.) 
- Verlangte monatl. Vorauszahlungen (Euro/Whg.) (Nebenkosten unspezifisch, kalte 

Nebenkosten, Heizkosten) 
- Objekteigenschaften (Baujahr, Etage, Balkon/Terasse, Garten/-anteil/-nutzung, Gäste 

WC, Einbauküche, Lift, barrierefrei, möbliert, WBS erforderlich, Heizsystem, Befeuerung 
der Heizung) 

- Inserat (gewerblicher Anbieter, erstes Datum Inserat, letztes Datum Inserat, ID) 
 
Doppelerfassungen werden im Wege eines automatisierten Verfahrens ausgeschlossen. Die 
von dort gelieferten Daten, Einzelauflistung aus der „empirica-Preisdatenbank (Basis: 
empirica-systeme)“ mit dem räumlichen Filter (Landkreis Hildesheim), zeitlichen Filter (ab 
01.01.2012) und thematischen Filter (Mietwohnungen und Miethäuser) wurden erstmals für 
die Ermittlung der ab Juli 2015 geltenden Richtwerte genutzt.  
 
Zur Überprüfung der Frage, ob die von hier verarbeiteten Daten eine geeignete Grundlage 
für ein Konzept zur Ermittlung der angemessenen Unterkunftskosten darstellen, wurde ein 
Sachverständigengutachten  beim Institut Wohnen und Umwelt (IWU) in Auftrag gegeben, 
welches am 29.12.2014 erstellt wurde4. Dieses kommt zu dem Ergebnis, dass die 
Datenbasis den wissenschaftlichen Standards genüge. Es handele sich bezogen auf die 
Grundgesamtheit der auf dem offiziellen Markt zugänglichen Wohnungsangebote nahezu um 
eine Vollerhebung. Die Datenbasis sei daher per se als „repräsentativ“ anzusehen (s. Fazit). 
 
Die Fallzahlen von ca. 2.500 Angeboten pro Jahr, was einer Erfassungsquote von gut einem 
Drittel aller angebotenen Wohnungen entspreche (S. 15), seien insgesamt als vollkommen 
ausreichend für valide statistische Auswertungen zu bewerten (S. 13). 
 
Hinsichtlich der Einzelheiten wird im Übrigen auf den Inhalt des Gutachtens verwiesen. 

                                                      
4 Anlage 2 
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3. Regionale Differenzierung 

In einem weiteren Schritt wurde im Sinne der Rechtsprechung des BSG der örtliche 
Vergleichsmaßstab gebildet, indem der Landkreis Hildesheim in drei Regionen aufgeteilt 
wurde. Die Region I bildet dabei die Stadt Hildesheim. Die Städte, Gemeinden und 
Samtgemeinden im Süden und Westen des Landkreises (Alfeld, Elze, Freden, Lamspringe, 
Leinebergland (ehem. Duingen und Gronau)und Sibbesse) bilden die Region II und die 
Städte und Gemeinden im Norden und Osten (Algermissen, Bad Salzdetfurth, Bockenem, 
Diekholzen, Giesen, Harsum, Holle, Nordstemmen, Sarstedt, Schellerten und Söhlde) die 
Region III. Diese regionale Aufteilung erfolgte insbesondere unter Berücksichtigung der 
Bevölkerungs-, Wirtschafts- und Arbeitsmarktstruktur. 
 

 
 
Die Überlegungen des Landkreises zum örtlichen Vergleichsmaßstab (regionale Aufteilung) 
wurden durch die Auftragsarbeit der Leibniz-Universität Hannover (juristische Fakultät, 
Lehrstuhl des öffentlichen Rechts, insbesondere der staatlichen Transferleistungen) 
untersucht und auf wissenschaftlich fundierter Datenbasis bestätigt (> Die regionale 
Differenzierung der „Kosten für Unterkunft und Heizung“ und Wohnsituation der 
Leistungsempfänger der Grundsicherung für Arbeitssuchende im Landkreis Hildesheim < 
von Ulf Keller, wissenschaftlicher Mitarbeiter der Leibniz-Universität Hannover – Mai 2009)5. 

                                                      
5 Anlage 1 
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Die wissenschaftliche Untersuchung orientiert sich diesbezüglich an dem BSG6. Dort ist 
ausgeführt: 

„(...) Da es bei der Festlegung des Vergleichsraumes um die Ermittlung einer 
(angemessenen) Referenzmiete am Wohnort oder im weiteren Wohnumfeld des 
Hilfebedürftigen geht, sind die Grenzen des Vergleichsraumes insbesondere nach 
folgenden Kriterien abzustecken: Es geht darum zu beschreiben, welche ausreichend 
große Räume (nicht bloß Orts- oder Stadtteile) der Wohnbebauung aufgrund ihrer 
räumlichen Nähe zueinander, ihrer Infrastruktur und insbesondere ihrer 
verkehrstechnischen Verbundenheit einen insgesamt betrachtet homogenen Lebens- 
und Wohnbereich bilden. Einer sog. Ghettobildung wird dadurch begegnet, dass 
hinsichtlich der Referenzmieten zwar auf Mieten für „Wohnungen mit bescheidenem 
Zuschnitt“ abgestellt wird, insoweit aber nicht einzelne, besonders heruntergekommene 
und daher „billige“ Stadtteile herausgegriffen werden dürfen, sondern auf 
Durchschnittswerte des unteren Mietpreisniveaus im gesamten Stadtgebiet bzw. 
räumlichen Vergleichsraum abzustellen ist. (…) Ohne Präjudiz für die Sachlage könnte 
nach Auffassung des Senates auch das gesamte Stadtgebiet der Landeshauptstadt 
München in die Vergleichsbetrachtung einbezogen sein (…)“ 

 
Das wissenschaftliche Gutachten der Universität Hannover stellt im Kern fest: 

„(…) Hinsichtlich der vorgenommenen räumlichen Differenzierung ist festzustellen, dass 
die durch die Kreisverwaltung im Verwaltungsverfahren festgelegte Einteilung des 
Kreisgebietes im Gesamtbild als in sich schlüssig  und empirisch belastbar  
einzustufen ist. Diese Beurteilung ergibt sich als Bild sowohl in der längerfristig 
rückreichenden Herleitung wie auch für die Betrachtung der gegenwärtigen Situation im 
Landkreis Hildesheim. Weiterhin ist aufgrund der zu Hilfe gezogenen und analysierten 
Strukturdaten (…) begründet zu vermuten, dass die vorliegende regionale 
Differenzierung in die bestehenden Regionen I bis III auch in zumindest mittelfristiger 
Perspektive tragbar sein wird und einer zu erwartenden regionalen und räumlichen 
Entwicklung des Landkreises Rechnung tragen kann. (…)“ (S. 55). 

 
Wesentliche Veränderungen bei den jeweiligen Infrastrukturmerkmalen, wie im Gutachten 
Keller beschrieben, haben sich in der Vergangenheit nicht ergeben, so dass die regionale 
Differenzierung der Vergleichsräume weiterhin Gültigkeit hat. 
 
 

4. Angemessene Wohnfläche 
Nach der Rechtsprechung des BSG sind die angemessenen Unterkunftskosten auf der 
Grundlage der Produkttheorie, d.h. des Produkts aus angemessener Wohnfläche und 
angemessenem Quadratmeterpreis, zu bestimmen. 
 
Bezüglich der angemessenen Wohnflächen hat sich der Landkreis an den niedersächsischen 
Wohnraumförderungsbestimmungen orientiert. Diese sehen folgende angemessene 
Wohnflächen vor: 
Für einen 1-Personen-Haushalt: bis 50 qm, 
für einen 2-Personen-Haushalt: bis 60 qm, 
für einen 3-Personen-Haushalt: bis 75 qm, 
für einen 4-Personen-Haushalt: bis 85 qm und 
für jede weitere Person 10 qm mehr. 
 

                                                      
6 BSG 19.02.2009, B 4 AS 30/08 R 
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Eine Erhöhung der abstrakt angemessenen Wohnfläche kann aufgrund besonderer Umstände 
(Krankheit, Behinderung, Umgangsrecht, Alleinerzeihung) im Rahmen der Prüfung der 
individuellen Angemessenheit der Unterkunft erfolgen7. 
 
Der Landkreis hat 5 Wohnungskategorien gebildet, welche jeweils die Intervalle zwischen den 
o.g. Grenzen ausfüllen (also für 1-Personen-Haushalte alle Wohnungen bis 50 qm, für 2-
Personen-Haushalte alle Wohnungen zwischen 50 und 60 qm usw. bis 5-Personen-Haushalt 
und größer 85 qm). 
 

5. Angemessener Quadratmeterpreis 
Für jede Wohnung wurde zunächst der qm-Preis (Kaltmiete) ermittelt. Aus diesen Daten 
wurde sodann der durchschnittliche qm-Preis (arithmetisches Mittel), bezogen auf die jeweilige 
Region und innerhalb der Region bezogen auf die einzelnen Bedarfsgemeinschaften bzw. 
Wohnungskategorien (s.o.) errechnet. 
 
Da nach der Rechtsprechung des BSG im Leistungsrecht des SGB II sowie des SGB XII nur 
das untere Wohnungsmarktsegment  zu betrachten ist8, war eine Bestimmung des unteren 
Segments vorzunehmen und dabei sicherzustellen, dass in jeder Region und unter 
Berücksichtigung von Größe und Struktur der Bedarfsgemeinschaft ein ausreichendes 
Angebot an anzumietenden Wohnraum zur Verfügung steht. 
 
Im ersten Schritt zur Bestimmung des „unteren“ Segments wurde festgelegt, maximal 35% 
vom gebildeten Mittelwert nach unten abzuweichen und so das Risiko, Wohnungen aus dem 
„untersten“ Segment einzubeziehen, auszuschießen. 
 
Im zweiten Schritt wurde geprüft, inwieweit in dem neu bestimmten „unteren“ Segment 
(Mittelwert minus 35% nach unten) eine ausreichende Anzahl anzumietender Wohnungen zur 
Verfügung steht. Dabei wurde festgestellt, dass diese Voraussetzung nicht erfüllt wäre. Um 
keine weitere Absenkung in Richtung „unterstes“ Segment vorzunehmen, wurden auch 
diejenigen Wohnungen, deren Quadratmeterpreis bis zu 10% über dem Mittelwert liegt, 
einbezogen. Damit waren auch die Voraussetzungen für eine ausreichende Anzahl von 
verfügbaren Wohnungen erfüllt. 
 
Aus den Datensätzen des vorgenannten Korridors wurde sodann das arithmetische Mittel 
gebildet (gewichteter Mittelwert ), welches im Ergebnis ca. 2-5% unterhalb des Mittelwertes 
aller Wohnungen liegt. 
 
Das Bayerische Landessozialgericht, welches durch das BSG bestätigt wurde, hatte bereits 
ausgeführt, der Senat sehe „das untere Marktsegment jedenfalls dann als hinreichend 
abgedeckt an, wenn dieses das preislich untere Fünftel des Wohnungsmarktes umfasst und 
der Anteil der Grundsicherungsempfänger an der Bevölkerung deutlich geringer liegt“9. Offen 
bleiben könne nach dieser Entscheidung, ob nicht auch ein geringerer Anteil als die gewählten 
20% noch ausreichend sei. Die von hier gewählte Kappungsgrenze nach oben und unten liegt 
im Ergebnis deutlich über den vom BSG bestätigten 20%. 
 
Hinzugerechnet wurde sodann das arithmetische Mittel der kalten Nebenkosten  pro qm 
derjenigen Wohnungen, die innerhalb des oben beschriebenen Korridors liegen, wobei nicht 
alle Mietangebote Angaben zu den Nebenkostenvorauszahlungen enthalten. 
 

                                                      
7 Siehe hierzu: Geschäftsanweisung des Landkreises Hildesheim zu den Bedarfen für Unterkunft und 
Heizung nach § 22 Abs. 1-3 SGB II 
8 BSG 07.11.2006, B 7b AS 18/06 R, Rn. 20 
9 BSG 10.09.2013, B 4 AS 77/12 R 
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Die Auswertung hinsichtlich der kalten Nebenkosten für die Richtwerte ab Juli 2015 war 
aufgrund einer geringen Anzahl von Datensätzen mit Angaben zu den kalten Nebenkosten in 
den Regionen II und III nicht möglich. Der Anteil der Datensätze insgesamt mit Angabe zu den 
kalten Nebenkosten betrug in der Region II 28,55% (440 Datensätze) und in der Region III 
31,74% (798 Datensätze). Es wird daher auf die ausgewerteten kalten Nebenkosten der 
Region I zurückgegriffen. Der Anteil der Datensätze mit Angaben zu den kalten Nebenkosten 
betrug 38,53% (2.310 Datensätze). Auch in den nachfolgenden Jahren werden die kalten 
Nebenkosten der Region I in den beiden anderen Regionen berücksichtigt. 
 
Die Heizkosten werden gesondert übernommen und sind daher nicht Gegenstand des 
Konzepts. 
 
Der Landkreis hat bewusst davon abgesehen, das untere Marktsegment  anhand von 
Kriterien (Baujahr/Sanierung, Ausstattungsmerkmale, Lage etc.) vorab abstrakt zu 
definieren . Zum einen können den jeweiligen Informationsquellen nur in Einzelfällen alle 
insoweit für eine Kategorisierung der Wohnung in unteres, mittleres oder gehobenes Niveau 
erforderlichen Angaben entnommen werden, so dass in vielen Einzelfällen Nachfragen 
erforderlich wären. Dies wäre allerdings nicht nur mit einem nicht leistbaren 
Verwaltungsaufwand verbunden, sondern beinhaltete darüber hinaus nicht die Gewähr dafür, 
dass sämtliche Informationen abgerufen werden könnten, da der jeweilige Vermieter nicht 
einmal verpflichtet wäre, dem Landkreis Auskunft zu erteilen. Des Weiteren waren bei dieser 
Entscheidung auch erhebliche rechtliche Risiken in Bezug auf die zutreffende Gewichtung der 
einzelnen Faktoren und damit letztlich wiederum die Frage inwieweit diese einer gerichtlichen 
Prüfung standhalten können. 
 
Unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des BSG, wonach es dahingestellt bleiben kann, 
ob einzelne Faktoren wie Ausstattung, Lage etc. isoliert als angemessen anzusehen sind, 
solange der Grundsicherungsträger nicht mit unangemessen hohen Kosten belastet wird, geht 
der Landkreis daher bei der Auswertung der erhobenen Daten davon aus, dass es sich bei 
diesen Faktoren um solche handelt, die sich regelmäßig im Quadratmeterpreis 
widerspiegeln10. Das BSG führt in dieser Entscheidung insoweit wörtlich aus: 
„(…) Nach Feststellung der Wohnraumgröße ist als weiterer Faktor der Wohnungsstandard zu 
berücksichtigen. Angemessen sind die Aufwendungen für eine Wohnung nur dann, wenn 
diese nach Ausstattung, Lage und Bausubstanz einfachen und grundlegenden Bedürfnissen 
genügt und keinen gehobenen Wohnstandard aufweist. Die Wohnung muss von daher 
hinsichtlich der aufgeführten Kriterien, die als Mietpreis bildende Faktoren regelmäßig im 
Quadratmeterpreis ihren Niederschlag finden , im unteren Segment der nach der Größe in 
Betracht kommenden Wohnungen in dem räumlichen Bezirk liegen, der den 
Vergleichsmaßstab bildet. Da es im Ergebnis allein auf die Kostenbelastung des 
Grundsicherungsträgers ankommt, kann dahinstehen, ob einzelne Faktoren wie Ausstattung, 
Lage etc. isoliert als angemessen anzusehen sind, solange der Grundsicherungsträger nicht 
mit unangemessenen hohen Kosten belastet wird. Der Senat folgt insoweit der Produkttheorie 
(…), die letztlich abstellt auf das Produkt aus angemessener Wohnfläche und Standard, das 
sich in der Wohnungsmiete niederschlägt.  (…)“ 
 
Das BSG hat unter Hinweis auf die den Grundsicherungsträgern zustehende 
Methodenfreiheit  zudem klargestellt, dass ein verfahrensrechtliches Erfordernis, sämtliche 
Wohnwertmerkmale regelmäßig und unabhängig von der Art des schlüssigen Konzepts in 
einem vorgeschalteten Schritt abschließend zu definieren, nicht bestehe11. 
 

                                                      
10 BSG 07.11.2006, B 7b AS 18/06 R, Rn. 20 und BSG 18.06.2008, B 14/7 AS 44/06, Rn. 13 
11 BSG 18.11.2014, B 4 AS 9/14 R, Rn. 19 
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Auch der 11. und 15. Senat des Nds. LSG gehen mittlerweile davon aus, dass eine 
Bestimmung der Angemessenheitswerte über den Preis grundsätzlich zulässig ist12. 
 
 

6. Auswertung 
Zum Stichtag 01.10.2008 wurden die Daten erstmals ausgewertet. Zu diesem Zeitpunkt 
enthielt die Datenbank zur Ermittlung des aktuellen örtlichen Wohnungsmarktes 2.466 
Wohnungen. In der Folge wurde zunächst halbjährlich, ab Mai 2011 jährlich eine Auswertung 
der Daten vorgenommen, zum Stichtag 31.März.  
 
Hierbei wurden zunächst die Daten der zurückliegenden 24 Monate, ab Juli 2012 (in 
Anlehnung an die Vorgehensweise bei Mietspiegeln) der zurückliegenden 48 Monate 
berücksichtigt. Ab Juli 2016 wurde die Verfahrensweise erneut auf die Berücksichtigung der 
Daten der zurückliegenden 24 Monate umgestellt, da die Mieten in jüngster Zeit relativ stark 
gestiegen sind und sich durch den Rechtskreiswechsel anerkannter Flüchtlinge in das SGB II 
der „günstige“ Wohnraum weiter verknappt. Durch eine Verkürzung des Zeitraums ist eine 
größere Aktualität der Richtwerte gewährleistet. 
 
Dabei wird zu Gunsten der Hilfebedürftigen ein „Bestandsschutz“ gewährt. Veränderungen der 
Angemessenheitsgrenze nach „unten“ wirken sich danach immer nur dann aus, wenn beim 
Bedarf des Hilfebedürftigen bzw. der Bedarfsgemeinschaft ohnehin eine Änderung, z.B. durch 
den Wegzug oder Zuzug von Personen innerhalb der Bedarfsgemeinschaft, eingetreten ist. 
Änderungen der Angemessenheitsgrenze nach „oben“ führen zu einer Anpassung der in der 
Bedarfsberechnung berücksichtigten angemessenen Unterkunftskosten. 
 

7. Fazit 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass der Landkreis Hildesheim mit seinem 
Grundsicherungsrelevanten Mietspiegel alle vom BSG geforderten Kriterien für ein 
schlüssiges Konzept zur Ermittlung der angemessenen Unterkunftskosten erfüllt und der 
hiesige Grundsicherungsrelevante Mietspiegel ein schlüssiges Konzept i.S. der 
Rechtsprechung des BSG darstellt. 
 
 

8. Anlagen: 
 
Anlage 1 Die regionale Differenzierung der „Kosten für Unterkunft und Heizung“ und 

Wohnsituation der Leistungsempfänger der Grundsicherung für Arbeitssuchende im 
Landkreis Hildesheim von Ulf Keller, wissenschaftlicher Mitarbeiter der Leibniz-
Universität Hannover – Mai 2009 

 
Anlage 2 Gutachten zur sachverständigen Überprüfung des grundsicherungsrelevanten 

Mietspiegels des Landkreises Hildesheim von Dr. Christian v. Malottki – 29.12.2017 
 

                                                      
12 LSG NDSB 16.12.2015, L 15 AS 159/14 und LSG NDSB 10.06.2016, L 11 AS 1788/15 
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Zusammenfassung der Untersuchung 

 

 

1. Fragestellung und Ziel der Untersuchung 

Als einer der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende �Š SGB II �Š ist der Land-
kreis Hildesheim dazu verpflichtet, empirische Daten über die konkrete Wohnsituation der 
Grundsicherungsempfänger und deren Kosten vorzuhalten, um maßstäblich und verbind-
lich über die Angemessenheit der jeweiligen Kosten für Unterkunft und Heizung (nachfol-
gend: KdU) entscheiden zu können. Auf Grund der jüngeren Rechtsprechung des Bun-
dessozialgerichtes ist es nicht länger möglich , ohne weiteres auf schematische Größen 
zurückzugreifen, wie es z.B. im Rückgriff auf die „Tabellenwerte“ des Wohngeldes geläu-
fig war. Zur Lösung dieser Aufgabe bezeichnet das Bundessozialgericht die Möglichkeit, 
dass die Grundsicherungsträger eigene grundsicherungsrelevante Mietspiegel oder 
Tabellen entwickeln und vorhalten . 

Das Ziel solch grundsicherungsrelevanter Mietspiegel oder Tabellen ist es, den örtli-
chen grundsicherungsrelevanten Wohnungsmarkt transparent darzustellen und den Leis-
tungsempfängern wie dem Grundsicherungsträger die nähere Bestimmung der „Ange-
messenheit der Kosten für Unterkunft und Heizung“ zu erleichtern. Auch der Rechtspre-
chung soll ermöglicht werden, hierdurch „eine eigenständige rechnerische Überprüfung“ 
strittiger Leistungsbescheide vorzunehmen (vgl. Abschnitt 2.1 ab S. 13). 

Der Landkreis Hildesheim führt bereits seit dem Oktober 2007 eigene systematische Er-
hebungen aus frei zugänglichen Wohnungsmarktdaten und Mietangeboten im Kreisgebiet 
durch. Diese Auswertungen zu aktuellen Kosten der Unterkunft und Heizung werden seit 
dem 1. Januar 2009 als Richtwerte in der „Geschäftsanweisung des Kommunalen 
Trägers für die Leistungen für Unterkunft und Heizung nach § 22 Abs. 1 SGB II “ zu-
sammengefasst und ausgewiesen. Mit der Erhebung und Auswertung dieser Daten ver-
fügt der Landkreis Hildesheim bereits über eine umfassende und aussagekräftige Dar-
stellung eines am Mietwohnungsmarkt frei zugänglichen , grundsicherungsrelevan-
ten Wohnungsmarktsegmentes . Allen Beteiligten wird handhabbar ermöglicht nach-
zuvollziehen , welcher Wohnraum verschiedener Größe aktuell wo und zu welchen 
Kosten zur Verfügung steht  (vgl. Abschnitt 2.2 ab S. 16). 

Das Gebiet des Landkreises wurde von der Kreisverwaltung zur Erhebung wohnraumre-
levanter Daten in drei Regionen aufgeteilt, die jeweils einen räumlichen Vergleichs-
maßstab zur Ermittlung angemessener KdU  darstellen. Vor diesem Hintergrund sind 
die Aufgaben der hier zusammengefassten Untersuchung: 

- in einem ersten empirischen Schritt eine weiter gefasste Bewertung über die Eintei-
lung dieser drei Regionen durch die Landkreisverwaltung vorzunehmen; 

- in einem zweiten empirischen Schritt die Größe und Struktur der Bedarfsgemein-
schaften, die Größe der bewohnten Wohnungen und deren Lage innerhalb der drei 
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bezeichneten Regionen sowie die entstehenden KdU zu erfassen und darzustellen. 
Durch diese Beschreibung der gegenwärtigen Wohnsituation der SGB II-Empfänger 
soll dem Landkreis Hildesheim ermöglicht werden, eigene Verfahren und Erhebun-
gen weiterzuentwickeln. 

Als Datengrundlage für diese beiden „Teiluntersuchungen“ dienen im ersten Fall Daten-
sätze des Niedersächsischen Landesbetriebs für Statistik und Kommunikation, die zweite 
Erhebung ruht auf umfangreichen, regional aufgeschlüsselten Datenauswertungen des 
Statistik-Service Nordost der Bundesagentur für Arbeit. 

Die so formulierten grundlegenden Ausführungen über die regionale Differenzie-
rung und die Wohnsituation der Grundsicherungsempfänger stehen neben den 
fortlaufend erhobenen Wohnungsmarktdaten des Landkreises Hildesheim . Hier-
durch werden in der Gesamtschau feststehende grundsicherungsrelevante Tabel-
lenwerte  geschaffen, die detaillierte Auskunft über die Wohnsituation im SGB II , die 
Verfügbarkeit und Kostenzusammensetzung von Wohnraum  und die regionale Ent-
wicklung  im Landkreis Hildesheim geben. Allen Beteiligten ist es auf der Grundlage ei-
nes solch grundsicherungsrelevanten Mietspiegels  möglich, den grundsicherungsrele-
vanten Wohnungsmarkt im Landkreis Hildesheim auf objektiver und transparenter Grund-
lage zu bewerten und die nähere Bestimmung der „Angemessenheit der Kosten für Un-
terkunft und Heizung“ vorzunehmen (vgl. Abschnitt 2 ab S. 13). 

 

2.  Die Struktur der Wohnsituation in der Grundsicherung:  
Ergebnisse und Empfehlungen 

Die von der Kreisverwaltung zur Erhebung wohnraumrelevanter Daten aufgestellten Re-
gionen sind (vgl. Abschnitt 3.1 ab S. 21): 

- die Region I  mit dem Gebiet der großen selbständigen Stadt Hildesheim, einer Ge-
samtfläche von 92 qkm und einer Gesamteinwohnerzahl von 103.600 Bürgerinnen 
und Bürgern; 

- die Region II  mit den kreisangehörigen Gemeinden Alfeld, Duingen, Elze, Freden, 
Gronau, Lamspringe, Sibbesse, einer Gesamtfläche von 486 qkm und 67.600 Ein-
wohnern; 

- die Region III  mit den Gemeinden Algermissen, Bad Salzdetfurth, Bockenem, Diek-
holzen, Giesen, Harsum, Holle, Nordstemmen, Sarstedt, Schellerten, Söhlde, einer 
Gesamtfläche von 628 qkm und 117.400 Einwohnern. 

 

2.1 Ergebnisse und Empfehlungen hinsichtlich  
der räumlichen Differenzierung 

Die räumliche Differenzierung des Landkreises hat ihre Begründung in verschiedenartig 
gelagerten Bevölkerungs-, Wirtschafts- und Arbeitsmarktstrukturen, die als zentrale Fak-
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toren auf die räumliche Entwicklung, die Lebenszusammenhänge der Bürgerinnen und 
Bürger und die Wohnungsmärkte der Region einwirken. Insgesamt ist festzustellen, dass 
die durch die Kreisverwaltung festgelegte Einteilung des Kreisgebietes im Gesamt-
bild als in sich schlüssig und empirisch belastbar  einzustufen ist. Diese Beurteilung 
ergibt sich als Bild sowohl in der längerfristig rückreichenden Perspektive als auch in der 
Betrachtung der gegenwärtigen Situation im Landkreis Hildesheim. Weiterhin ist auf 
Grund der zu Hilfe gezogenen und analysierten Strukturdaten begründet zu vermuten, 
dass die vorliegende regionale Differenzierung in die bestehenden Regionen I bis III in 
mittelfristiger Perspektive tragbar ist und einer erwartbaren regionalen und räumlichen 
Entwicklung des Landkreises gerecht werden kann. 

Der Landkreis Hildesheim liegt innerhalb einer Region Niedersachsens, die anhaltend 
und langfristig mit negativen demographischen Veränderungen konfrontiert sein wird (vgl. 
Abschnitt 3.1.1 ab S. 21). Auf Gemeindeebene können sich allerdings verschiedene Be-
völkerungsstrukturen und Wanderungsbewegungen entwickeln. Als relativ gut positionier-
te, d.h. in den letzten Jahren entweder in den Bevölkerungszahlen nahezu stagnierende 
oder wachsende Gemeinden zeigen sich gegenwärtig die Städte Hildesheim und Sarstedt 
sowie das Kreisgebiet nordwestlich der Stadt Hildesheim. Demgegenüber verlieren dieje-
nigen Gemeinden Bevölkerungsanteile, welche als „gemeinsamer Nenner“ eine größere 
Entfernung zu guten Verkehrsanbindungen und/oder den die Region prägenden Arbeits-
marktzentren eint. Dies betrifft in geringerem Maße Gemeinden der Region III, stärker 
hingegen entfernt liegende Gemeinden der Region II. 

Im Landkreis ist die Stadt Hildesheim (Region I ) der deutlich erkennbar zentrale Ort des 
wirtschaftlichen Lebens (vgl. Abschnitt 3.1.2 und 3.1.3 ab S. 25). Im Vergleich der Regio-
nen untereinander fällt sie als deutlich städtisch strukturiertes Arbeitsmarktzentrum auf, 
das viele sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze anbietet und das erkennbare Zent-
rum zahlreicher Pendler aus dem Landkreis wie Umland ist. Deutliche Unterschiede sind 
insofern im Vergleich zu den Regionen II und III zu erkennen: in der Region II findet sich 
ein besonders stark aufgestelltes produzierendes Gewerbe mit den für „ländliche Räume“ 
typischen Schwerpunkten in den fertigenden Industrien und handwerklichen Gewerben. 
Die Region III weist im Vergleich zur Region II geringfügig andere Zahlen und Schwer-
punkte in den Beschäftigungssektoren auf, hier sind das produzierende und verarbeiten-
de Gewerbe etwas schwächer repräsentiert und der Handel, das Gastgewerbe und der 
Verkehr etwas stärker. Insgesamt ergibt sich jedoch ein in den sektoralen Strukturen stär-
ker ähnliches Bild zwischen den Regionen II und III als im Vergleich dieser beiden zur 
Stadt Hildesheim. 

Die große selbständige Stadt Hildesheim nimmt als Region I  innerhalb des Kreisgebietes 
eine zentrale, den Landkreis prägende Stellung ein. Mit Blick auf die hohe Einwohnerzahl, 
die insgesamt großstädtischen und oberzentralen Stadt- und Wirtschaftsstrukturen, die 
Steuerkraft und hohe Arbeitsplatzzentralität (vgl. Abschnitt 3.1.3 ab S. 29) sowie die her-
vorragende verkehrsinfrastrukturelle Lage steht auch für die Zukunft zu erwarten, dass 
der Landkreis Hildesheim als „Stadtregion“ zu bezeichnen sein wird. Er wird weiterhin 
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Regionen 
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durch sein großstädtisches Zentrum geprägt werden, dass starke lokale Verflechtungsbe-
reiche mit den umliegenden Gemeinden aufweist. 

In einer erkennbar anderen Perspektive befindet sich die Region II  des Landkreises Hil-
desheim. Für diese Region ist zwar die relativ hohe Zentralität der Stadt Alfeld hervorzu-
heben, die sowohl von der Einwohnerzahl als auch den wirtschaftlichen Strukturdaten und 
der Arbeitsplatzzentralität innerhalb dieser Region hervorsticht. Insgesamt jedoch ist fest-
zustellen, dass hier weite Teile �Š im Gegensatz gerade auch zur Stadt Hildesheim �Š als 
ländlicher und entsprechend strukturierter Raum innerhalb des Landkreises einzustufen 
sind. Es ist anzunehmen, dass sich die Region II auch künftig verstärkt „auf diesem Pfad“ 
weiterentwickeln wird. Die für den ländlichen Raum in dieser Region Niedersachsens re-
lativ stabilen Muster der regionalen Bevölkerungsentwicklung und die tendenziell erkenn-
baren Entwicklungstrends in der Wirtschaftsstruktur und Beschäftigtenentwicklung lassen 
erkennen, dass weiterhin von beträchtlichen Unterschieden auch in der lokalen Entwick-
lung ausgegangen werden kann. Nicht die Region insgesamt, aber zumindest (verkehrs-) 
infrastrukturell entlegene Gemeinden werden langfristig mit stagnierenden und rückläufi-
gen Entwicklungen der wirtschaftlichen und Arbeitsmarktmöglichkeiten, schwächeren 
Gemeindefinanzen und einer alternden Bevölkerung konfrontiert werden. 

Gerade mit Blick auf die prägnanten Regionen I und II scheint es sinnvoll, die Region III  
unter Zuhilfenahme der einschlägigen Strukturdaten als eigenständigen Raum innerhalb 
des Landkreises zu analysieren. Hierfür sprechen im Vergleich eine bisher anders gela-
gerte Bevölkerungsentwicklung, eine scheinbar stärker aufgestellte wirtschaftliche und 
bessere Arbeitsmarktentwicklung sowie etwas höher zur Verfügung stehende Einkom-
men. Insgesamt ergibt sich das Bild, dass die Region III und insbesondere ihr Teil im 
Nordwesten stärker verdichtet und städtisch ausgerichtet oder orientiert sind. Hierzu ge-
hören unmittelbar die gute bis sehr gute Anbindung an die Hauptverkehrsachsen des 
Landkreises und die relative Nähe zu den die Region prägenden Oberzentren Stadt Hil-
desheim und Landeshauptstadt Hannover. Insgesamt zeichnet die Region III ein Bild der 
lokal betrachtet doch besseren Erreichbarkeit, sowohl einerseits für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer mit Berufsstandorten außerhalb der Wohnortgemeinde wie auch für 
Gewerbetreibende mit Blick auf zentrale bzw. südost-niedersächsische Märkte bspw. in 
Hildesheim, Hannover, Salzgitter, Braunschweig oder Göttingen. 

 

2.2  Empfehlungen hinsichtlich der Wohnsituation in der Grundsicherung 

Die im Vergleich der Regionen des Landkreises zentrale Stellung der Stadt Hildesheim 
spiegelt sich auch im (grundsicherungsrelevanten) Wohnungsmarkt wider (vgl. Abschnitt 
3.2 ab S. 35). Insofern erscheint es im Ergebnis und in der Empfehlung als schlüssig und 
geboten, das Gebiet der Stadt Hildesheim als regional eigenen Wohnungsmarkt darzu-
stellen, der in starken Zusammenhängen zu den zentralen Bevölkerungs-, Wirtschafts- 
und Arbeitsmarktstrukturen stehen wird. Die Begründung für die auch künftig separat von 
anderen Landkreisregionen zu beobachtende Entwicklung innerhalb des Hildesheimer 
Wohnungsmarktes findet sich weiterhin in der verhältnismäßig hohen Anzahl und beson-
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deren Struktur der Grundsicherungsempfänger. Mit Blick auf deren Wohnsituation ist fest-
zustellen, dass die Grundsicherungsempfänger in der Stadt Hildesheim anders (etwas 
„kleiner“) und auch teurer als in den Regionen II und III wohnen. 

Unter dem Gesichtspunkt des Wohnens und der Wohnstruktur der Grundsicherung-
sempfängerinnen und -empfänger erscheint es sinnvoll, die Differenzierung der heutigen 
Regionen II und III aufrecht zu erhalten und die Region III unter Zuhilfenahme der be-
sprochenen Strukturdaten als eigenständigen Raum und sozusagen „zwischen den bei-
den“ vorgenannten zu positionieren. Bereits heute liegt nach Datenlage die Region III im 
preislichen Vergleich von Wohnraum im Gesamtniveau leicht über dem der Region II. 
Ausweislich der zu Hilfe gezogenen Daten scheint die Region III anders strukturiert und 
positioniert zu sein, so dass es angesichts der hier beschrieben Gesamttendenzen und 
Strukturen wenn nicht zu erwarten, so doch mindestens nicht auszuschließen ist, dass 
sich die regionalen Unterschiede des Landkreises künftig weiterentwickeln und verändern 
werden. So gesehen erscheint die jetzige regionale Differenzierung als durchaus geeig-
net, diese Veränderungen in ihren Wechselbezügen auch mit Perspektive auf den 
(grundsicherungsrelevanten) Wohnungsmarkt abzubilden. 

Inwieweit innerhalb der Regionen noch einmal eine räumliche Differenzierung vorge-
nommen werden kann (wie bspw. mit Alfeld und Sarstedt als in den Regionen II und III 
besonders hervorstehenden Gemeinden), bleibt detaillierter Beobachtung und Auswer-
tung vorbehalten. Allein aus wissenschaftlicher Perspektive sind keine Gründe ersichtlich, 
die zwingend hiergegen sprächen; mithin erscheint es durchaus möglich, dass hierdurch 
eine höhere empirische Evidenz der Wohnraumbeobachtung erreicht wird. 

Abschließend soll durch diese Zusammenfassung hervorgehoben werden, dass die Be-
darfe an grundsicherungsrelevantem Wohnraum regionsübergreifend verstärkt im Seg-
ment kleinerer Mietwohnungen (also 1-3-Zimmer-Wohnungen mit einer Größe von bis 
einschl. 75 qm) zu suchen sind (vgl. Abschnitt 3.2.2 und 3.2.3 ab S. 36). Diese Bedarfe 
resultieren ihrer Form nach aus der Größe und Struktur der Bedarfsgemeinschaften im 
Landkreis. Perspektivisch sollte der Grundsicherungsträger in der Beobachtung bedarfs-
gerechten Wohnraums diese „Zielgruppen“ also schwerpunktmäßig berücksichtigen. 

Insgesamt sind die vorhandenen Daten sowohl der BA als auch des Landkreises in ho-
hem Maß geeignet, die Größe der Bedarfsgemeinschaften und die Größe der angemiete-
ten Wohnungen, die räumlichen Vergleichsmaßstäbe und die Verfügbarkeit grundsiche-
rungsrelevanten Wohnraums aufzuzeigen. Abschließend kann festgehalten werden, dass 
das Zusammenwirken all dieser Faktoren und spezifischen Datensätze der Bestimmung 
des relevanten „einfachen“ Wohnungssegmentes dient. Die dargestellte „Ist-Situation“ 
des Wohnens im Bereich des SGB II zeigt auf Grund ihrer breiten empirischen Basis, an-
hand welcher Maßstäbe das grundsicherungsrelevante Mietwohnungssegment zu cha-
rakterisieren und wie die Abgrenzung zu höheren Wohnungsmarktsegmenten zu definie-
ren ist. 
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1.  Einleitung 

 

Das System der sozialen Grund- und Mindestsicherung in Deutschland half zum Jahres-
ende 2006 ca. 8,3 Millionen Menschen oder 10 % der Bevölkerung, ihren grundlegenden 
Lebensunterhalt bestreiten zu können. Die verschiedenen Arten dieses Leistungssystems 
hatten zu diesem Zeitpunkt ein Ausgabevolumen von über 45 Milliarden Euro jährlich er-
reicht.1 Die Grund- und Mindestsicherung ist damit �Š quantitativ wie qualitativ �Š zu einer 
der maßgeblichen Stützen des deutschen Sozialstaates geworden. 

Den mit rund 7,3 Millionen Leistungsempfängern weitaus umfangreichsten Teil des Sys-
tems der sozialen Mindestsicherung umfasst das 2005 eingeführte Zweite Buch Sozialge-
setzgebung.2 Es sichert als Grundsicherung für Arbeitsuchende diejenigen Menschen, die 
erwerbsfähig sind, sowie deren Angehörige ab. Die Leistungen der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende zur Sicherung des Lebensunterhalts sind im Wesentlichen in drei Berei-
che unterteilt: die Regelleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 20 SGB II), so 
genannte Leistungen für Mehrbedarfe beim Lebensunterhalt (§ 21 SGB II) und die Leis-
tungen für Unterkunft und Heizung (§ 22 SGB II). Dabei sind die erstgenannten beiden 
„Leistungsstränge“ in ihrer Höhe bundesweit einheitlich pauschaliert; die Leistungen für 
Unterkunft und Heizung hingegen werden „in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen er-
bracht, soweit diese angemessen sind“ (§ 22 I Satz 1 SGB II). Dies bedeutet, dass sich 
die konkrete Leistungshöhe an den jeweils tatsächlich für eine Unterkunft anfallenden 
Kosten orientiert. Insofern werden für jede Bedarfsgemeinschaft die für sie anerkannten, 
also im konkreten Einzelfall bestimmten Unterkunftskosten getragen. Hierbei ist jedoch 
die Einschränkung zu beachten, dass die zu bestimmenden Grenzen der Angemessen-
heit in ihrer Höhe nicht überschritten werden dürfen.3 

Die entstehenden Kosten für Unterkunft und Heizung (im Folgenden: KdU) werden seit 
der Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende zu einem Großteil von den Land-
kreisen und kreisfreien Städten getragen. Die KdU hatten in 2007 ein Gesamtvolumen 
von ungefähr 11,5 Milliarden Euro in den kommunalen Haushalten erreicht und sind damit 
einer der größten Ausgabenfaktoren der sozialen Mindestsicherung in Deutschland.4 Da 
diese Leistungen für Unterkunft und Heizung „in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen 
erbracht“ werden müssen, sind die Kreise und kreisfreien Städte dazu angehalten, die tat-
sächlich anfallenden Kosten der Unterkunft und Heizung in ihrem Zuständigkeitsbereich 
zu ermitteln sowie festzustellen, durch welche Verfahren und in welcher Höhe die „Ange-
messenheit“ der Unterkunfts- und Heizungskosten bestimmt wird. 

                                                 
1  Soziale Mindestsicherung in Deutschland: Ausgabe 2008, S. 5. 
2  Verkündet als Artikel 1 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24. De-

zember 2003 (BGBl. I S. 2954), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2955). Weiterhin: Statistisches Bundesamt (Hrsg). „Soziale Mindestsicherung in Deutschland“. 
STATmagazin, Dezember 2008, S. 3. 

3  Vgl. Gühlstorf. 
4  Statistisches Bundesamt (Hrsg.). „Öffentliche Finanzen im Jahr 2007“. Wirtschaft und Statistik 5/2008, S. 

445. 
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Die Kosten für Unterkunft und Heizung im System der Grundsicherung sind für alle Betei-
ligten, die betroffenen Bürgerinnen und Bürger sowie die Verwaltungen in den Kommu-
nen, den Ländern und des Bundes, ein vielschichtiger Themenkomplex. „Vor Ort“ �Š in 
diesem Fall für den Landkreis Hildesheim als Träger der Grundsicherung �Š ragen zur 
Zeit zwei Problemstellungen hervor: 

- In mittelfristiger Perspektive werden die Kreise und kreisfreien Städte zu praxisna-
hen und rechtssicheren Verfahren  in der Bestimmung „ihrer“ örtlichen Angemes-
senheitsgrenzen finden müssen. „Praxisnah“ bedeutet dabei einerseits, ein verhält-
nismäßiges Verfahren zu ermöglichen, das geeignet ist, die „vor Ort“ zur Lösung auf-
geworfenen Fragen unter Gesichtspunkten der Verwaltungsökonomie zu beantwor-
ten. Hierzu wird auch gehören, den Verwaltungen den Rückgriff auf eigene Informati-
onen und Methoden zu ermöglichen. Andererseits sollten und müssen diese Verfah-
ren ein hohes Maß an Transparenz und Zuverlässigkeit aufweisen. Insofern wäre es 
zu begrüßen, wenn sich bald konzeptionelle und Verfahrensstandards „herausschä-
len“ würden, die es allen Beteiligten erlauben, die Angemessenheit der Kosten für 
Unterkunft und Heizung jeweils „vor Ort“ verlässlich beurteilen zu können. 

- Die Kreise und kreisfreien Städte werden immer deutlicher erkennbar zu Beteiligten 
der (lokalen ) Wohnungsmarktpolitik . In längerfristiger Perspektive ist daher er-
kennbar, dass die deutschen Kommunen vor der Aufgabe stehen werden, eine zu-
mindest „grundsicherungsrelevante “ Wohnraumbeobachtung  aufzubauen. Hinter 
dieser Entwicklung steht das künftig zunehmende Gewicht von Grundsicherungsleis-
tungen in Deutschland. Umfassende soziodemographische Entwicklungen und 
Trends, wie sie z.B. durch die Schlagworte „strukturelle Langzeitarbeitslosigkeit“, 
„Demographischer Wandel“ (Grundsicherung im Alter) oder „Singularisierung der 
Haushalte“ benannt werden können, werden auf das örtliche Geschehen am Woh-
nungsmarkt und auf dessen grundsicherungsrelevantes Segment Einfluss nehmen. 
Hierzu gehört auch festzustellen, dass die Grundsicherung für Arbeitsuchende schon 
lange mehr kein „Aliud“ zur Arbeitslosenversicherung ist, sondern eine „echte“ 
Grundsicherung, die vielerlei Lebensphasen und -situationen umfasst. Neben ar-
beitsmarktbezogenen Kategorien wie „erwerbsfähig“, „arbeitsuchend“ oder „arbeits-
los“ sind daher immer auch Konfaktoren zu berücksichtigen, wie mit „Kindererzie-
hung“, „Migration“, „Überschuldung“ oder „psychosozialen Problemlagen“ nur einige 
beispielhaft genannt sein sollen.5 

Diesen beiden Fragestellungen widmet sich die vorliegende, vom Landkreis Hildesheim in 
Auftrag gegebene Untersuchung. Sie versucht, einen verwaltungspraktischen Zugang in 
die grundsicherungsrelevante Wohnungsmarktbeobachtung zu finden und Empfehlungen 
zu entwickeln, das grundsicherungsrelevante Wohnungsmarktgeschehen im Landkreis 
Hildesheim handhabbar und vor dem Hintergrund im Landkreis Hildesheim bereits entwi-
ckelter Verfahren zu analysieren. 

                                                 
5  Vgl. jüngst Graf/Rudolph oder Dietz/Müller/Trappmann. 
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2.  Aufgabenstellung und Datengrundlage der Untersuchung 

 

2.1 Ausgangslage, Fragestellung und Ziel der Untersuchung 

Ausgehend von der jüngeren Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes (im Folgenden: 
BSG) sind die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende �Š SGB II �Š dazu verpflich-
tet, empirische Daten über die Wohnsituation der Grundsicherungsempfänger und deren 
Kosten vorzuhalten, um im geeigneten Maßstab und verbindlich über die Angemessen-
heit der jeweiligen Kosten für Unterkunft und Heizung  (nachfolgend: KdU) entschei-
den zu können. Für die im Einzelfall konkrete Übernahme von KdU ist das Kriterium „An-
gemessenheit“ der zentrale Begriff für die Regelungen und die verwaltungspraktische 
Durchführung des § 22 SGB II. Es verpflichtet die Grundsicherungsträger zur gesetzes-
konformen Bestimmung der KdU im Einzelfall jeder Bedarfsgemeinschaft. Pauschalieren-
de oder schematisierende Lösungen, wie sie u.a. aus der Sozialhilfepraxis mit der prakti-
schen Anwendung der Wohngeldtabelle Verbreitung fanden, werden vom Bundessozial-
gericht demnach nur noch als Subsidiärlösung verstanden.6 Weiterhin unterliegt die „An-
gemessenheit“ der KdU als so genannter unbestimmter Rechtsbegriff der vollen sozialge-
richtlichen Kontrolle. Um diese beiden Voraussetzungen („Gesetzes-“ und „Rechtspre-
chungskonformität“) zu erfüllen, ist unumgänglich, dass der Leistungsträger transparent 
darstellt, auf Grund welcher Kriterien , welcher Daten und durch welche (rechnerischen) 
Verfahren  er zu der Bestimmung von Kdu im konkreten Einzelfall einer Bedarfsgemein-
schaft findet. Grundsätzlich muss zur näheren Bestimmung von KdU ein nachvollziehba-
rer  und konkret-individueller Maßstab  angelegt werden.7 

Das Bundessozialgericht bezeichnet es als möglich, dass der Grundsicherungsträger �Š 
in diesem Fall der Landkreis Hildesheim �Š als Datengrundlage sog. „grundsicherungs-
relevante Mietspiegel “ entwickelt und vorhält.8 Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist jedoch 
weder durch den Bundesgesetzgeber noch durch administrative Verfahren oder die 
(höchstrichterliche) Rechtsprechung eindeutig definiert oder aber in der eindeutigen Ent-
wicklung begriffen, welche Bestandteile ein solcher „grundsicherungsrelevanter Mietspie-
gel“ beinhalten muss oder sollte und vor allen Dingen, auf welcher Datengrundlage er ab-
schließend beruhen muss.9 Überzeugend ist insofern daher der Hinweis, dass sämtliche 
wissenschaftlich haltbaren Erkenntnisquellen (also vorerst ohne nähere inhaltliche Quali-
fizierung) herangezogen werden können.10 Weiterhin sollten sich die gewählten Daten-
grundlagen sowohl an der Erstellung qualifizierter Mietspiegel im Sinne von § 558d BGB 
mit deren Inhalten, Verfahren und Ergebnissen orientieren als auch die „Dynamik“ von 
Mietdatenbanken integrieren, um eine relative Aktualität der Darstellung zu gewährleisten. 

                                                 
6  BSG, Urteil vom 18. Juni 2008 – B 14/7b AS 44/06 R, Leitsätze u. insbesondere Rdnrn. 7 ff. 
7  BSG, Urteil vom 7. November 2006 – B 7b AS 18/06 R, Leitsätze u. insbesondere Rdnr. 17. Vgl. Arbeitshilfe 

NRW zu Kosten der Unterkunft und Heizung gemäß § 22 SGB II, S. 11. 
8  Maßgeblich: BSG, Urteil vom 18. Juni 2008 – B 14/7b AS 44/06 R, Leitsatz 5 u. insbesondere Rdnr. 16. 
9  Zu dieser Problematik vertiefend Butzer/Keller. 
10  Vgl. m.w.N. Arbeitshilfe NRW Kosten der Unterkunft und Heizung gemäß § 22 SGB II, S. 19. 
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Neben zahlreichen, als geboten erscheinenden administrativen Vorgehensweisen11 wird 
die angesprochene „Datengrundlage“ jedoch heute wie künftig durch drei systematische 
Vorgaben geprägt werden: 

- Anders als (qualifizierte) Mietspiegel im Sinne der §§ 558c und d BGB müssen 
„grundsicherungsrelevante Mietspiegel“ oder „Datenbanken“ offenkundig nur einen 
qualitativen Ausschnitt des örtlichen Wohnungsmarktes  abbilden, nämlich eine 
grundsicherungsbezogene , mithin eine teilrepräsentative  und in den Anforderun-
gen daher weniger komplexe ortsübliche Vergleichsmiete für Wohnungen im re-
gional einfachen Wohnungssegment .12 Diejenigen örtlichen Wohnungsmarktseg-
mente, die oberhalb der zu definierenden Spannweite einfacher Marktsegmente vor 
Ort liegen und also begrifflich in einem gehobenen oder sogar hohen Marktsegment 
zu verorten wären, müssen durch die Datengrundlage hingegen nicht detailliert er-
hoben und abgebildet werden. Ihre Auswertung und Darstellung wäre weder sinnvoll 
noch zweckdienlich, vielmehr würden sie den empirischen Aussagewert einer sol-
chen Datengrundlage „verzerren“.13 Systematisch und konzeptionell ist eine solche 
Gesamterhebung einfachen bzw. qualifizierten Mietspiegeln iSd. §§ 558c und 558d 
BGB vorbehalten. 

- Als wesentliche Kriterien zur Prüfung der Angemessenheit der KdU gelten dem 
BSG14 die Größe der jeweiligen Bedarfsgemeinschaft  und die Größe der (ange-
mieteten ) Wohnung  in qm. Die Berücksichtigung des Zusammenhangs dieser 
beiden Faktoren unterscheidet die „grundsicherungsrelevante Datengrundlage “ 
wesentlich von allgemeinen oder qualifizierten Mietspiegeln oder Mietdaten-
banken iSd. BGB , da diese auf Grund ihrer Aufgabe und Fragestellung keine Be-
zugspunkte zu Grundsicherungs- bzw. Transferleistungen, also der Gesamtgröße 
und den verfügbaren Einkommen der Mieterschaft aufweisen. Der Zusammenhang 
zwischen Größe der Bedarfsgemeinschaft und Größe der Wohnung  ist letztlich 
also einer der wesentlichen Prüfsteine mit Blick auf die „Angemessenheit “ iSd.  
§ 22 SGB II, da nur die Differenzierung nach der Anzahl und Struktur von Mietern 
den vergleichenden Blick darauf erlaubt, was als Wohnungsgröße im örtlichen Maß-
stab „angemessen“ oder „zu groß und zu teuer“ bzw. „hervorgehoben ausgestattet 
und zu teuer“ ist. 

- Abschließend wird es für grundsicherungsrelevante Datengrundlagen über Wohn-
raum eine wesentliche Aufgabe sein, die Möglichkeit des Nachweises über die Ver-
fügbarkeit von Wohnraum  zu führen. Zur Erfüllung dieser Aufgabe ist es notwen-

                                                 
11  Vgl. zu „konzeptionellen Bestandteilen und Verfahren“ ergänzend Keller. 
12 BSG, Urteil vom 18. Juni 2008 – B 14/7b AS 44/06 R, Rdnrn. 16 u. 17. Vgl. Weidenkaff, in: Palandt, BGB, 

67. Aufl. 2008, § 558c Rdnr. 2. 
13 So sinngemäß etwa LSG BW, Urteil vom 17. Juli 2008 �Š L 7 AS 1797/08, Rdnr. 65. Nur als Stichwort soll 

zur Verdeutlichung die „großzügige Villa in bevorzugter Lage“ genannt werden, die durch eine Vollerhebung 
des örtlichen Wohnungsmarktgeschehens einzubeziehen wäre. Sie muss für Empfänger von Grundsiche-
rungsleistungen jedoch als „hohes Marktsegment“ von vornherein als „unangemessener Wohnraum“ aus ei-
ner möglichen Auswertung ausscheiden. 

14 BSG, Urteil vom 7. November 2006 �Š B 7b AS 18/06 R, Rdnr. 19, m.w.N. 
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dig, dass die Grundsicherungsträger konkrete und aktuelle Daten und Informatio-
nen über verfügbaren, d.h. in erster Linie anmietbaren Wohnraum vorhalten. Auch 
dieser Aspekt unterscheidet grundsicherungsrelevante Datengrundlagen von BGB-
Mietspiegeln, die in ihren Aussagen zwar die Darstellung und Ausweisung preislicher 
Informationen über Wohnraum mit dem Zweck des qualitativen Vergleiches bereithal-
ten, aber grundsätzlich keine Aussagen darüber treffen können, ob der jeweilig ge-
suchte oder betrachtete Wohnraum auch tatsächlich zu finden und anzumieten ist. 
Auch insofern scheint es den Grundsicherungsträgern angeraten, eine eigene, d.h. 
auf den jeweiligen Geschäftsbereich bezogene Erfassung konkreter und aktueller 
Verfügbarkeit zu führen. Hierzu bietet es sich an, die vor Ort frei zugänglichen Infor-
mationen über den Mietwohnungsmarkt zu erfassen und nach den spezifischen Be-
darfen auszuwerten (Tages- bzw. Wochenzeitungen, Internet). Ein solches Verfahren 
hat den Vorteil, dass damit konkret der Nachweis geführt wird, dass der ausgewiese-
ne bzw. so beworbene Wohnraum zumindest potenziell auch den wohnungssuchen-
den Grundsicherungsempfängern zur Verfügung steht. Weiterhin erscheint es sinn-
voll, die Zusammenarbeit mit großen Wohnungsanbietern, insbesondere kommuna-
len Wohnungsbaugesellschaften, zu suchen und deren Angebote systematisch in die 
Auswertung einzubeziehen. 

Die Aufgabe der vorliegenden Untersuchung ist es in diesem Sinne, eine erste empiri-
sche Grundlage und Daten für den maßstäblichen Vergleich über die grundsiche-
rungsrelevanten örtlichen Kosten für Wohnraum und dazugehörige (Neben-)Kosten 
zu bieten . Durch die Untersuchung soll der örtliche grundsicherungsrelevante Woh-
nungsmarkt in wesentlichen Strukturen aufgearbeitet werden, um sprichwörtlich „erst 
einmal zu erkunden“ und aufzuzeigen, wie und zu welchen Kosten die gegenwärtig im 
Leistungsbereich stehenden Bürgerinnen und Bürger überhaupt wohnen . 

Das Ziel dieser Arbeit ist insoweit, durch den empirisch untermauerten Überblick, wie der 
grundsicherungsrelevante Wohnungsmarkt vor Ort differenziert und strukturiert ist, einen 
Maßstab für im grundsicherungsrelevanten Segment liegende Wohnungen  zu ermit-
teln. Das Handeln der Kreisverwaltung soll allen Beteiligten nachvollziehbar gemacht 
werden und so zur Transparenz darüber beitragen, warum der Landkreis eine konkrete 
Bestimmung der KdU als „angemessen“ oder „nicht angemessen“ vornimmt.15 Grundsätz-
lich gilt insofern, dass sich Leistungen zur Unterkunft und Heizung an den „wohnraum-
bezogenen Lebensgewohnheiten “ und der Spannweite einfacher Marktsegmente vor 
Ort  orientieren. Aus den Ergebnissen dieser Arbeit können also keineswegs absolute 
Richtwerte oder Obergrenzen geschlossen werden, die die Kosten der Unterkunft und 
Heizung festlegen. Für die im Sozialrecht nötigen Einzelfallbeurteilungen  müssen auch 
weiterhin Spielräume bereitgehalten werden, um Hilfebedürftige nicht ohne sachlichen 
Grund in der Wohnungswahl einzuschränken. Das Bundessozialgericht folgt hierzu der 
sog. „Produkttheorie“,16 nach der es im Ergebnis allein auf die Kostenbelastung des 

                                                 
15  BSG, Urteil vom 7. November 2006 – B 7b AS 10/06 R, Rdnr. 24; BSG, Urteil vom 7. November 2006 – B 7b 

AS 18/06 R, Rdnr. 20. 
16 Vgl. Berlit, in: LPK-SGB II, 2. Aufl. 2007, § 22 Rdnr. 35, m.w.N. zur st. Rspr. von BVerwG und BSG. 
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Grundsicherungsträgers ankommt. Ihr zu Folge „kann dahinstehen, ob einzelne Faktoren 
wie Ausstattung, Lage etc. isoliert als angemessen anzusehen sind, solange der Grundsi-
cherungsträger nicht mit unangemessen hohen Kosten belastet wird.“17 Nicht zuletzt aus 
diesem Grund verlangt die Rechtsprechung von den Grundsicherungsträgern, konkrete 
Daten über die entstehenden Kosten für Wohnraum pro Quadratmeter vorzuhalten. Sie 
ermöglichen den Grundsicherungsempfängern in dem bestimmten Rahmen  selbst zu 
entscheiden, wo sie welche Art von Unterkunft bewohnen wollen. 

Die Ergebnisse dieser Untersuchung sind als Erhebung der jeweilig örtlichen Wohnsitua-
tion im Bereich des SGB II also vielmehr eine Datenbasis, auf Grund derer eine hand-
habbare und nachvollziehbare Analyse der entsprechenden Segmente am freien 
Wohnungsmarkt weiterentwickelt werden soll . Sie soll der Anwendung der Produkt-
theorie sozusagen vorgelagert werden und abstrakte Beurteilungsmaßstäbe dafür liefern, 
innerhalb welcher Strukturen die „Angemessenheit“ grundsicherungsrelevanten Wohn-
raums im Landkreis Hildesheim zu beurteilen sein wird.18 Die Produkttheorie greift in ihrer 
konkreten Anwendung „vor Ort“ und im Einzelfall mit anderen Worten also unter Bezug-
nahme dieser Ergebnisse und ausgehend von  den „freien“ Wohnungsmarktdaten, wel-
che der Landkreis Hildesheim in ständig praktiziertem Verwaltungsverfahren erfasst. 

 

2.2  Datengrundlage der Untersuchung 

Der Landkreis Hildesheim führt seit August  bzw. Oktober 2007 systematische Erhe-
bungen frei zugänglicher Wohnungsmarktdat en und Mietangebote im Kreisgebiet 
durch . Seit dem 1. Januar 2009 dienen diese Daten �Š aggregiert und als Richtwerte in 
der „Geschäftsanweisung des Kommunalen Trägers für die Leistungen für Unter-
kunft und Heizung nach § 22 Abs. 1 SGB II “ zusammengefasst �Š als Grundlage für die 
jeweilige Prüfung der Angemessenheit der KdU. Die Auswertung der Daten erfolgt konti-
nuierlich, soll mehrmals im Jahr aktualisiert dargestellt werden und umfasst: 

- die Leistungen für die Unterkunft , differenziert im Wesentlichen nach räumlichem 
Vergleichsmaßstab innerhalb des Landkreises (Regionen I-III), der Anzahl der Zim-
mer und der Wohnungsgröße, der Kosten der Nettokaltmiete und der Nebenkosten 
sowie �Š als „Produkt“ aller Parameter �Š nach abstrakten Richtwerten in Beträgen 
für vergleichbaren Wohnraum; 

- die Leistungen für die Heizung , erhoben als entstehende Gesamtkosten des dazu-
gehörigen Wohnraums bzw. der Größe der Wohnung in Beträgen. Diese Daten wer-
den einerseits von der Erhebung erfasst und andererseits aus ermittelten Durch-
schnittswerten örtlicher Energieversorger ausgewiesen. Die Erhebung differenziert 
nicht  nach z.B. verschiedenen Brennstoffen sowie Zahlungszeiträumen. 

                                                 
17 BSG, Urteil vom 7. November 2006 �Š B 7b AS 18/06 R, Rdnr. 20. 
18  Vgl. BSG, Urteil vom 7. November 2006 – B 7b AS 18/06 R, Rdnr. 16. Vgl. Arbeitshilfe NRW Kosten der Un-

terkunft und Heizung gemäß § 22 SGB II, S. 19. 
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Mit der Erhebung und Auswertung dieser Daten verfügt der Landkreis Hildesheim bereits 
über eine weit reichende und aussagekräftige Darstellung  der am Wohnungsmarkt in 
einem aktuellen Zeitrahmen frei zugänglichen und daher grundsätzlich auch grundsiche-
rungsrelevanten Wohnungen. Sowohl dem Landkreis als auch den Grundsicherungsemp-
fängern wie im Konfliktfall der Rechtsprechung wird es dadurch handhabbar ermöglicht 
nachzuvollziehen, wo im Landkreis Hildesheim Bedarfsgemeinschaften verschiedener 
Größe in einem aktuellen Zeitrahmen welche Art von Wohnraum (unter Berücksichtigung 
der Wohnungsgröße, Ausstattung und ggf. besonderer Standards) zu welchen Kosten zur 
Verfügung steht. Zumindest aus heutiger Perspektive wird dem Gebot der Verfahrens-
transparenz dadurch in bereits hohem Maß entsprochen �Š letztlich ist durch den Land-
kreis nämlich nicht nur die Erhebung und Auswertung dokumentiert, die Ausgangsdaten 
sind als Zeitungs- und weitere Inserate zudem praktisch jedermann zugänglich.19 

Diese Erhebung „freier“ Wohnungsmarktangebote durch den Landkreis wird durch die 
vorliegende Untersuchung im Leistungsbereich des SGB II begleitend ergänzt , indem 
sie eine Darstellung des „Ist-Bestandes“ derjenigen Wohnsituation  vornimmt, in der 
sich die Empfänger von Leistungen des SGB II  und ihre Angehörigen befinden. Hierzu 
ermittelt die Untersuchung die Zahl  und Größe der Bedarfsgemeinschaften , die Größe 
der bewohnten Wohnungen  und deren Lage innerhalb der vom Landkreis Hildes-
heim bezeichneten Regionen  sowie die resultierenden Kosten für Unterkunft und 
Heizung  und stellt sie statistisch-deskriptiv im Zusammenhang dar. 

Die Grundlage zur Ermittlung dieses „Ist-Bestandes“ bilden dabei die Daten und Statisti-
ken der Bundesagentur für Arbeit über die Grundsicherung für Arbeitsuchende , al-
so die in der Durchführung des SGB II anfallenden Verwaltungsdaten. Sie ermöglichen in 
der Erfassung durch das IT-Verfahren A2LL  detaillierte Informationen über die Wohnsi-
tuation und die Art und Höhe der tatsächlichen und der anerkannten Wohnkosten der hil-
febedürftigen Bedarfsgemeinschaften im Landkreis Hildesheim. 

Durch die Auswertung werden sämtliche von der BA bzw. vom JobCenter Hildesheim 
verwalteten Datensätze im IT-Verfahren A2LL erfasst, in denen die Größe der Be-
darfsgemeinschaften gleich der Größe der Wohnungsgemeinschaften ist . Dieses 
Verfahren dient der erwünschten empirischen Stringenz und soll verhindern, dass etwaig 
nicht nachzuvollziehende Verwaltungsverfahren und diffuse Lebens- und Wohnsituatio-
nen miterfasst werden (vgl. u. Exkurs). In der Gesamtdarstellung der vorliegenden Unter-
suchung werden somit die Daten von ca. 10.800 Bedarfsgemeinschaften erfasst und ana-
lysiert, was einem relativen Anteil von ca. 88 % aller Bedarfsgemeinschaften im Landkreis 
Hildesheim entspricht. Im Gegensatz zu einer repräsentativen Stichprobe (mit allenfalls 
mehreren hundert Fällen) wird durch dieses Verfahren eine Gesamtdarstellung der so ge-
filterten Informationen ermöglicht. Sie bietet den umfassenden, aussagekräftigen empiri-
schen Überblick über die gegenwärtige Situation des Wohnens im Bereich der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende des Landkreises Hildesheim. 

                                                 
19  Vgl. Arbeitshilfe NRW Kosten der Unterkunft und Heizung gemäß § 22 SGB II, S. 19. 
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Exkurs : Bedarfsgemeinschaften und Wohnungsgemeinschaften 

Als Bedarfsgemeinschaft  (im Folgenden: BG) werden vom Gesetzgeber diejeni-
gen Menschen bezeichnet, die täglich in einem Haushalt zusammenleben und für-
einander Verantwortung übernehmen und in denen mindestens eine erwerbsfähige 
hilfebedürftige Person im Sinne des SGB II lebt. Eine BG besteht also mindestens 
aus einer erwerbsfähigen hilfebedürftigen Person, kann jedoch potentiell beliebig 
viele sowohl erwerbsfähige als auch nicht erwerbsfähige Personen umfassen. 

Der Begriff der Bedarfsgemeinschaft unterscheidet sich vom Begriff der Wohnungs-
gemeinschaft insofern, als dass er �Š sofern die Unterscheidung vorliegt �Š der 
grundsätzlich „enger gefasste“ Begriff ist. Zur Wohnungsgemeinschaft  gehören, 
unabhängig vom Kriterium der Erwerbsfähigkeit, alle Personen, die dauerhaft mit 
einer Bedarfsgemeinschaft in einem gemeinsamen Haushalt leben, aber nicht zur 
Bedarfsgemeinschaft gehören und insofern nicht mit den ihnen zur Verfügung ste-
henden Mitteln füreinander einstehen. Dies können z.B. Kinder, die über 25 Jahre 
alt sind, Großeltern, Enkelkinder oder sonstige verwandte und verschwägerte oder 
dritte Personen sein.  

Wichtig ist für den vorliegenden Zusammenhang, dass die Verfahren der BA zu den 
Angaben über Größe und Kosten der Unterkunft zunächst die Situation und Daten 
der Wohnungsgemeinschaft erfassen und diese dann ggf. auf die „kleinere“ Be-
darfsgemeinschaft umlegen. Daher können die tatsächlichen und anerkannten Ge-
samtkosten für die Bedarfsgemeinschaft von den Gesamtkosten der Wohnung je-
weils in Bruchteilen abweichen (und können also bei einem Vier-Personen-Haushalt 
für die BG 3/4, 2/4 oder 1/4 der Gesamtkosten der Wohnung betragen). In ihrer 
Darstellung verzichtet die BA in der hier vorliegenden Auswertung auf Grund der 
gewünschten empirischen Stringenz auf die Darstellung derartiger „Mischfälle“. Sie 
analysiert und weist nur diejenigen Fälle aus, in denen die Bedarfsgemeinschaft de-
ckungsgleich mit der Wohngemeinschaft ist, sich also im gemeinsamen Haushalt 
und damit in der gemeinsamen Wohnung keine dauerhaft lebenden Personen be-
finden, die systematisch nicht von den Verfahren des SGB II erfasst werden. 

Im Einzelnen werden vom IT-Verfahren A2LL der BA erhoben: 

- Angaben zur Struktur der Bedarfsgemeinschaften  (im Folgenden: BGen). Die 
Bedarfsgemeinschaft bzw. deren Größe ist, ausgehend vom benötigten oder be-
wohnten Wohnraum, die maßgebliche Grundlage u.a. für die Berechnung von Kosten 
für Unterkunft und Heizung im SGB II. Zu einer Bedarfsgemeinschaft im Sinne des 
SGB II gehören nach § 7 Abs. 3 SGB II: 

- die erwerbsfähigen Hilfebedürftigen;  

- die im Haushalt lebenden Eltern oder der im Haushalt lebende Elternteil eines un-
verheirateten erwerbsfähigen Kindes, welches das 25. Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat, und der im Haushalt lebende Partner dieses Elternteils;  

- der nicht dauernd vom erwerbsfähigen Hilfebedürftigen getrennt lebende Ehegatte 
oder Lebenspartner in eheähnlicher Gemeinschaft;  



Regionale Differenzierung und Kosten für Unterkunft und Heizung im Landkreis Hildesheim 

- 19 - 

- die dem Haushalt angehörenden unverheirateten Kinder bis zur Vollendung des 
25. Lebensjahres, soweit sie die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts 
nicht aus eigenem Einkommen oder Vermögen beschaffen können. 

Im Zuge der Antragstellung auf Leistungen nach dem SGB II werden durch das Job-
Center Angaben zur Struktur der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft erhoben. Diese 
Angaben finden sich in der schriftlichen Aktenführung des JobCenters (z.B. im Erst-
antrag SGB II) und werden dann elektronisch erfasst. In diesem Verfahren werden 
Informationen gewonnen über: die Anzahl der BG-Mitglieder, die erwerbsfähigen und 
nicht-erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und ihr Verhältnis zueinander (Ehepaare, Le-
benspartnerschaften, einzeln nachgewiesene Haushaltsvorstände, Kinder), deren 
Geschlecht, Alter und Staatsangehörigkeit. 

- Angaben zur Wohnsituation und zu Wohnkosten . Im Zuge der Antragstellung auf 
Leistungen nach dem SGB II werden Angaben zur Wohnsituation und zu Wohnkos-
ten der BG in das IT-Verfahren A2LL aufgenommen und standardisiert einer Prüfung 
der Angemessenheit unterzogen. In diesem Verfahren werden zunächst u.a. Informa-
tionen darüber aufgenommen, welche Art von Unterkunft vorliegt (Miete bzw. Eigen-
tum), welche Größe in qm die Wohnung aufweist, in welchem Baujahr die Wohnung 
bezugsfertig wurde und über welche Anzahl von Zimmern sie verfügt. Weiterhin wird 
auf diesem Weg erhoben, welche Grund- bzw. Nettokaltmiete oder welcher Schuld-
zins (im Regelfall) monatlich zu leisten ist, welche sonstigen („kalten“) Neben- bzw. 
Betriebskosten und welche Kosten für die Beheizung der Wohnung entstehen („war-
me Nebenkosten“). Diese Kosten entsprechen in ihrer Summe also den tatsächli-
chen Gesamtkosten für die jeweilig bewohnte Unterkunft und deren Beheizung pro 
Bedarfsgemeinschaft  und geben im Sinne dieser Untersuchung am ehesten Auf-
schluss darüber, wie und zu welchen Kosten Bedarfsgemeinschaften im Landkreis 
Hildesheim nach Datenlage wohnen. 

Die Daten über die tatsächlichen Gesamtkosten werden im Anschluss an die Erhe-
bung einer Angemessenheitsprüfung unterzogen, die sich nach Standards des Job-
Centers bemisst. Hieraus entstehen die anerkannten Kosten für die Miete, die „kal-
ten“ und die „warmen“ Nebenkosten, die in der Summe als anerkannte Gesamtkos-
ten für die jeweilige Unterkunft und deren Beheizung bezeichnet werden (KdU). Die-
se anerkannten Kosten sind – sofern keine entsprechende Art von Einkommen hier-
auf anzurechnen ist – zunächst in der gesamten Höhe vom kommunalen Träger be-
reitzustellen. Im Sinne dieser Untersuchung lassen diese Daten Rückschlüsse auf 
die gegenwärtige Praxis der Angemessenheitsprüfung im Landkreis Hildesheim zu. 
Im direkten Vergleich zu fortlaufend erhobenen Daten des „freien“ Wohnungsmarktes 
geben sie zu erkennen, ob die in der Praxis beachteten Angemessenheitsgrenzen 
den „Marktpreisen“ mit Blick auf Kaltmieten und Nebenkosten entsprechen. 

Die Erhebung durch die vorliegende Untersuchung erfasst grundsätzlich sämtliche, also 
z.B. auch ältere Bestandsmieten, und erlaubt somit, sämtliche SGB II-Bestandsmieten  
maßstäblich zu betrachten. Ein direkter, also unmittelbar horizontaler Vergleich zu den 
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erhobenen „Marktmieten“ von Wohnungsangeboten bzw. Neuvermietungen ist daher nur 
eingeschränkt möglich: 

- Sehr gute Erkenntnis- und Vergleichsmöglichkeiten liegen in den strukturellen Anga-
ben der Bedarfsgemeinschaften vor. Insofern kann eruiert werden, in welcher Region 
welche Strukturen von BGen vorwiegen, wie viel Wohnraum diese BG-Typen be-
wohnen, was dieser Wohnraum gegenwärtig durchschnittlich kostet usw. Der Vorteil 
dieser Darstellung auch älterer Bestandsmieten liegt darin, dass hierdurch eine Art 
„Langzeitbetrachtung“ über die tatsächliche gesamte Wohnsituation  erreicht wird 
und eine Vergleichbarkeit über die Angemessenheit auch für (länger) rückliegend 
abgeschlossene (Kauf- oder) Mietvereinbarungen erreicht werden kann. Im Gegen-
satz hierzu würde eine Beobachtung nur neuer abgeschlossener Vereinbarungen ein 
„zu aktuelles“ Bild ergeben und die tatsächliche gesamte Wohnsituation unzurei-
chend auf das „aktuell am Markt befindliche“ Segment verengen. 

- Gerade unter dem Gesichtspunkt der dargestellten Mietpreise müssen die erzielten 
Erhebungsergebnisse also relativ betrachtet werden. In der Darstellung der durch die 
BA erhobenen Daten ist es vorerst nur möglich, Mittelwerte der Mietpreise  darzu-
stellen. Dieses deskriptive Lagemaß erlaubt eine grundlegende Einschätzung mit 
Blick auf die „realistische Bandbreite“ der Mietpreise (in €) insgesamt. Eine systema-
tische Gewichtung der ermittelten Werte, die es erlauben würde, besonders preis-
günstige und besonders hochpreisige Mieten als atypische „Ausreißer“ und das 
wahrscheinlich große Feld der repräsentativen Quadratmeterpreise entsprechend zu 
werten, ist gegenwärtig leider vorerst nicht möglich.20 

Durch die Untersuchung wird, worauf im Zusammenhang oben schon einmal hingewiesen 
wurde, nahezu eine Vollerhebung des Grundsicherungsbestandes im Bereich des SGB II 
erreicht. Hierdurch dürfte der bisherigen methodischen Anforderung des Bundessozi-
algerichtes , dass geeignete kommunale Datengrundlagen „mindestens 10 % des regio-
nal in Betracht zu ziehenden Mietwohnungsbestandes“ erfassen müssen, in besonderem 
Maße entsprochen werden. Unabhängig von der umstrittenen Frage, ob durch die Vorga-
ben des BSG 10 % des grundsicherungsrelevanten oder gesamten Wohnungsbestandes 
einer Gebietskörperschaft erfasst sein müssen,21 dürfte auf der Hand liegen, dass hier-
durch der Vorteil einer Erhebung des im Landkreis tatsächlich feststellbaren Be-
darfs  erreicht wird: Im Gegensatz zu einem schematischen Wert von „10 %“ erfasst sie 
den tatsächlichen, empirisch feststellbaren Bedarf an grundsicherungsrelevantem Wohn-
raum im Landkreis Hildesheim in einem Großteil seines gesamten Ausmaß es. Kurzfris-
tig und vor dem Hintergrund langfristiger Entwicklungen steht nicht zu erwarten, dass sich 
die Bedarfe an grundsicherungsrelevantem Wohnraum schlagartig ausweiten oder zu-
rückgehen werden. 

                                                 
20  Vgl. Datenreport 2008, S. 217 f. Zudem werden von den Datensätzen der BA auch „noch unangemessen“ 

hohe Mieten erfasst, die vom Grundsicherungsträger zum Teil berücksichtigt und auch übernommen werden, 
„längstens jedoch für sechs Monate“ (§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II). 

21  Vgl. hierzu eingehend Butzer/Keller und jüngst �Š ganz im Sinne der dortigen Ausführungen �Š LSG Nds-
Bremen, Urteil vom 11. Dezember 2008 �Š L 13 AS 210/08, S. 18 
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3.  Die regionale Differenzierung und Wohnsituationen in der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende im Landkreis Hildesheim  

 

3.1  Die räumliche Differenzierung de s Landkreises Hildesheim in Regionen 

Das Gebiet des Landkreises Hildesheim wurde von der Kreisverwaltung zur Erhebung 
wohnraumrelevanter Daten in drei Regionen aufgeteilt, die als zusammenhängende Ge-
meindegebiete jeweils einen räumlichen Vergleichsmaßstab zur Ermittlung angemesse-
ner Kosten der Unterkunft und Heizung darstellen: 

- die Region I mit dem Gebiet der großen selbständigen Stadt Hildesheim, einer Ge-
samtfläche von 92 Quadratkilometern (qkm) und einer Gesamteinwohnerzahl von 
103.600 Bürgerinnen und Bürgern; 

- die Region II mit den kreisangehörigen Gemeinden Alfeld, Duingen, Elze, Freden, 
Gronau, Lamspringe, Sibbesse, einer Gesamtfläche von 486 qkm und 67.600 Ein-
wohnern; 

- die Region III mit den Gemeinden Algermissen, Bad Salzdetfurth, Bockenem, Diek-
holzen, Giesen, Harsum, Holle, Nordstemmen, Sarstedt, Schellerten, Söhlde, einer 
Gesamtfläche von 628 qkm und 117.400 Einwohnern. 

Diese räumliche Aufteilung folgt zum Teil historischen Gebietsstrukturen (die Region II 
z.B. ist nahezu deckungsgleich mit dem Altlandkreis Alfeld), findet ihre Begründung je-
doch hauptsächlich in unterschiedlichen Bevölkerungs-, Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
strukturen, die als zentrale Faktoren auf die räumliche Entwicklung und damit natürlich 
auch auf den Wohnungsmarkt einer Region einwirken.22 

 

3.1.1 Bevölkerungsstrukturen  

Die Bevölkerung und ihre Entwicklung bestimmen langfristig das Angebot und die Nach-
frage nach Arbeit und Ausbildung, nach privaten und öffentlichen Dienst- und Infrastruk-
turleistungen und nehmen ebenso Einfluss auf das Angebot und die Nachfrage nach 
Wohnraum.  

Mit (in 2004) 242 Einwohnern pro Quadratkilometer (qkm) gehört der Landkreis Hildes-
heim zu den am dichtesten besiedelten Landkreisen Niedersachsens.23 Dies ist im statis-
tischen Effekt zu einem Großteil auf die kreisangehörige Großstadt Hildesheim (Region I ) 
zurückzuführen, da hier Ende 2007 103.600 Einwohner oder 1.124 Bürgerinnen und Bür-
ger auf jedem qkm lebten. Mit Blick auf die Regionen II und III, die Ende 2007 zusammen 
ca. 185.000 Einwohner hatten, ergeben sich besonders hohe Unterschiede, die die vor-

                                                 
22  Vgl. hierzu Kernregionen Deutschlands im Blickpunkt, S. 11 ff. u. passim. 
23  Ergebnisse der regionalen Bevölkerungsvorausschätzung Niedersachsen bis 2021, S. 6, 8. 

Große Unter-
schiede in der  
Bevölkerungs-
dichte 
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genommene Differenzierung in die Regionen I �Š III deutlich unterstreichen: die Stadt mit 
der höchsten Einwohnerdichte der Region II  ist das Mittelzentrum Alfeld und dort 283 
Einwohnern pro qkm. Von den insgesamt sechs weiteren Gemeinden dieser Region er-
reicht jedoch keine weitere 200 Einwohner pro qkm, vielmehr weisen vier von sieben 
Gemeinden weniger als 100 Bewohner pro qkm auf: die niedrigste Einwohnerdichte er-
reicht dabei die Samtgemeinde Lamspringe mit 87 Einwohnern pro qkm. Insgesamt leb-
ten in der Region II 67.600 Bürgerinnen und Bürger und die durchschnittliche Bevölke-
rungsdichte der gesamten Region beträgt 139 Einwohner pro qkm. Demgegenüber er-
reicht in der Region III  die Stadt Sarstedt mit 433 Einwohnern die höchste Bevölkerungs-
dichte direkt nach Hildesheim. Auch im weiteren Vergleich lassen sich deutliche Unter-
schiede sowohl zur Großstadt als auch zur Region II erkennen: von 11 zur Region III ge-
hörenden Gemeinden weisen sieben eine Einwohnerdichte höher als 200 pro qkm auf 
und lediglich eine Gemeinde eine Einwohnerdichte unter 100 pro qkm (Stadt Bockenem 
mit 99,8 Einwohnern je qkm). Insgesamt lebten in der Region III 117.400 Menschen in ei-
ner durchschnittlichen Bevölkerungsdichte von 210 Einwohnern pro qkm. 

Mit Blick auf den Wohnungsmarkt und dessen Standortattraktivität sind die längerfristigen 
Bevölkerungsbewegungen, wie sie im Rückblick auf den Vergleichszeitraum der letzten 
zehn Jahre erkennbar werden (s. Tab. 1), ein interessanter Indikator. Insgesamt (und ein-
mal abgesehen von einem geringen Zuwachs in den Jahren 2000/2001) nimmt die Bevöl-

            
Tab. 1: Bevölkerungszahlen im Landkreis Hildesheim nach Regionen I �Š III 
            

 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 

Region I (Hildesheim) 105.405 104.866 104.013 103.909 103.717 103.448 103.245 102.937 102.575 103.249 103.593
Alfeld (Leine), Stadt 22.307 22.241 22.122 21.968 21.778 21.600 21.433 21.197 21.061 20.960 20.622 
Elze, Stadt 9.637 9.646 9.683 9.641 9.623 9.677 9.629 9.519 9.543 9.463 9.400 
Freden (Leine), SG 5.761 5.675 5.681 5.626 5.499 5.520 5.443 5.406 5.310 5.221 5.144 
Gronau (Leine), SG 15.073 15.035 14.959 14.938 14.938 14.815 14.794 14.759 14.707 14.513 14.438 
Lamspringe, SG 6.539 6.498 6.494 6.491 6.460 6.438 6.406 6.365 6.279 6.197 6.125 
Sibbesse, SG 6.544 6.523 6.583 6.584 6.664 6.625 6.556 6.490 6.476 6.419 6.330 
Duingen, SG 5.709 5.731 5.706 5.679 5.685 5.660 5.667 5.632 5.641 5.569 5.525 
Region II 71.570 71.349 71.228 70.927 70.647 70.335 69.928 69.368 69.017 68.342 67.584 
Algermissen 7.623 7.672 7.859 8.047 8.241 8.297 8.288 8.319 8.286 8.222 8.165 
Bad Salzdetfurth, Stadt 14.352 14.462 14.475 14.479 14.528 14.527 14.437 14.425 14.336 14.208 14.040 
Bockenem, Stadt 11.445 11.484 11.474 11.400 11.375 11.349 11.262 11.250 11.187 11.027 10.919 
Diekholzen 7.155 7.123 7.046 7.021 6.969 6.966 6.953 6.878 6.891 6.801 6.760 
Giesen 9.472 9.640 9.776 9.830 9.888 9.974 9.941 10.023 10.022 10.025 9.933 
Harsum 11.482 11.596 11.707 11.909 12.075 12.143 12.237 12.257 12.227 12.140 12.058 
Holle 6.783 6.869 7.014 7.085 7.109 7.227 7.288 7.393 7.502 7.508 7.442 
Nordstemmen 12.784 13.091 13.194 13.286 13.306 13.266 13.206 13.221 13.107 13.029 12.847 
Sarstedt, Stadt 17.834 17.820 17.677 17.894 18.080 18.237 18.477 18.536 18.575 18.589 18.577 
Schellerten 8.592 8.555 8.695 8.823 8.783 8.701 8.697 8.659 8.611 8.529 8.496 
Söhlde 8.229 8.274 8.308 8.369 8.373 8.438 8.399 8.354 8.307 8.315 8.209 
Region III 115.751 116.586 117.225 118.143 118.727 119.125 119.185 119.315 119.051 118.393 117.446
LK Hildesheim 292.726 292.801 292.466 292.979 293.091 292.908 292.358 291.620 290.643 289.984 288.623
            
Quelle: LSKN, Tabellen K1000014 (1997-2007), Stichtag jeweils 31.12.; Stand: März 2009 
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kerung des gesamten Landkreises in den betrachteten Jahren erkennbar ab. Gemessen 
am Ausgangsniveau im Jahr 1997 beträgt die Bevölkerung heute noch 98,6 %, was ei-
nem absoluten Bevölkerungsrückgang um 4.100 auf (in 2007) 288.600 Personen ent-
spricht. 

In der Differenzierung nach Regionen befindet sich die Entwicklung der Region I , also der 
Stadt Hildesheim, insgesamt gesehen in diesem Trend: ausgehend vom Ausgangsniveau 
in 1997 verringerte sich die Bevölkerungszahl bis 2007 auf 98,3 %. Absolut lebten in Hil-
desheim 2007 damit 103.600 Menschen, 1997 waren dies noch 105.400. Im Verlauf 
scheint sich jedoch seit einem 2005 erreichten „Tiefpunkt“ ausweislich der vorliegenden 
Zahlen eine ganz leichte positive Entwicklung abzuzeichnen; immerhin stieg die Bevölke-
rungszahl in den darauf folgenden Jahren um wieder gut 1.000 an. Ob dies indes nur 
kurzfristige Wanderungsbewegungen abbildet, oder ob sich das Oberzentrum Hildesheim 
auch langfristig als (leicht) wachsende oder stabile Großstadt im Landkreis wird behaup-
ten können, muss dahingestellt bleiben. Zumindest ausweislich der Bevölkerungsprogno-
se des Landesamtes für Statistik ist für die Stadt Hildesheim bis 2021 mit einer auf deut-
lich unter 100.000 Einwohner zurückgehenden Bevölkerungszahl zu rechnen.24 

Die Region II  hat im betrachteten Zeitraum kontinuierliche und die regional vergleichs-
weise stärksten Bevölkerungsrückgänge zu verzeichnen. Hier lebten 1997 ungefähr 
71.600 und 2007 67.600 Bürgerinnen und Bürger, was einen absoluten Rückgang von 
4.000 Einwohnern bedeutete und womit 94,4 % des Ausgangsniveaus von 1997 erzielt 
wurden. Keine der in der Region II gelegenen Gemeinden konnte ihren Bevölkerungs-
stand halten oder gar ein Wachstum verzeichnen. Vier von fünf Samtgemeinden bestätig-
ten den Gesamttrend mit einem Rückgang „von um die fünf Prozentpunkten“; und die 
Samtgemeinde Freden verzeichnet als „Ausreißer“ sogar einen Bevölkerungsrückgang 
von -10,7 %, was absolut allerdings mit nur gut 600 Einwohnern zu Buche schlug. Die 
Städte dieser Region zeichneten kein einheitliches Bild: Die Stadt Alfeld verlor starke -7,6 
% oder ca. 1.700 ihrer Einwohner aus 1997 und erreichte damit 2007 einen Bevölke-
rungsstand von im Vergleich 92,4 %. Die flussabwärts der Leine gelegene, deutlich klei-
nere Stadt Elze konnte sich hingegen stärker positionieren. Sie lag erkennbar über dem 
durchschnittlichen Rückgang der Bevölkerung in dieser Region, auch wenn sie relativ und 
absolut ebenfalls Bürgerinnen und Bürger verlor: hier erreichte der Bevölkerungsstand 
97,5 % des Ausgangsniveaus aus 1997, was absolut den Verlust von nur etwas mehr als 
200 Einwohnern betraf.  

Entgegen dieser rückläufigen Bevölkerungsentwicklungen in den Regionen I und II kann 
die Region III  unter dem Strich sogar ein Bevölkerungswachstum verzeichnen. Ausge-
hend vom Stand 1997 wuchs die Bevölkerung um 1,5 % auf in 2007 117.400 Bürgerinnen 
und Bürger an (1997: ca. 115.800). Der Höhepunkt des Wachstums lag schon in 2004 bei 
sogar 119.300 Einwohnern; in den darauf folgenden Jahren war dieser Stand dann wie-
der rückläufig. Interessanterweise teilen sich die Gemeinden dieser Region recht deutlich 
in „Gewinner-“ und „Verlierergemeinden“ auf, und zwar entlang einer räumlichen Vertei-

                                                 
24  LSKN Tabelle M1010112, Stand Mai 2009. 
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lung. Die „Verlierergemeinden“ mit also einem Bevölkerungsverlust waren die Städte Bad 
Salzdetfurth (-2,2 % gegenüber 1997) und Bockenem (-4,6 %) sowie die Gemeinden 
Diekholzen (-5,5 %), Schellerten (-1,1 %) und Söhlde (-0,2 %). „Gewinnergemeinden“ wa-
ren allen voran die Gemeinde Holle (+9,7 %), Algermissen (+7,1 %), Harsum (+5,0 %), 
Giesen (+4,9 %), die Stadt Sarstedt mit +4,2 % und �Š mit einem noch leichten Zuwachs 
von +0,5 % �Š Nordstemmen. Der deutlich attraktivere Teil innerhalb dieser Region 
scheint in erster Linie also der Nordwest-Kreis nördlich der Großstadt Hildesheim (nörd-
lich der Bundesstraße 1 und westlich der B 494) und „mit Blick nach Hannover“ zu sein, 
allen voran die Stadt Sarstedt, die allmählich an die Größenordnung Alfelds anschließt. 
Vor dem Hintergrund einer (gerade) im Nahbereich heute überaus mobilen Arbeitsgesell-
schaft25 lässt vor allen Dingen die verkehrlich gut erschlossene Lage des Nordwest-
Kreises zwischen den beiden Großstädten Hannover und Hildesheim (Bundesstraßen, di-
rekte Autobahnanbindungen und getakteter Schienennahverkehr) mutmaßen, hierin einen 
guten Teil der offensichtlichen Attraktivität zu sehen. Nicht unmittelbar in dieser Region, 
aber wahrscheinlich vor dem Hintergrund ähnlicher Motive liegt wohl auch die Gemeinde 
Holle, die das außerordentliche Wachstum von +9,7 % verbuchen konnte. Sie ist sehr gut 
an das Schienennetz in Richtung Hildesheim angebunden und liegt direkt am Autobahn-
dreieck Salzgitter zwischen Hildesheim und Braunschweig. 

Insgesamt liegt der Landkreis innerhalb einer Region Niedersachsens, die anhaltend und 
langfristig mit negativen und kleinräumigen demographischen Veränderungen, d.h. mit 
auf Gemeindeebene verschiedenen Bevölkerungsstrukturen und Wanderungsbewegun-
gen, konfrontiert sein wird. Die Bevölkerungsprognose für den Landkreis Hildesheim sieht 
bis zum Jahr 2021 insgesamt einen deutlichen Rückgang der Bevölkerung. Innerhalb der 
Alterskohorten werden insbesondere die Kinder und Jugendlichen bis 20 Jahre und die 
30- bis 50-Jährigen deutliche Rückgänge zu verzeichnen haben; andererseits werden die 
50- bis 60-Jährigen und 70-Jährigen bis Hochbetagten sehr starke relative Zuwächse er-
fahren.26 Die an Hildesheim angrenzenden Landkreise Holzminden, Northeim, Osterode 
am Harz und die kreisfreie Stadt Salzgitter werden die bis 2021 niedersachsenweit aller 
Voraussicht nach ungünstigste Bevölkerungsentwicklung aufweisen;27 von der Tendenz 
einer kleineren und älteren Bevölkerungsstruktur werden daher wohl besonders die im 
Süden und Südwesten gelegenen Gemeinden des Landkreises Hildesheim erfasst wer-
den.28 

So gesehen zeichnet sich das Bild eines zwar „schrumpfenden“ Landkreises, der aller-
dings räumliche Differenzierungen und Entwicklungsmöglichkeiten aufweist. Als gut posi-
tionierte, d.h. im hier erörterten Teil entweder in den Bevölkerungszahlen nahezu stagnie-
rende oder wachsende Gemeinden zeigen sich gegenwärtig die Städte Hildesheim und 
Sarstedt und der zugehörige „Nordwest-Kreis“. Jenseits dieses zusammenhängenden 
Gebietes zeigt die Gemeinde Holle mit ihrer interessanten Entwicklung, dass eine ver-

                                                 
25  Vgl. hierzu u. S. 32, Pendlerbewegungen im Landkreis Hildesheim. 
26  Ergebnisse der regionalen Bevölkerungsvorausschätzung, Anhang „Hildesheim“.  
27  Regionalreport 2005, S. 19. 
28  Vgl. Regionalbericht 2008 (Hi-Reg), S. 24, 32 f. u. passim. 
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kehrsgünstig erschlossene bzw. gelegene Gemeinde möglicherweise eine hohe Attraktivi-
tät entfalten kann. Demgegenüber verlieren diejenigen Gemeinden Bevölkerungsanteile, 
welche als „gemeinsamer Nenner“ eine größere Entfernung zu guten Verkehrsanbindun-
gen und/oder den die Region prägenden Arbeitsmarktzentren eint. Dies trifft deutlicher die 
Samtgemeinden der Region II, aber auch die weiter entfernt gelegenen Gemeinden 
Schellerten, Söhlde und Diekholzen der Region III genau so wie die Stadt Bockenem. Die 
„Faktoren, die Gewinner machen“ sollen nach dieser Lesart und (im Einzelfall mit vor Ort 
unterschiedlicher Gewichtung) mit den Stichworten „hohe Lebensqualität“, „gute Arbeits-
marktnähe“ und „Verkehrsanbindungen“ bzw. „gute Pendelmöglichkeiten“ umrissen wer-
den. Diese Entwicklungen spiegeln sich natürlich als regionale Nachfrage nach Wohn-
raum auch auf den Wohnungsmärkten mit dessen Angeboten und Preisen nieder. Ange-
sichts langfristiger Trends und Tendenzen (hohe Arbeitsmarkt- und Nahverkehrsmobilität, 
Wohnen im „suburbanen Raum“, aber auch hohe Attraktivität zentralerer Orte) wird wohl 
davon auszugehen sein, dass diese Entwicklungen anhalten, wenn sich nicht verstärken 
werden. 

 

3.1.2 Wirtschaftsstrukturen 

Im Landkreis ist die Stadt Hildesheim  (Region I ) der deutlich erkennbar zentrale Ort des 
wirtschaftlichen Lebens. Von insgesamt gut 81.200 sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten im gesamten Landkreis hatten Ende 2007 fast 42.100 Menschen ihren Arbeitsplatz 
in Hildesheim. Dies entsprach einem Anteil von gut 52 % aller Beschäftigten im Land-
kreis, wohingegen nur gut 36 % der Landkreisbevölkerung auch Bürgerinnen und Bürger 
Hildesheims sind. Im Vergleich stellen die hier betrachteten Gemeinden der Regionen II 
und III deutlich weniger sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze zur Verfügung: so fan-
den in der Region II  16.400 Menschen ihr Auskommen, was bei einem Bevölkerungsan-

 

Tab. 2: Sektorale Struktur der Erwerbstätigkeit im Landkreis Hildesheim und den Regionen I �Š III 

 Niedersachsen LK Hildesheim Region I Region II Region III

Sozialvers. Beschäftigte abs. , davon in 
%: 

2.385.829 81.160 42.125 16.392 22.643 

Land- u. Forstwirtschaft  (a+b) 1,4 0,8 0,4 1,1 1,3 

Produzierendes Gewerbe (c-f,) 32,3 37,6 28,7 49,7 45,4 

davon Verarbeitendes Gewerbe (d) 24,7 30,7 23,5 41,5 36,6 

Handel, Gastgewerbe, Verkehr (g-i) 24,0 21,0 20,6 18,2 23,9 

Dienstleistungen (j-q), 42,3 40,5 50,3 31,0 29,1 

davon Öfftl. Verwaltung u. Exterritoriale 
(l+q) 6,5 5,6 7,2 -.- -.- 

 
Quellen: LSKN Tabellen K70A0311, K70F3111 sowie Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im 4. Quartal 2007, Stand 
jeweils 31.12.2007. 
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teil von 23,4 % einem relativen Anteil von „nur“ 20,2 % aller Beschäftigten entspricht. Die-
ses „Missverhältnis Einwohner/sozialversicherungspflichtige Beschäftigung“ ist noch viel 
stärker in der Region III  ausgeprägt: hier fanden 22.600 Menschen Arbeit, was einem An-
teil von 27,9 % am Gesamtvolumen der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung im 
Landkreis entsprach. Allerdings wohnten gut 40,7 % aller Bürgerinnen und Bürger des 
Landkreises in dieser Region, was bedeutet, dass hier von einem Unterbesatz sozialver-
sicherungspflichtiger Beschäftigung und einer besonders hohen Mobilität zur Arbeitsauf-
nahme ausgegangen werden kann. Gemessen an der Größe der zusammenhängenden 
Gemeindegebiete in den Regionen I bis III bietet die „Alfelder Region“ II also noch relativ 
viele sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze an. Ein Grund hierfür wird in der verhält-
nismäßig hohen Zahl der Beschäftigten in den produzierenden und �Š als Untergruppe �Š 
den verarbeitenden Gewerben liegen, die deutlich über dem niedersächsischen und dem 
Kreisdurchschnitt liegen. 

Im Vergleich der Regionen untereinander fällt die Stadt Hildesheim  als deutlich städtisch 
strukturiertes Arbeitsmarktzentrum auf, auch wenn die sektoralen Daten nicht ganz so 
„großstädtisch“ sind wie diejenigen der benachbarten Landeshauptstadt Hannover.29 So 
finden sich ein nicht nennenswerter primärer Wirtschaftssektor und ein zwar starkes, aber 
im Vergleich zum „Restkreis“ relativ unterdurchschnittlich besetztes produzierendes Ge-
werbe mit gut 29 % der Hildesheimer Arbeitsplätze �Š wobei hier einschränkend noch 
einmal der Hinweis erfolgen muss, dass trotz des relativ niedrigen Anteils tatsächlich 
mehr als eineinhalb mal so viel Beschäftigte in den produzierenden Betrieben Hildes-
heims arbeiten als im restlichen Kreisgebiet zusammen. Allein aus diesem „Größenver-
gleich“ wird deutlich, in welchem Maß sich die wirtschaftliche Wertschöpfung des Land-
kreises in seiner Kreisstadt konzentriert. Deutlich auffallend ist weiterhin der hohe Besatz 
an Mitarbeitern in Betrieben der Dienstleistungen und der öfftl. Verwaltung, die deutlich 
über dem Kreisdurchschnitt und �Š zumindest bei den Dienstleistungen insgesamt (j-q) �Š 
dem Besatz in den Vergleichsregionen II und III liegen. Ein vergleichender Blick in die 
Landeshauptstadt (Dienstleistungen (j-q): 59,2 %, öfftl. Verwaltung: 7,7 %) zeigt, dass die 
sektorale Struktur der Stadt Hildesheim nach wie vor starke produzierende Anteile mit 
großstädtischen Dienstleistungsstrukturen verbindet und insofern deutliche oberzentrale 
Funktionen wahrnimmt. 

Der direkte Vergleich mit der Region II  zeichnet ein nahezu gegensätzliches Bild: die 
Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in den Land- und Forstwirtschaften 
weist hier bereits in Richtung des niedersächsischen Durchschnittes und ein im Anteil be-
sonders stark aufgestelltes produzierendes Gewerbe, das gut jeden zweiten Arbeitsplatz 
in den Gemeinden rund um Alfeld vorhält. Auffällig ist dabei, dass die Untergruppe des 
verarbeitenden Gewerbes in dieser Landkreisregion besonders stark ist und fast 42 % al-
ler Beschäftigten umfasst. In den Dienstleistungen (j-q) besetzt die Region II zwar das 
Mittelfeld aller Kreisregionen, liegt mit 31 % aller Beschäftigten dabei aber sehr weit hinter 
dem entsprechenden Durchschnitt der Stadt Hildesheim wie dem niedersächsischen 

                                                 
29  Vgl. Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im 4. Quartal 2007, S. 15. 
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Durchschnitt und nicht wesentlich über dem vergleichbaren Besatz der Region III. Zu-
sammengefasst weisen diese Indikatoren auf eine im Vergleich zur Großstadt Hildesheim 
signifikant andere und insgesamt „ländlich geprägte“ Wirtschaftsstruktur mit den typischen 
Schwerpunkten in den fertigenden Industrien und handwerklichen Gewerben hin. 

Die Region III  weist im Vergleich zur Region II geringfügig andere Zahlen und Schwer-
punkte in den Beschäftigungssektoren auf, hier sind das produzierende und verarbeiten-
de Gewerbe etwas schwächer repräsentiert und der Handel, das Gastgewerbe und der 
Verkehr etwas stärker. Insgesamt ergibt sich jedoch ein in den sektoralen Strukturen stär-
ker ähnliches Bild zwischen den Regionen II und III als im Vergleich dieser beiden zur 
Stadt Hildesheim. Weiterhin ist zu anzumerken, dass die Region II in den Betriebsstruktu-
ren etwas konzentrierter aufgestellt zu sein scheint, wie ein Blick auf das verarbeitende 
Gewerbe zeigen kann: in der deutlich kleineren Region II hatten 2006 53 Betriebe mit 
mehr als 20 Beschäftigten ihren Standort und beschäftigten dadurch insgesamt ca. 5.500 
Personen. Die an Fläche um 30 % größere und an Bevölkerung bald doppelt so große 
Region III hingegen beherbergte „nur“ 57 Betriebe mit mehr als 20 Beschäftigten und gab 
dadurch insgesamt 5.900 Beschäftigten Lohn und Brot.30  

Zu den insgesamt größten Arbeitgebern im Landkreis gehören in der Stadt Hildesheim die 
Unternehmen Blaupunkt (2.300 Mitarbeiter), Bosch (1.100) und KSM Castings (weltweit 
1.800) sowie Sappi in Alfeld/Region II (1.000) und Meteor in Bockenem/Region III (welt-
weit 2.000 Mitarbeiter). Die Standorte der beschäftigungsstarken bis zentralen Betriebe 
des verarbeitenden Gewerbes konzentrieren sich auf die größeren Orte in den Regionen: 
neben der Stadt Hildesheim (Region I ) mit allein 49 größeren Betrieben und vor Ort ins-
gesamt 8.600 Beschäftigten waren dies in der Region II  die Städte Alfeld und Gronau an 
der Leine (mit 23 bzw. 9 Betrieben und 3.100 bzw. 1.000 Beschäftigten) sowie in der Re-
gion III  Bockenem (5 Betriebe, 2.400 Beschäftigte) und Sarstedt (22 Betriebe, 1.400 Mit-
arbeiter). Im Vergleich zu diesen für das Wirtschaftsleben zentralen Gemeinden sind die 
anderen Ortschaften im Landkreis mit Blick auf größere Betriebe weitaus „sparsamer“ 
ausgestattet; in keiner anderen Ortschaft gibt es mehr als 10 Betriebe mit 20 Mitarbeitern 
und/oder vor Ort zusammen mehr als 1.000 Mitarbeitern. Oder anders ausgedrückt: mit 
zusammen 16.600 Mitarbeitern arbeiteten in 2006 2/3 aller Beschäftigten größerer Betrie-
be des verarbeitenden Gewerbes an den oben genannten zentralen Standorten des 
Landkreises, mehr als die Hälfte davon allein am Standort Hildesheim.31 

Der Anteil der Einkommen aus Gewerbebetrieben und selbständiger Arbeit an den Ein-
kommen aus Gewerbebetrieben, selbständiger Arbeit und nicht selbständiger Arbeit be-
trug in 1998 (jüngere Daten liegen leider nicht vor) für die Region I  14,8 %, die „Alfelder 
Region “ (II) 12,6 % und die Region III  13,5 %.32 Das bedeutet, dass der höchste Anteil an 
Selbständigen und Unternehmen im Vergleich zu „arbeitnehmender Tätigkeit“ in Hildes-

                                                 
30  Alle Daten nach: LSKN Tabelle K7700111, Stand: Jahr 2006.  
31  Alle Daten nach: LSKN Tabelle K7700111 und K70F3111, Stand: Jahr 2006, und Unternehmensangaben. 

Vgl. a. Landkreis Hildesheim, S. 36.  
32  Vgl. LSKN Tabelle K9160221, Stand 1998. 
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heim zu finden war, der zweithöchste Wert in der Region II und die wenigsten selbständig 
und freiberuflich erwirtschafteten Einkommen anteilmäßig in der Region III. Die Differenz 
zwischen Hildesheim und dem Alfelder Raum betrug damit bereits deutlich erkennbare 
2,2 %.  

Neuere Zahlen zum Steueraufkommen belegen, dass der Anteil der Steuerpflichtigen an 
der regionalen Bevölkerung insgesamt in 2004 in der Stadt Hildesheim  bei 43,7 % lag, 
im „Alfelder Raum “ bei fast gleichwertigen 41,0 % und in der Region III  deutlich geringer 
mit 36,2 %. Insgesamt, so scheint es, war also die Erwerbstätigkeit in Hildesheim und Al-
feld durchaus höher als in der Region III.33 Die Summe der positiven Einkünfte in Euro pro 
Steuerpflichtigem liegt in Hildesheim im Mittelfeld und betrug umgerechnet 29.093 €. Das 
höchste derart im rechnerischen Mittel dargestellte „Pro-Steuerpflichtigem-Einkommen“ 
findet sich 2004 in der Region III mit 30.051 €, das niedrigste in der Region II mit 28.664 
€, womit insgesamt keine signifikanten Unterschiede erkennbar werden.34 Gleichwohl ist 
ein Blick auf die Steuereinnahmen der Gemeinden je Einwohner interessant:35 mit insge-
samten Werten von 860 und 845 € im Jahr 2007 liegen die Städte Hildesheim und Alfeld 
deutlich an der Spitze, gefolgt von der Gemeinde Harsum (801 €), der Stadt Bad Salzdet-
furth (681 €) und Sarstedt mit 671 €. Verteilt auf die Regionen ergaben sich mittlere Steu-
ereinnahmen je Einwohner von besagten 860 € in der Hildesheim/Region I, erheblich 
niedrigeren 530 € in der Region II und 589 € in der Region III. Der Vergleich der Gewer-
besteuereinnahmen ergibt ein ähnliches Bild: die Spitzenplätze belegen Alfeld mit 383 €, 
Harsum und Hildesheim mit 358 € je Einwohner, Bad Salzdetfurth mit 272 und Sarstedt 
mit 223 €. Weitaus niedriger liegen dann wiederum die rechnerisch ermittelten Durch-
schnittswerte in den drei Regionen: die Region I, also die Stadt Hildesheim, liegt mit e-
benjenen 358 € an der Spitze, weitab gefolgt von der Region II mit 137 € und der Region 
III mit 166 € Gewerbesteueraufkommen je Einwohner in 2007. 

In der Summe ergibt sich also für die bezeichneten Regionen I-III ein auf den ersten Blick 
nicht ganz eindeutiges Bild, jedoch wird auf jeden Fall deutlich, dass die Stadt Hildesheim 
durch die Faktoren „hohe Arbeitsplatzzentralität“ und „Erwerbstätigkeitsquote“, „hohe 
Gemeindesteuereinnahmen“ und „hohe Gewerbesteuerkraft“ in der Summe eine Spitzen-
position im Landkreis einnimmt, gefolgt von größeren Städten und Gemeinden wie Alfeld, 
Bad Salzdetfurth und Sarstedt. Weiterhin konzentrieren sich etliche größere und für die 
Wirtschaftskraft des Landkreises bestimmende Unternehmen in den Städten und größe-
ren Orten des Landkreises. Insofern wird gegenüber dem ländlichen Bereich des Land-
kreises mit seinen kleineren und Umlandgemeinden wohl von einer spürbaren Zentralität 
gesprochen werden müssen, die schließlich auch in den hier vorgetragenen Kennziffern 
und mit einem erheblichen Gefälle in den durchschnittlichen Steuereinnahmen zu Tage 
tritt. Unter anderen werden auch diese Faktoren von Gemeinde zu Gemeinde auf den 
Wohnungsmarkt rückwirken. Sie können als Indikatoren dahingehend aufgefasst werden, 

                                                 
33  LSKN Tabelle K917011, Stand 2004. 
34  LSKN Tabelle K917011, Stand 2004. 
35  Vgl. LSKN Tabelle 9200001, Stand 2007. 
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wie viel Kaufkraft und Investitionspotenzial am örtlichen Wohnungsmarkt vorhanden sein 
wird oder kann und damit auch die Nachfrage und das Angebot am örtlichen Wohnungs-
markt beeinflussen. 

 

3.1.3 Arbeitsmarktstrukturen 

Der Arbeitsmarkt im Landkreis Hildesheim war in den zurückliegenden zwei Jahren von 
einer guten konjunkturellen Situation geprägt, die zum spürbaren Abbau der registrierten 
Arbeitslosigkeit sowohl im Bereich des SGB III (Arbeitslosenversicherung) als auch im 
Bereich des SGB II geführt hat.36 Allerdings lag die Arbeitslosenquote37 des Bezirks ins-
gesamt in den Jahren 2006 mit 12,2 %, in 2007 mit 10,1 und 2008 9,1 % leicht über dem 
niedersächsischen Landes- und erkennbar über dem Bundesdurchschnitt. 

In der ersten regionalen Differenzierung �Š die Bundesagentur für Arbeit unterhält eine 
Geschäftsstelle Alfeld �Š fällt auf, dass sich der Rückgang der gemeldeten Arbeitslosig-
keit in beiden Geschäftsbereichen, also Hildesheim und Alfeld, verstärkt im Bereich des 
SGB III konzentrierte und in geringerem Maß den Bestand der Arbeit suchenden Grund-
sicherungsempfänger reduzierte. Insgesamt sanken 2007 im Geschäftsbereich Hildes-
heim gegenüber dem Vorjahr die Erwerbslosenzahlen im SGB III um -29,0 % und im Be-
reich SGB II um -14,4 %. Dieser Rückgang konnte in 2008 zwar als Trend, aber nur deut-
lich abgeschwächt fortgesetzt werden: Die Hauptagentur Hildesheim verzeichnete ge-
genüber 2007 einen Rückgang von -15,3 % der durchschnittlich betreuten Arbeitslosen im 
Bereich SGB III und einen Rückgang von -6,3 % im Bereich SGB II. Im Bereich der Ge-
schäftsstelle Alfeld reduzierte sich die Arbeitslosigkeit im Bereich des SGB III im Ver-
gleich zu Hildesheim gleichmäßiger (2007 und 2008: -24,8 %) und im Bereich des SGB II 
in 2007 deutlich stärker als bei den „Hildesheimern“ (2007: -19,4 %, 2008: -6,2 %). Insge-
samt betrug die Arbeitslosenquote in der Geschäftsstelle Hildesheim 2006 12,6 %, 2007 
10,2 % und 2008 9,4 %, mit einem gegenwärtig also abgeschwächten Gesamttrend „nach 
unten“. In der Geschäftsstelle Alfeld betrug die Arbeitslosenquote 2006 11,2 %, 2007  
8,9 % und 2008 7,9 %, womit der konjunkturelle Trend in Alfeld zwar schwächer war, der 
Arbeitsmarkt insgesamt aber erkennbar besser dasteht. 

Für die hier relevante Differenzierung des Landkreises in die Regionen I �Š III liegen lei-
der keine Daten auf Gemeindeebene vor, die einen direkten Vergleich zu den von der Ar-
beitsagentur ausgewiesenen Arbeitslosenquoten erlauben. Die nachfolgende Tabelle 3 
erlaubt daher nur einen Überblick über die im Bestand der Gemeinden im Jahresdurch-
schnitt erfassten Arbeitslosmeldungen (also ohne Zu- und Abgänge). Um einen regiona-
len Vergleich zu ermöglichen, wurden diese Zahlen hier als Quote der Bevölkerungszah-
len aus dem obigen Abschnitt Bevölkerungsentwicklung ausgewiesen. 

                                                 
36  Vgl. hierzu und den folgenden Absatz die Jahresbilanzen 2007 und 2008 der Agentur für Arbeit Hildesheim. 
37  Bezogen auf alle abhängig zivilen Erwerbspersonen. 
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Insgesamt ist für die Regionen I �Š III bis zum Jahr 2005 als Gesamttrend festzustellen, 
dass die jeweiligen Jahresquoten der im Bestand gemeldeten Arbeitslosen in der Stadt 
Hildesheim  signifikant höher liegen als in den Regionen II und III. Erkennbar wird dies al-
lein auf den ersten Blick dadurch, dass die Hildesheimer Quoten in dieser Zeit stets über 
dem Kreisdurchschnitt positioniert waren, diejenigen der Regionen II  und III jedoch bei-
derseits immer unterhalb des Kreisdurchschnitts lagen. Für die erstgenannte, also die 
Region um Alfeld, ergibt sich ein Abstand von ungefähr jeweils einem Prozentpunkt pro 
ausgewiesenem Jahr zu „den Hildesheimern“. Auffällig ist insofern, dass die Region II mit 
ihrer Quote der im Bestand gemeldeten Arbeitslosen immer knapp, also 0,1- oder 0,2-
Prozentpunkte unter dem ermittelten Kreisdurchschnitt lag. Die Region III steht in den 
Jahren bis 2005 hingegen mit noch einmal besseren Zahlen in der Bilanz. Hier nahm die 
Quote der im Bestand gemeldeten Arbeitslosen zwar im ähnlichen Verlauf und Trend ab, 
sie lag aber erkennbar unter den Werten der Alfelder Nachbarn und deutlich unter jenen 
aus Hildesheim �Š in den Jahren 2001 bis 2004 mit einem recht regelmäßigen Abstand 
von ungefähr 1,5 %. 

Ab dem Jahr 2005 wurde die Zusammenführung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe auch 
statistisch wirksam, was in der vorliegenden Tabelle an der Quote der im Bestand gemel-
deten Arbeitslosen erkennbar wird: sie steigt in allen drei Regionen deutlich erkennbar an. 
Dies wird zu einem wesentlichen Teil darauf zurückzuführen sein, dass durch die Refor-
men am Arbeitsmarkt insgesamt wieder mehr Empfänger von Sozialhilfe als erwerbsfähig 
eingestuft wurden. Auffällig ist jedenfalls auch für alle drei Regionen der tendenziell starke 
Abbau der gemeldeten Quoten in den Folgejahren, was darauf hindeutet, dass der Ar-
beitsmarkt im gesamten Kreisgebiet in deutlicher Bewegung war �Š unabhängig davon, 

 
Tab. 3: Arbeitslosenzahlen im Jahresdurchschnitt und Bevölkerungszahlen absolut in den Regionen I �Š III 

             
  1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 

Arbeitslose 6.043 5.729 5.129 5.241 5.319 5.502 5.393 7.737 7.273 5.996 5.554 

Bevölkerung 104.866 104.013 103.909 103.717 103.448 103.245 102.937 102.575 103.249 103.593 103.593* Region I 

Quote in % 5,8% 5,5% 4,9% 5,1% 5,1% 5,3% 5,2% 7,5% 7,0% 5,8% 5,4 %* 

Arbeitslose 3.391 3.171 2.849 2.883 2.919 2.941 2.917 3.592 3.443 2.694 2.383 

Bevölkerung 71.349 71.228 70.927 70.647 70.335 69.928 69.368 69.017 68.342 67.584 67.584* Region II 

Quote in % 4,8% 4,5% 4,0% 4,1% 4,2% 4,2% 4,2% 5,2% 5,0% 4,0% 3,5 %* 

Arbeitslose 4.936 4.765 4.280 4.395 4.300 4.514 4.284 5.109 5.178 4.082 3.631 

Bevölkerung 116.586 117.225 118.143 118.727 119.125 119.185 119.315 119.051 118.393 117.446 117.446* Region III 

Quote in % 4,2% 4,1% 3,6% 3,7% 3,6% 3,8% 3,6% 4,3% 4,4% 3,5% 3,1 %* 

Arbeitslose 14.390 13.684 12.277 12.538 12.553 12.978 12.614 16.437 15.896 12.773 11.568 

Bevölkerung 292.801 292.466 292.979 293.091 292.908 292.358 291.620 290.643 289.984 288.623 288.623* Insgesamt 

Quote in % 4,9% 4,7% 4,2% 4,3% 4,3% 4,4% 4,3% 5,7% 5,5% 4,4% 4,0 %* 

 

Quellen: Daten als „Bestand Arbeitslose insgesamt“ (also ohne Zu- und Abgang aus Arbeitslosigkeit) ausweislich der Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Arbeitslose nach 
 Gemeinden, jeweils in den Jahren 1998-2008; rechnerische Fehlangaben entstehen durch die angewandten statistischen Verfahren. Bevölkerungszahlen nach LSKN, 
 Tabellen K1000014 (1997-2007), Stichtag jeweils 31.12.; Stand: März 2009. Die Quote in Prozent stellt somit den Anteil der gemeldeten Arbeitslosen im Bestand an 
 der Gesamtbevölkerung dar; er dient hier der Erläuterung regionaler Unterschiede und ist systematisch mit den von der BA ausgewiesenen Arbeitslosenquoten (im 
 Verhältnis zu den Erwerbspersonen) nicht  vergleichbar. 

 * Mit Stand April 2009 waren für 2008 noch keine Daten durch das LSKN bekannt gegeben. In einer fiktiven Darstellung greifen die hier ausgewiesenen Quoten auf eine 
 unterstellt gleich bleibende Bevölkerungszahl zurück. 
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ob man hierfür die Strukturreformen der Arbeitsmarktpolitik und/oder die allgemein gute 
konjunkturelle Lage in die Verantwortung nimmt. 

Auffällig in der regionalen Differenzierung ist zunächst, dass diese Entwicklung in den 
Regionen II und III „gemäßigter“ verlief als in der Großstadt Hildesheim. Dies lässt auf ei-
nen Unterschied in der strukturellen Zusammensetzung der gemeldeten Arbeitslosen 
rückschließen, genauer: dass in der Stadt Hildesheim verhältnismäßig mehr Empfänger 
von Sozialhilfe als erwerbsfähig im Sinne des SGB II eingestuft wurden. So stieg die Quo-
te in Hildesheim um deutliche 2,3 % an, in den Regionen II und III hingegen nur um 1,0 
bzw. 0,7 %. Im Vergleich scheint die Stadt Hildesheim mit einer verhärteteren (Lang-
zeit)Arbeitslosigkeit umgehen zu müssen als der restliche Landkreis: Bereits 2007 unter-
boten die Regionen II und III wieder ihre Werte aus 2004 und bezogen auch relativ gese-
hen „ihre alte Position“ (deutlich) unterhalb des Kreisdurchschnittes. Die Stadt Hildesheim 
hatte hingegen auch 2006 noch 7,0 % Bestandsarbeitslosenquote in der Bevölkerung zu 
verzeichnen und noch in 2007 die hier errechnete Quote des Jahres 2004 nicht unter-
schritten. Auch für 2008 steht nicht zu erwarten, dass die Stadt Hildesheim ihre Ver-
gleichsposition in 2004 erreicht; sie wird nach Maßgabe der Erwartungen ihre Quote wei-
terhin erkennbar oberhalb des Kreisdurchschnittes führen. 

Unabhängig davon, dass diese Zahlen und Entwicklung nicht die ansonsten ausgewiese-
ne „Arbeitslosenquote der BA“ widerspiegeln, geben sie gerade mit Blick auf den örtlichen 
Wohnungsmarkt Aufschlüsse. Insgesamt wird wohl von einem im Landkreis zweigeteilten 
Arbeitsmarkt gesprochen werden können, der einerseits das Gebiet der Stadt Hildesheim 
umfasst, welcher andererseits erkennbar im Unterschied zu den beiden anderen ausge-
wiesenen Regionen II und III steht. Letztere unterscheiden sich voneinander strukturell 
wohl nicht wesentlich, allerdings ist die Region III scheinbar stärker positioniert als der Al-
felder Raum �Š diese Erkenntnis würde sich zumindest auch z.B. mit den Werten aus den 
Bevölkerungsentwicklungen oder Steuerkennziffern decken. 

Für den Zusammenhang dieser Untersuchung wäre von besonderer Bedeutung zu erfah-
ren, wie viele Arbeitslose im Grundsicherungsbereich anteilmäßig vor Ort leben. Gegen-
wärtig werden entsprechende Daten leider nur für die Hauptagentur Hildesheim und die 
Geschäftsstelle Alfeld ausgegeben. Sie bestärken insoweit die oben ausgeführten Argu-
mente: im Geschäftsbereich Hildesheim ergaben sich demnach BA-Arbeitslosenquoten 
von 2006: 8,6 %, 2007: 7,3 % und in 2008 6,9 %. Für die Geschäftsstelle Alfeld ergeben 
sich für 2006: 6,9 %, für 2007: 5,6 % und in 2008: 5,4 %. Alles in allem lässt sich also 
festhalten, dass die verzeichnete Arbeitslosigkeit in beiden Geschäftsbezirken mittlerweile 
zum großen Teil Langzeitarbeitslosigkeit im SGB II ist und der Bezirk Alfeld insgesamt 
und in den Tendenzen als ländlicher Raum etwas robuster dasteht als die Stadt Hildes-
heim; angesichts der hier vorgetragenen Kennziffern wird man begründet vermuten kön-
nen, dass ähnliches, wenn nicht besseres auch für die Region III gelten dürfte. 

Ein wichtiger Indikator sowohl für die wirtschaftliche Bedeutung als auch die (Arbeits-
markt)Zentralität eines Standortes sind die Pendlerbewegungen der Arbeitskräfte inner-
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halb räumlicher Zusammenhänge.38 Mit Blick auf die Pendlerbilanz im Landkreis Hildes-
heim39 sticht die Stadt Hildesheim einmal mehr als besonders zentraler Ort hervor: von 
2006 insgesamt 41.400 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in der Stadt Hildesheim 
lebten nur gut 18.800 Beschäftigte auch innerhalb des Stadtgebietes; insgesamt pendel-
ten 15.100 Personen oder 36,5 % aller am Ort sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
aus dem Gebiet des Landkreises und 7.500 Beschäftigte von Wohnorten außerhalb des 
Landkreises zur Arbeitsaufnahme nach Hildesheim ein. Die Stadt Hildesheim erlangte 
dadurch eine Pendlerquote von 54,6 % gemessen an allen Arbeitsverhältnissen vor Ort. 
Interessant für den Zusammenhang ist weiterhin die Zahl der Auspendler, also derjeni-
gen, die die Stadt Hildesheim zur Arbeitsaufname verlassen: von insgesamt 10.200 aus-
pendelnden Beschäftigten blieben nur 3.400 innerhalb der Landkreisgrenzen; ca. 6.800, 
also die doppelte Anzahl Berufspendler, verließen den Landkreis zur Arbeitsaufnahme. 

Im umliegenden Landkreis machte sich insgesamt ein Anteil von 19,1 % aller Beschäftig-
ten �Š also fast jeder fünfte Arbeitnehmer �Š zur Arbeitsaufnahme auf den Weg in die 
Stadt Hildesheim. Neben Hildesheim erreichen nur zwei (!) Gemeinden überhaupt ein po-
sitives Pendlersaldo, also einen „Überschuss“ an Einpendlern:40 dies sind die Stadt Bo-
ckenem mit nur 1,6 % und die Stadt Alfeld mit 28,3 % positivem Pendlersaldo. Dabei hat-
ten 37,4 % der Arbeitnehmer innerhalb Alfelds ihren Wohnort in einer anderen Gemeinde 
des Landkreises, womit Alfeld relativ gesehen zwar „gleichauf“ mit Hildesheim steht. Al-
lerdings muss hierbei der absolute Größenvergleich berücksichtigt werden: zog Hildes-
heim 15.100 Arbeitnehmer an, waren es in Alfeld „nur“ noch 2.600, also fast ein Sechstel. 
Alle anderen Gemeinden im Landkreis wiesen negative Pendlerbilanzen auf, teilweise mit 
besonders hohen Werten. Gemäßigte „Auswanderungswerte“ erreichten noch die Städte 
Bad Salzdetfurth und Sarstedt mit -16,0 bzw. -10,7 % negativer Pendlerbilanz. Alle ande-
ren Gemeinden erreichten deutlich bis drastisch höhere Werte. „Spitzenreiter“ waren die 
Gemeinde Algermissen mit -74,5 %, Schellerten mit -75,6 % und die Samtgemeinde Sib-
besse mit -88,2 % Pendlerbilanz. Nur im letzteren Fall sollen absolute Zahlen verdeutli-
chen, was dies bedeutet: im Ort selbst wohnten 2.264 Beschäftigte, von denen jedoch nur 
166 auch direkt in der Samtgemeinde arbeiteten. Zwar pendelten in 2006 101 Personen 
nach Sibbesse ein, jedoch verließen 1.619 Beschäftigte den Wohnort zur Arbeitsaufnah-
me in eine andere Gemeinde des Landkreises; die Lage Sibbesses lässt vermuten, dass 
ein Großteil dieses Pendlerstroms in die Stadt Hildesheim fließt. Immer noch 480 Be-
schäftigte verließen zur Arbeitsaufnahme sogar den Landkreis, was angesichts der zent-
ralen Lage der Gemeinde im Kreisgebiet als hoher Wert einzustufen ist. 

Unter dem Gesichtspunkt der Pendlerbilanzen ist der Landkreis Hildesheim in der Summe 
als ein sehr mobiler und verflochtener Arbeitsmarkt zu bezeichnen, dessen Zentrum Hil-
desheim ist und der starke Verbindungen zu benachbarten Arbeitsmarktzentren aufweist. 
Von (2006) 79.300 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im Landkreis lebten „ledig-

                                                 
38  BT-Drs. 15/5500, S. 116 ff. Vgl. Herausforderungen deutscher Städte und Regionen, S. 8 f. 
39  Die folgenden Zahlen nach LSKN, Stand 2006, in der Darstellung durch Regionalbericht (Hi-Reg) 2008, S. 

38. 
40  Pendlersaldo absolut gemessen in % der Arbeitskräfte am Wohnort. 
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lich“ 33.700 Beschäftigte auch am Arbeitsort, was einem Anteil von 42,5 % entspricht. 
20,7 % aller im Landkreis Beschäftigten pendelten von außerhalb des Landkreises ein; 
dementsprechend wohnten 36,8 % aller im Landkreis Beschäftigten zwar innerhalb des 
Kreisgebietes, arbeiteten jedoch in einer anderen kreisangehörigen Gemeinde als dem 
Wohnort und wiederum fast 9.900 Menschen verließen zur Arbeitsaufnahme den Land-
kreis gänzlich, was einem aufsummierten Pendlersaldo von -11,1 % entspricht. Mit Blick 
auf die hier vorgenommene Untersuchung der Regionen I-III ist festzuhalten, dass die 
Region I , also die Stadt Hildesheim, ein besonders hohes positives Pendlersaldo (+43,0 
%), die Region II  um Alfeld herum ein deutlich negatives Pendlersaldo mit -25,8 % und 
die Region III  ein mit -43,4 % besonders hohes negatives Pendlersaldo erreicht. Dieser 
letzte hohe Wert wird darauf zurückzuführen sein, dass die Region III die höhere Nähe 
und besseren Verkehrsanschlüsse zu den Arbeitsmarktzentren Hildesheim, Hannover, 
Salzgitter und Braunschweig aufweist.41 Auch ist für die Region II einschränkend darauf 
hinzuweisen, dass die Stadt Alfeld mit 1.700 Arbeitsplätzen positivem Pendlersaldo zu-
mindest rechnerisch ein relativ großes Gewicht für die Region erlangt. „Jenseits“ eines 
Blickes auf die festgelegten Regionen I-III ist festzustellen, dass das Pendeln zum Ar-
beitsplatz deutlich ein Phänomen der kleineren kreisangehörigen Gemeinden ist: wiesen 
die Städte Alfeld, Bad Salzdetfurth, Bockenem, Elze und Sarstedt zusammen ein leicht 
negatives Pendlersaldo von -2,8 % Prozent auf,42 so lag dies in den übrigen kleineren 
Gemeinden der Regionen II und III bei zusammen -59,0 %. In absoluten Zahlen verließen 
damit 21.682 Beschäftigte ihren „kleineren“ Wohnort zur Arbeitsaufnahme in die kreisan-
gehörigen Städte oder über die Kreisgrenzen hinaus, was einem Anteil von 24,3 %, also 
gut einem Viertel aller im gesamten Landkreis wohnenden Arbeitskräfte entsprach. 

Mit Blick auf die hier anstehende Untersuchung im Bereich des grundsicherungsrelevan-
ten Wohnraums ist langfristig ein weiterer Arbeitsmarkttrend zu berücksichtigen, nämlich 
dass die „Stadtregion Hildesheim“ in der Entwicklung des Arbeitskräftepotenzials, d.h. des 
Anteils der erwerbsfähigen Arbeitnehmer insgesamt, die niedersachsenweit deutlichsten 
Verluste aufweisen und weiterhin mit einer erheblichen Alterung der berufstätigen Jahr-
gänge konfrontiert werden wird.43 So wird die Bevölkerung der Stadt Hildesheim von ge-
genwärtig ca. 103.000 auf 2014 ca. 99.900 und in 2021 auf ca. 97.300 Einwohner zu-
rückgehen. Dabei wird der relative Anteil der (rechnerisch erwerbsfähigen) Bevölkerungs-
gruppe zwischen 15 und 65 Lebensjahren von gegenwärtig ca. 65 % zwar in 2014 den-
selben Wert erreichen, und in 2021 ca. 69 % betragen. Jedoch wird der relative Anteil der 
beruflich besonders aktiven Bevölkerungsgruppe zwischen 25 und 50 Lebensjahren von 
gegenwärtig ca. 35 % und 33 % (2014) auf in 2021 ca. 31 % der gesamten Bevölkerung 
der Stadt Hildesheim absinken.44 Die Anzahl derjenigen, die durch ihren Eintritt in das Er-
werbsleben und die Gründung einer Familie als verstärkter Nachfrager von Wohnraum 

                                                 
41  Vgl. BT-Drs. 15/5500, Raumordnungsbericht 2005, S. 116 ff. 
42  Die Stadt Hildesheim fließt auf Grund ihres besonderen Gewichts nicht in diese Rechnung ein. Würde sie 

berücksichtigt, würde das Pendlersaldo insgesamt +22,6 % betragen. 
43  Regionalreport 2005, S. 20, 22. Vgl. Regionalbericht (Hi-Reg) 2008, S. 36 f. 
44  LSKN, Tabelle K1010113, Stand Februar 2009. 
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auftreten, wird sich zukünftig also zumindest in bestimmten Wohnungsmarktsegmenten 
leicht verringern. 

Das Regionalmonitoring Niedersachsen 2007 klassifiziert den Landkreis Hildesheim ein-
schließlich der kreisangehörigen Stadt Hildesheim als „Stadtregion“, welche durch ein 
großstädtisches Zentrum und dessen lokale Verflechtungsbereiche gekennzeichnet ist.45 
Dieser Befund ist anhand der vorstehenden Daten zu bestätigen, allerdings wohl insofern 
zu erweitern, dass es sich um ein großstädtisches Zentrum innerhalb verschiedener loka-
ler Verflechtungsszenarien handelt: einerseits entfaltet die Stadt Hildesheim selbst eine 
hohe Zentralität für die kreiseigenen Gemeinden (insbesondere im südlicheren Kreisge-
biet); andererseits werden die Stadt Hildesheim und insbesondere das nordwestliche 
Kreisgebiet selbst von der Nachbarschaft zur Groß- und Landeshauptstadt Hannover so-
wie starken Beziehungen innerhalb des „großstädtischen Dreiecks“ Hannover �Š Braun-
schweig �Š Göttingen geprägt. Von hoher Bedeutung für die räumliche Differenzierung 
des Landkreises dürfte insofern die jeweilige Gemeindenähe zur Stadt Hildesheim oder 
zum großstädtischen Zentrum Hannover bzw. zum Wirtschaftsstandort Salzgitter/Braun-
schweig sein. Eine erhöhte Standortattraktivität dürfte dort vorgefunden werden, wo eine 
gute Anbindung an eine der diese Zentren miteinander verbindenden Verkehrsachsen 
(BAB 7 und 39, B1 und 6 sowie DB Kursbuchstrecken 313 und 320) besteht.46 Erkennbar 
ist in diesem Sinne die Einordnung der Regionen I und III , die entlang einer Luftlinie 
von im Nordwesten Nordstemmen über Bad Salzdetfurth bis im Südosten nach Bocke-
nem zusammen eine nördliche Hälfte des Landkreises darstellen. Dieser Raum ist in sei-
ner Bevölkerungsdynamik und Wirtschaftsstruktur, seinem Arbeitsmarkt und den zur Ver-
fügung stehenden Einkommen stärker verdichtet und städtisch ausgerichtet oder orien-
tiert. Eine in diesem „Nordkreis“ besondere Rolle spielt hierbei die Stadt Hildesheim mit 
ihrer großstädtischen Wirtschafts- und Arbeitsmarktstruktur, die gegenüber den weiteren 
kreisangehörigen Gemeinden als eigenständige Region I differenziert wird. 

Im Gegensatz hierzu ist die Region II  südlich der Linie Nordstemmen �Š Bad Salzdetfurth 
�Š Bockenem, durch eine von Ost nach West zunehmend größere Entfernung zu den 
großstädtischen (Arbeitsmarkt)Zentren Hildesheim, Hannover und Salzgitter sowie eine 
deutlich abnehmende Anbindung an maßgebliche Verkehrsachsen gekennzeichnet. Als 
einzige Stadt im Kreisgebiet außerhalb Hildesheims entfaltet die Stadt Alfeld eine höhere 
Standortbedeutung für den Arbeitsmarkt.47 Insgesamt ist die Region II auch unter Zuhilfe-
nahmen weiterer Kennzahlen als ländlicher bzw. zunehmend peripherer Raum zu kenn-
zeichnen. Dies trifft wohl besonders auf die Landkreisgemeinden westlich der Leine zu, 
die an die als „strukturschwach“ bezeichneten Gebiete der Landkreise Hameln-Pyrmont 
und Holzminden angrenzen. 

                                                 
45  Regionalreport 2007, S. XVI. 
46  Regionalreport 2005, S. 2. 
47  Regionalreport 2007, S. 4. 
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3.2 Strukturen der Wohnsituationen in der Grundsicherung  

3.2.1 Ausgewählte Strukturen der Grundsicherungsempfänger 

Im Oktober 200848 lebten im gesamten Gebiet des Landkreises Hildesheim rund 12.300 
Bedarfsgemeinschaften (BGen). In diesen Bedarfsgemeinschaften standen ca. 24.300 
Personen im Bezug von Leistungen des SGB II und somit auch in Leistungen zu Kosten 
der Unterkunft und Heizung. Die Mehrheit dieser Bedarfsgemeinschaften bestand mit 
insg. 53,1 % aus Ein-Personen- bzw. Single-BGen; 19,9 % aller BGen bestanden aus 
zwei Personen, 13,3 % aus drei Personen. Insgesamt bestanden also bereits 86,3 % oder 
mehr als 5/6 aller Bedarfsgemeinschaften aus bis zu drei Personen; dementsprechend 
bestanden 13,6 % der BGen im Landkreis Hildesheim aus vier und mehr Personen.49  

Von den in der Statistik erfassten50 6.500 Ein-Personen-Bedarfsgemeinschaften bestan-
den nahezu alle BGen aus volljährigen Grundsicherungsempfängern (99,7 %) und hier-
von wiederum 615 (oder genau 10,0 % der) BGen aus Empfängern im Alter zwischen 18 
und unter 25 Jahren, also einer Gruppe, die auf Grund ihres Alters wahrscheinlich als 
Nachfrager einfachen Wohnraums auftreten wird. Eine soziologisch weiterhin bedeutsa-
me Gruppe sind alleinerziehende Hilfeempfänger: dieser Typus Bedarfsgemeinschaft, der 
per Definition zwei oder mehr Personen umfasst, zeichnet mit insgesamt 2.400 BGen zu 
Buche, das sind 19,8 % aller Bedarfsgemeinschaften. Ein Großteil dieser BG-Typen be-
steht mit 58,7 % aus Alleinerziehenden mit einem Kind und 29,3 % aus Alleinerziehenden 
mit zwei Kindern; insgesamt treten also schon 88,0 % der Bedarfsgemeinschaften in die-
ser Gruppe mit bis zu einschließlich drei Bewohnern als Nachfrager am Wohnungsmarkt 
auf. Die dritte große Gruppe der Bedarfsgemeinschafts-Typen sind die Partnerschaften. 
Von insgesamt 3.400 BGen dieser Art sind ca. 1.300 oder 37,6 % ohne Kinder und treten 
daher im Regelfall zu zweit als Nachfrager oder Bewohner von Wohnraum auf. Dem ent-
sprechend bewohnen 62,4 % der Paargemeinschaften (oder ca. 2.100 absolut) ihren 
Wohnraum zusammen mit Kindern, sind also letztlich zu dritt oder größer. Im Gegensatz 
zu Alleinerziehenden ergibt sich hier kein so deutlicher Schwerpunkt in BGen mit einem 
Kind. Von den erfassten 2.100 BGen weisen fast 1.300 oder 61,4 % zwei und mehr Kin-
der auf; 10,9 % oder 230 dieser BGen sind mit vier oder mehr Kindern als kinderreich zu 
bezeichnen und treten mit insgesamt sechs oder mehr Personen am Wohnungsmarkt auf. 

Signifikant für die Betrachtung der vorliegenden Untersuchung ist weiterhin der besonders 
hohe Anteil der zur Miete wohnenden BGen gegenüber solchen BGen, die in genutztem 
Wohneigentum leben. Er betrug im Oktober 2008 landkreisweit 91,8 % zu 4,4 % oder in 
absoluten Zahlen ca. 11.300 zu 500 BGen.51 Diesem Verhältnis entsprechen in etwa auch 

                                                 
48  Sämtliche im nachfolgenden Vergleich tragenden Zahlen entstammen �Š soweit nicht anders vermerkt �Š 

dem Berichtsmonat Oktober 2008. Die nachfolgenden Zahlen werden aus Gründen der Lesbarkeit auf- und 
abgerundet. 

49  Report für Kreise und kreisfreie Städte: Hildesheim, S. 4. 
50  Report für Kreise und kreisfreie Städte: Hildesheim, S. 4 ff.  
51  Zu 500 oder 3,8 % der BGen waren unter diesem Gesichtspunkt keine Angaben vorhanden, s. Wohn- und 

Kostensituation Kreis Hildesheim, S. 8. Dies gilt auch für die im Folgenden in der Aufrundung fehlenden Pro-
zentzahlen. 
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die einzeln beschriebenen BG-Typen, mit nämlich 90,3 % zu 3,2 % bei den Single-BGen, 
95,9 zu 2,3 % bei den allein Erziehenden und 91,6 zu 7,7 % bei den Paaren. Allenfalls bei 
den Letzteren fällt auf, dass nicht in erster Linie Familien mit Kindern, sondern (relativ ge-
sehen) verstärkt Paare ohne Kinder in selbst genutztem Wohneigentum leben, mit 9,4 zu 
89,7 % fast jedes zehnte Paar ohne Kinder. In absoluten Zahlen betraf dies 120 Fälle ge-
genüber 124 BGen mit Kindern. 

Insgesamt also wird die Nachfrage nach Wohnraum gemäß dieser Unterteilung nach BG-
Typen im Landkreis Hildesheim übergreifend von Mietwohnverhältnissen und weiterhin 
sehr stark von Single-BGen geprägt, in der Mehrzahl der Alleinerziehenden von BGen mit 
einer Größe bis zu drei Bewohnern und in der Kategorie der Paar-BGen zu einem großen 
Teil einerseits von BGen mit lediglich zwei Mitgliedern (und in diesen Fällen stärker von 
genutztem Eigentum), andererseits aber auch von Familien mit mehreren Kindern. Für 
den Landkreis Hildesheim ist festzuhalten, dass �Š unabhängig vom einzelnen BG-Typus 
und seiner spezifischen Nachfrage nach Wohnraum �Š BGen mit Kindern einen Großteil 
der Bedürftigkeit auch im Bereich der Kosten von Unterkunft und Heizung ausmachen: 
insgesamt 4.600 BGen, also 37,5 % oder beinahe 2/5 aller im Landkreis geführten BGen 
weisen Kinder im Haushalt auf.52 Strukturell gesehen ist eine relativ „junge Bedürftigkeit“ 
zu verzeichnen: insgesamt stehen 17,0 % aller unter 15-jährigen Kinder im Landkreis im 
Bezug von SGB II-Leistungen; 49,6 % der zusammen knapp 7.200 im Leistungsbezug 
stehenden Kinder wiederum sind bis sieben Jahre alt. Weiterhin leben 1.400 oder 11,7 % 
aller BGen in Haushalten mit einem oder zwei Kindern unter drei Jahren.53 Kinder als „Teil 
des SGB II-Bezuges“ treten also in deutlicher Zahl zutage und werden mit entsprechen-
den Auswirkungen auch auf die Nachfrage nach Wohnraum zu berücksichtigen sein. 

 

3.2.2 Ausgewählte Strukturen des Wohnungsmarktes 

Sowohl die Zahl der Wohnungen insgesamt wie auch die Wohnflächen im Wohngebäude- 
und Wohnungsbestand des Landkreises Hildesheim sind in den Jahren von 1997 bis 
2007 kontinuierlich gewachsen:54 ausgehend von einem Stand um 130.400 Wohnungen 
in 1997 ist die Zahl der verzeichneten Wohngebäude bis Ende 2007 auf 139.900 Woh-
nungen angewachsen, womit relativ zum Ausgangsniveau eine (auch in der Zeitreihe re-
gelmäßige) Bautätigkeit oder anders ausgedrückt: ein Zuwachs der Anzahl der Wohnun-
gen von insgesamt 7,3 % verzeichnet werden kann. Parallel zu diesem Trend ist auch die 
Wohnfläche im gesamten Landkreis Hildesheim angestiegen, hier ist jedoch ein noch 
größeres relatives Wachstum zu verzeichnen: Betrug die summierte Wohnfläche Ende 
1997 noch 11.475.800 qm, waren dies Ende 2007 9,8 % mehr oder 12.599.000 qm. Die-
se „Hildesheimer Entwicklung“ fügt sich in das bundesweit seit längerem beobachtete Bild 
einer (bei Neubautätigkeit oder Sanierung/Zusammenlegung) wachsenden qm-Zahl pro 

                                                 
52  Report für Kreise und kreisfreie Städte: Hildesheim, S. 5. 
53  Report für Kreise und kreisfreie Städte: Hildesheim, S. 4, 5, 10. 
54  Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Wohngebäude und Wohnungsbestand, Stichtag je 31.12., 

Stand der Abrufung: März 2009. 
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Wohneinheit.55 Rein rechnerisch umfasste damit im Jahr 1997 eine Wohnung 88,0 und im 
Jahr 2007 fast 90,1 qm. Mit Blick auf die Aufgabe dieser Untersuchung ist damit zumin-
dest rechnerisch festzustellen, dass sich sowohl die absolute Anzahl der Wohnungen als 
auch der verfügbare Wohnraum insgesamt wie relativ vergrößert haben. Angesichts einer 
stagnierenden und in den letzten Jahren abnehmenden kreisweiten Bevölkerungszahl56 
wäre es somit augenscheinlich, von einem „entspannten und/oder sich entspannenden 
Wohnungsmarkt“ zu sprechen. Zwingend angemerkt werden muss jedoch mit Blick auf 
die Aufgabe dieser Untersuchung, dass diese Zahlen zunächst keine qualifizierten Rück-
schlüsse auf den Grundsicherungsempfängern tatsächlich zur Verfügung stehenden 
Wohnraum zulassen.57 Allenfalls erkennbar wird, dass im vergangenen Jahrzehnt im 
Landkreis Hildesheim Wohnraum und Wohnfläche geschaffen wurden und insofern ein 
ausgeglichener Wohnungsmarkt insgesamt durchaus plausibel erscheint. Weiterhin legen 
diese Zahlen als Indikator den begründeten Schluss nahe, dass der neben der 
(Neu)Bautätigkeit vorhandene Wohnungsbestand im vergangenen Jahrzehnt mit dem Ziel 
des Marktwerterhaltes in nennenswertem Umfang modernisiert oder saniert wurde. Über 
die Modernisierungs- oder Sanierungstätigkeit im Bestand liegen jedoch �Š außerhalb er-
teilter Baugenehmigungen mit ähnlicher Aussagekraft als Indikator �Š keine amtlich er-
fassten Daten vor. 

Im tatsächlichen und zusammengefassten Wohnungsbestand des Landkreises Hildes-
heim58 entfielen in 2007 ca. 36.000 Wohnungen in den Bestand der 6- und 7-Zimmer-
Wohnungen, was einem Anteil von 25,6 % entsprach; ein Großteil dieser Wohnungen 
wird dabei dem Bestand der Wohnhäuser mit einer Wohnung innerhalb des Gebäudes 
zuzurechnen sein. In den „moderaten“ Wohnungsgrößen im Bereich der 3- bis 5-Zimmer-
Wohnungen war ein sehr großer Anteil des Bestandes zu finden; diese Wohnungen, die 
vorherrschend wohl abgeschlossene Teile von Wohnhäusern sein dürften, umfassten 
96.600 Wohnungen insgesamt, was einen Anteil von 69,0 % bedeutete. Auch die im Ver-
gleich größte Einzelgruppe der Wohnungen entsprang dieser Klasse: absolut und relativ 
lagen die 4-Zimmer-Wohnungen mit 42.000 Einheiten und einem relativen Bestandsanteil 
von 30,0 % an der Spitzenposition. Den relativen zweiten Platz dieser Klasse belegten die 
5-Zimmer-Wohnungen mit gut 29.800 Einheiten und einem „Marktanteil“ von 21,3 %. Die 
in dieser Klasse kleinste Gruppe ist diejenige der 3-Zimmer-Wohnungen mit 24.700 Ein-
heiten oder einem Anteil von 17,7 %. Entsprechend klein ist insgesamt die Klasse der 1- 
und 2-Zimmer-Wohnungen im Landkreis Hildesheim; ihre Zahl betrug im Bestand des 
Kreisgebiets bei 1-Zimmer-Wohnungen lediglich 1.900 Einheiten, was einem Anteil von 
1,3 % entspricht; 2-Zimmer-Wohnungen konnten 5.700 Einheiten und einen Anteil von 4,1 
% verbuchen. Zusammengefasst erzielten diese Gruppen der Kleinst- und kleineren Woh-

                                                 
55  Vgl. Timm, S. 116 ff. 
56  LSKN, Tabelle Z1001696, Stand März 2009. 
57  Dies gilt weder unter dem Gesichtspunkt der durch die Strukturen der BGen erzeugten Bedarfe noch unter 

einem Gesichtspunkt der „praktischen Vermietbarkeit“ an BGen. 
58  Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Wohngebäude und Wohnungsbestand, Stichtag je 31.12., 

Stand der Abrufung: März 2009. 
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nungen die absolut wie relativ geringsten Bestandszahlen und lagen als einzige im ein-
stelligen Prozent-Anteil. 

Ausgehend vom Bestandsniveau in 1997 zeigen sich in den einzelnen Wohnungskatego-
rien zwar Veränderungen, diese bedeuteten jedoch keine grundlegenden Verschiebungen 
in den Bestandsanteilen.59 Die geringsten und unterdurchschnittlichen Zuwächse ver-
zeichnen zwischen 1997 und 2007 die 3- und 4-Zimmer-Wohnungen mit +3,7 und +3,6 % 
oder jeweils ca. 900 und 1.500 Einheiten absolut. Der Markt dieser Wohnungsgrößen im 
Bestand wird daher noch am ehesten als ausgeglichen bezeichnet werden können. Im 
„Mittelfeld“ des Bestandszuwachses liegen die 2-Zimmer-Wohnungen (+6,3 % bzw. 300 
Einheiten), die 1-Zimmer-Wohnungen (+8,7 %, 100 Einheiten) und die 5-Zimmer-
Wohnungen (+9,9 %, 2.700 Einheiten). Mit Blick auf die Bestandsanteile der beiden letzt-
genannten Marktsegmente kann man also ein zwar über dem Durchschnitt liegendes 
Wachstum verzeichnen, allerdings zeigt der Vergleich sofort, dass diese Entwicklung auf 
ausgesprochen unterschiedlichen Ausgangsniveaus beruht. Die höchsten, deutlich über-
durchschnittlichen Bestandszuwächse haben die 6- und 7-Zimmer- (oder noch größere) 
Wohnungen zu verzeichnen, von denen ein Großteil wohl im Hausbau zu finden sein 
wird. Ihr Wachstum ist mit +12,1 und +12,8 % oder absolut 1.800 bzw. 2.100 Wohneinhei-
ten zu verbuchen. In Anbetracht des oben beschriebenen Gesamttrends ist also im Er-
gebnis festzustellen, dass die in der Bilanz positive (Neu)bautätigkeit bei weitem nicht je-
de Wohnungsgrößenklasse gleichermaßen umfasste. Sie konzentriert sich in den „Spit-
zenpositionen“ auf den Großwohnungsbau und stärkt �Š zumindest im Trend der letzten 
zehn Jahre �Š den im Landkreis stark vertretenen „Mittelbau“ der 3- bis 5-Zimmer-
Wohnungen. Gut sichtbar wird dies im Wachstum der 3- und 4-Zimmer-Wohnungen, die 
im Vergleich trotz relativ kleinster Zuwachsraten von 3,7 und 3,6 % in absoluten Zahlen 
der Wohneinheiten um das sechsfache der 1- und 2-Zimmer Wohnungen zugenommen 
haben (zusammen 2.400 : 400 Einheiten). Kleinst- und kleine Wohnungen scheinen im 
Zeitverlauf also zwar relativ an Gewicht zu gewinnen, allerdings bleibt ihr absoluter Anteil 
nach wie vor gering. Mit Blick auf die vorliegende Untersuchung dürfen hieraus allerdings 
keine voreiligen Schlüsse gezogen werden. Die geringen Zahlen der kleineren Wohnun-
gen können weder als Marktknappheit interpretiert werden, noch sagen diese Zahlen et-
was über den baulichen Zustand oder die Ausstattung der Wohnungen aus. Zumindest 
kann vermutet werden, dass sich letzterer auf Grund der messbaren Bautätigkeit im 1-
Zimmer-Wohnungsbestand eher positiv entwickeln wird. 

In der hier untersuchten regionalen Differenzierung (Regionen I-III) stehen absolute Zah-
len über die Wohnungsbestände und deren Entwicklung leider nicht ohne weiteres zur 
Verfügung. Mindestens jedoch als Indikatoren der Bewertung des Wohnungsmarktes 
können zum Vergleich die Baugenehmigungen und die Zahlen über die Errichtung neuer 
Wohnungen und Baumaßnahmen hinzugezogen werden, die in der regionalen Differen-
zierung vorliegen (Tab. 4). 

                                                 
59  Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Wohngebäude und Wohnungsbestand, Stichtag je 31.12., 

Stand: März 2009. 
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Tab. 4:  Baugenehmigungen zur Errichtung neuer Gebäude und errichtete Wohnungen 
 im Landkreis Hildesheim von 1997 - 2007  
      

Wohnungen 

davon mit ... Räumen 

Jahr Region 
Baumaßnahmen 
und neue Gebäude 
insg. 

insgesamt, 

1-3 4 und mehr 

Region I 415 564 100 464 
Region II 448 479 78 401 

1997/ 
1998 

Region III 807 895 145 750 
Region I 657 813 148 665 
Region II 575 487 46 441 

1999/ 
2000 

Region III 1152 1125 120 1005 
Region I 543 538 67 471 
Region II 509 489 69 420 

2001/ 
2002 

Region III 1202 1103 76 1027 
Region I 570 541 65 476 
Region II 470 433 49 384 

2003/ 
2004 

Region III 1035 905 60 845 
Region I 394 492 176 316 
Region II 294 227 42 185 

2005/ 
2006 

Region III 612 480 36 444 
Region I 154 142 54 88 
Region II 78 25 -7 32 2007 
Region III 159 125 10 115 

      
Quelle: LSKN, Tabelle K8090101, jeweils für die Jahre 1997 – 2007, Stand März 2009 

      

Insgesamt fällt �Š ausgehend von den Baubewegungen in den Jahren 1997/1998 �Š eine 
deutliche Steigerung der Bautätigkeit in den Jahren 1999/2000 auf, die als Trend hiernach 
bis in das Jahr 2007 wieder stark abfällt: zunächst nicht auffallend erkennbar in den Jah-
ren 2001 �Š 2004, umso stärker jedoch in den Jahren seit 2005, in denen sie das Aus-
gangsniveau 1997/1998 erheblich unterschreitet. Diese Entwicklung ist als Gesamttrend 
in allen drei Regionen gleichermaßen sowohl in den Baumaßnahmen insgesamt als auch 
in der Fertigstellung bzw. Sanierung von Wohnungen feststellbar. 

Innerhalb dieses Gesamttrends scheint das relative Gewicht der Baumaßnahmen in der 
Region I , also der Stadt Hildesheim, zuzunehmen. Entfielen in den Jahren 1997 �Š 2000 
zusammengefasst 26,4 % aller Baubewegungen auf die Stadt Hildesheim, so waren dies 
in den Jahren 2001 �Š 2007 (mit im zeitlichen Verlauf stark steigender Tendenz) bereits 
27,6 %. Demgegenüber nahm das relative Gewicht der Baubewegungen in der Region II  
beinahe kontinuierlich ab. Im Vergleichszeitraum 1997 �Š 2000 entfielen noch 25,2 % auf 
den Alfelder Raum, in den Jahren 2001 �Š 2007 waren dies nur noch 22,4 %. Als im An-
teil größte und in den Bewegungen stabilste erwies sich die Region III : in den Jahren des 
„Baubooms“ 1997 �Š 2000 waren hier 48,3 % aller Baubewegungen im Landkreis zu ver-
zeichnen. In den schwächeren Jahren 2001 �Š 2007 stieg dieser Anteil zusammengefasst 
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sogar auf gut 50,0 % an, wobei einschränkend darauf hingewiesen werden muss, dass 
dieser Anteil im wesentlichen auf eine nachgelagerte, noch sehr starke Entwicklung in 
2001/2002 zurückzuführen und seitdem auch stark rückläufig ist. Zusammengefasst kann 
man also davon sprechen, dass die Region III in den Jahren bis 2006 einschließlich der 
„Bau-Motor“ im Landkreis war und hier die Baubewegungen absolut und relativ die „Spit-
zenpositionen“ einnahmen; dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Region 
III flächenmäßig sehr viel, in der Zahl der Einwohner aber nur um 14.000 Bürgerinnen und 
Bürgern größer ist, als das Zentrum des Landkreises, die Stadt Hildesheim. Letztere 
scheint als Region I  der relative Gewinner einer stark abgekühlten Baukonjunktur zu sein; 
insbesondere in den Jahren seit 2005 holte sie im Anteil der Baubewegungen stark zur 
Region III auf. In absoluten Zahlen hingegen ist jedoch ein deutlicher Rückgang der Bau-
tätigkeit insgesamt zu verzeichnen, der zudem in den Jahren zuvor keineswegs an die 
teilweise doppelt so hohen Ergebnisse der Region III heranreichen konnte. Der relative 
Verlierer im Zeitablauf ist wohl die Region II , die, wie dargelegt, kontinuierlich an Anteilen 
verlor. Sie blieb mit ihren Baubewegungen unter der Entwicklung, die im Vergleich zur 
Region III  zu vermelden war: letztere stellte mit etwas mehr als 40 % Anteil an der Land-
kreisbevölkerung lange Zeit fast die Hälfte der Baumaßnahmen, die Region II stellt mit ak-
tuell 23,4 % kein Viertel der Kreisbevölkerung und im hier beobachteten zeitlichen Ge-
samtverlauf einen genauso hohen Anteil an Baubewegungen (23,6 %). 

Das Bild der errichteten Wohnungen insgesamt in den Jahren von 1997 bis 2007 ergibt 
(auch in der regionalen Differenzierung) zunächst starke Ähnlichkeiten zu den vorherge-
hend beschriebenen Baumaßnahmen: so unterlag zunächst die Anzahl der geschaffenen 
Wohnungen im Zeitverlauf ähnlichen konjunkturellen Trends. Auch sind ähnliche Ge-
samtanteile an geschaffenen Wohnungen erkennbar �Š eine insgesamt starke Region III  
führt mit 4.600 geschaffenen Wohnungen an, was einem Anteil von 47,0 % entspricht. An 
zweiter Stelle ist die Region I  mit 31,3 % aller geschaffenen Wohnungen im Anteil zu ver-
zeichnen (3.100 Wohnungen absolut). Abschließend liegt die Region II  mit 2.100 ge-
schaffenen Wohnungen, was einen Anteil von 21,7 % darstellt. 

Unterschiede ergeben sich jedoch in der regionalen Differenzierung der Wohnungsbautä-
tigkeit und der weiterführenden Aufschlüsselung nach Wohnraumgröße. Sie wurde hier in 
Anlehnung an die insgesamt erkennbaren Strukturen der Grundsicherungsempfänger in 
Wohnungen mit 1 �Š 3 Räumen sowie 4 und mehr Räumen vorgenommen. Unter diesem 
Gesichtspunkt fällt zunächst einmal das deutliche und regionsübergreifende Übergewicht 
der großen gebauten Wohnungen auf; es beträgt im Regelfall ein Vielfaches gegenüber 
der Neubautätigkeit im Bau kleiner und „moderater“ Wohnungen bis einschließlich drei 
Zimmern. Dies gilt besonders für die Jahre bis einschließlich 2004, in denen also „wenn, 
dann groß“ gebaut wurde: zu keinem Zeitpunkt in den betrachteten zehn Jahren und in 
keiner Region wurde auch nur 1/5 aller gebauten Wohnungen mit bis zu drei Wohnräu-
men ausgestattet. Oder anders ausgedrückt: von gut 8.400 in diesem Zeitraum errichte-
ten Wohnungen waren 7.300 Wohnungen mit vier oder mehr Zimmern ausgestattet, was 
einem Anteil von durchschnittlich 87,8 % entspricht. Allenfalls in den Jahren 2005 �Š 2007 
einschließlich wird dieser Trend durchbrochen, in dem der Anteil der errichteten kleineren 
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Wohnungen in der Region I , also der Stadt Hildesheim, deutlich ansteigt und Anteile mit 
35,8 und 38,0 % einnimmt. Einschränkend muss jedoch darauf hingewiesen werden, 
dass dieser auffallende Anstieg nur vor dem Hintergrund der in dieser Zeit stark zurück-
gehenden Gesamtbaumaßnahmen gesehen werden kann; absolut gesehen sind in dieser 
Zeit nur 230 1- bis 3-ZimmerWohnungen in der Stadt Hildesheim entstanden, also gerade 
mal 2,3 % aller in den Jahren von 1997 bis 2007 errichteten Wohnungen kreisweit. 

Insgesamt entstanden im Kreisgebiet in den betrachteten zehn Jahren gut 1.300 Woh-
nungen mit 1 bis 3 Zimmern. Aufgeteilt nach Regionen waren dies in der Stadt  Hildes-
heim  gut 600, was einem Anteil von 45,7 % entsprach; in der Region II  gut 300 (20,8 %) 
und in der Region III  ca. 400 Wohnungen und einem Anteil von 33,5 %. Diese Anteile an 
Neubautätigkeiten entsprechen nicht den Bevölkerungsanteilen in diesen Regionen und 
könnten insofern Indikatoren für verstärkte oder abgeschwächte Bedarfe sein. In der 
Stadt Hildesheim als Region I lebten ca. 35,9 % der gesamten Kreisbevölkerung, aller-
dings entstanden hier 45,7 % aller 1- bis 3-Zimmer-Wohnungen. In den Region II und III 
waren diese Verhältnisse unterbesetzt: Im Alfelder Raum lebten 23,4 % der gesamten 
Kreisbevölkerung, aber nur 20,8 % der Neubautätigkeit im „kleineren“ Wohnungsbau fand 
hier seinen Standort. In der Region III lebten 40,7 % der Kreisbevölkerung, die geschaffe-
nen kleineren Wohnungen erreichten hier aber nur den Anteil von besagten 33,5 %. 

Für den Landkreis Hildesheim ergibt sich also das Bild einer bis 2004 durchaus regen 
Bautätigkeit, die gleichermaßen ihren Niederschlag in der Schaffung von Wohnraum wie 
Wohnfläche fand; auffällig stark ist dabei die Region III, die durchgängig über den Bau-
bewegungen der Stadt Hildesheim lag und in den geschaffenen Wohnungen zumindest 
bis einschließlich 2004 deutlich höhere absolute Zahlen vorweisen konnte. Die Entwick-
lung in den Jahren besonders hoher Bautätigkeit betraf regionsübergreifend fast aus-
schließlich größeren und großen Wohnraum, was mit der oben beschriebenen Erhöhung 
der pro Person zur Verfügung stehenden Wohnfläche einhergeht. Dementsprechend we-
nig Wohnraum wurde insgesamt im Bereich der 1- bis 3-Zimmer-Wohnungen gebaut; die 
hier zu verzeichnenden Baubewegungen konzentrieren sich zudem zunehmend in der 
Stadt Hildesheim.  

Einen schnellen Schluss, der nahe legt, dass der Wohnungsmarkt für größeren Wohn-
raum damit ausgeglichen zu sein scheint und der für kleinere Wohnungen stärker ange-
spannt, kann man aus diesen Informationen jedoch nicht stützen . Über die tatsächlichen 
Bedarfe nach Wohnraum einerseits und das konkrete Wohnraumangebot gegenüber der 
Nachfrage andererseits liegen bisher keine verlässlichen Daten vor �Š erst recht nicht mit 
Blick auf einen „grundsicherungsrelevanten Wohnungsmarkt“. Die von dieser Arbeit vor-
zunehmende Aus- und Bewertung kann daher nur im Gesamtbild abwägen, was in bisher 
zwei übergeordneten Fragestellungen zusammengefasst werden kann: Ist die vom Land-
kreis Hildesheim entworfene regionale Differenzierung schlüssig? Ist die vom Landkreis 
Hildesheim entworfene regionale Differenzierung mit Blick auf einen grundsicherungsre-
levanten Wohnraum aussagekräftig? Antworten auf die letztgenannte Frage sind bisher 
allenfalls für Bewegungen und Tendenzen im Wohnungsmarkt möglich. Unter dem Ge-
sichtspunkt einer Wohnsituation der Grundsicherungsempfänger können weitere Schlüs-
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se nur durch die parallele Analyse der nachfolgenden, nach Regionen differenzierten 
Auskünfte über die Wohnsituation der Leistungsempfänger „vor Ort“ gezogen werden. 

 

3.2.3  Strukturen der Wohnsituationen der Grundsicherungsempfänger  
in den Regionen des Landkreises Hildesheim   

Die Wohnsituation der Empfängerinnen und Empfänger von Grundsicherungsleistungen 
im Landkreis Hildesheim lässt sich �Š regional differenziert �Š anhand der durch die A-
gentur für Arbeit erfassten Daten im Verfahren A2LL aufschlussreich beschreiben (vgl. 
nachfolgend Tab. 5-13). Im Einzelnen werden Daten zu Wohnungsgrößen, zur Anzahl der 
Zimmer, zu weiteren Ausstattungsmerkmalen, zu tatsächlichen und anerkannten Unter-
kunfts-, Heizungs- und Betriebskosten sowie zu durchschnittlich pro Wohnfläche entste-
henden Unterkunfts-, Heizungs- und Betriebskosten erfasst.60 

Mit Blick auf die Wohnungsgrößen  der von den BGen bewohnten Wohnungen ist in der 
Summe festzustellen, dass die BGen in der Region I , also der Stadt Hildesheim, insge-
samt tendenziell weniger Wohnfläche bewohnen als die BGen in den Regionen II und III. 
In der Stadt Hildesheim bewohnen ca. 4.700 oder 76,5 % aller hier erfassten BGen 
Wohnraum bis einschließlich 75 qm Wohnfläche; in der Region II  sind dies ca. 1.300 oder 
68,9 % der BGen und in der Region III  1.900 oder 66,9 % der BGen. Dementsprechend 
umgekehrt sind die relativen Anteile der größeren Wohnungen über 76 qm Wohnfläche 
verteilt, nämlich in der Stadt Hildesheim mit 1.300 BGen (20,8 %), der Region II 500 
BGen (27,4 %) und der Region III bald 900 Fällen (30,0 %). 

Jenseits dieses summarischen Blickes fällt in Betrachtung einzelner BG-Typen sofort auf, 
dass in jeder Region zwar auch immer ungefähr die Hälfte der Single-BGen  in einer 
Wohnung unter 50 qm Wohnfläche wohnt, und damit innerhalb der vom Land Nieder-
sachsen gesetzten Förderrichtlinien für sozialen Wohnungsbau: im einzelnen ist dies in 
der Region I mit 58,7 % der größte Anteil, die Regionen II und III verzeichnen 49,9 und 
53,8 % dieser BG-Typen. Ein entsprechend hoher Anteil BGen lebt jedoch auch in Woh-
nungen, die größer sind. Der dabei weitaus meiste Teil BGen findet sich dann in Woh-
nungen der Größenordnungen bis einschl. 75 qm, das sind in der Region I immerhin 30,8 
%, der Region II 36,9 % und der Region III 31,7 %. Gut ablesen lässt sich in diesen Zah-
len also die tatsächliche Verfügbarkeit kleinster und kleiner Wohnungen in einer Auftei-
lung von meistenteils wohl 1- bis 2-Zimmer-Wohnungen: sie sind �Š wie im vorhergehen-
den Unterkapitel 3.2.2 dargelegt werden konnte �Š im Wohnungsmarkt relativ schwach 
vertreten. 

Im Vergleich der BGen mit Alleinerziehenden  und Kindern fällt eine „stärkere Bandbrei-
te“ der Wohnungsgrößen auf, d.h. eine weniger deutliche Konzentration der BGen auf ei-
ne bestimmte Wohnungsgröße. Dies wird unweigerlich damit zusammenhängen, dass un-
ter dem Typus „Alleinerziehend mit Kindern“ weit verschiedene Größenordnungen von 

                                                 
60  Im Einzelnen ist noch einmal auf den Abschnitt 2.2, „Datengrundlage der Untersuchung“, zu verweisen. 

BGen wohnen in 
der Stadt Hildes-
heim tendenziell 

kleine r

Single-BGen nu r 
gut zur Hälfte 

in Wohnungen 
bis 50 qm

Alleinerziehende 
zum Großteil in 

moderaten Woh-
nungsgrößen



Regionale Differenzierung und Kosten für Unterkunft und Heizung im Landkreis Hildesheim 

- 43 - 

Bedarfsgemeinschaften zusammenleben, mindestens jedoch zwei Personen. Nichtsdes-
totrotz sind auch hier „Schwerpunktbereiche“ zu erkennen, nämlich in allen drei Regionen 
die Wohnungsgrößenklassen von 51 bis einschl. 75 qm. Sie betragen in der Region I zu-
sammengenommen 66,7 % der entsprechenden BGen, in der Region II 52,3 % und der 
Region III 55,9 %, stellen also kreisübergreifend jeweils mehr als die Hälfte des Wohn-
raums für die jeweiligen BGen. Im Vergleich ist festzustellen, dass die BGen in der Stadt 
Hildesheim tendenziell kleiner wohnen, und zwar mit einem Schwerpunkt in der Woh-
nungsgrößenklasse von 61 bis 75 qm, in der 41,6 % aller BGen mit allein erziehenden 
Haushaltsvorständen leben. Der Vergleich zu den anderen beiden Regionen zeigt, dass 
dort deutlich größere Anteile an BGen auch in größeren Wohnungen („76 qm +“) leben. 

Partnerschafts-BGen ohne Kinder  im Haushalt leben schwerpunktmäßig in allen drei 
Regionen in Wohnraum der Größenordnung zwischen 51 und 75 qm: in der Region I sind 
dies 67,5 %, in der Region II 63,6 % und der Region III 52,2 %. Auffällig ist, dass der An-
teil der Partnerschaften, die in Wohnraum kleiner als 50 qm leben, nur in der Stadt Hil-
desheim größer ist, nämlich im Vergleich fast doppelt so groß wie in den Regionen II und 
III (14,2 : 7,8 bzw. 8,7 %). Auch insoweit lässt sich wieder der Trend feststellen, dass die 
BGen in der Stadt Hildesheim kleiner wohnen als im restlichen Kreisgebiet. Wiederum 
umgekehrt leben in der Region I „nur“ 16,8 % aller Partner-BGen ohne Kinder �Š und das 
heißt also 2-Personen-BGen �Š in größeren Wohnungen als 76 qm, in der Region II sind 
dies 26,8 % und in der Region III sogar 35,9 %, was angesichts der BG-Größe ein be-
merkenswert hoher Anteil ist. 

Wenig überraschend ist es daher, dass Partnerschafts-BGen mit Kindern  deutlich er-
kennbar und in allen drei Regionen größere Wohnungen bewohnen. Gleichermaßen in 
der Großstadt wie im Landkreis sind die beiden ersten Wohnungsgrößenklassen �Š bis 
also einschl. 60 qm �Š am schwächsten vertreten, obwohl der entsprechende Besatz 
auch hier in der Stadt wiederum größer ist, als in den Regionen II und III (zusammenge-
fasst 9,6 % : 5,0 und 6,0 %). Insofern fügen sich auch diese Zahlen in den Gesamttrend 
ein, dass den BGen in Hildesheim statistisch gesehen weniger Wohnraum zur Verfügung 
steht, als im restlichen Landkreis. Schwerpunktmäßig leben die Familien in der Stadt Hil-
desheim mit 54,9 % aller BGen in Wohnungen zwischen 61 und 85 qm Größe. In den 
Regionen II und III ist dieser Besatz kleiner (44,1 und 44,8 %), dort leben die Familien-
BGen erkennbar größer: mit 47,1 und 47,6 % aller BGen lebt nahezu die Hälfte in Woh-
nungen größer als 85 qm Wohnfläche �Š dieser Typ von BG ist in der Stadt Hildesheim 
sehr viel kleiner und erreicht dort einen Anteil von 34,4 %. Schlussendlich werden diese 
erkennbaren Unterschiede wohl auf verschiedene Wohnungstypen (Einfamilienhaus, 
Stadtwohnung) und verschiedene Familienstrukturen zurückzuführen sein. 

  

(Fortsetzung auf S. 47) 
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Tab. 5: Wohnsituation nach Bedarfsgemeinschaften in der Region I �Š Berichtsmonat Dezember 2008 
   

Bedarfsgemeinschaftstyp 
Merkmal Insgesamt 

Single BG Alleinerzieh.
 BG 

Partner BG 
ohne Kind 

Partner BG  
mit Kindern Sonstige 

Anzahl BG nach Jahr der Bezugsfertigkeit der Wohnung  

Insgesamt 6.147 3.081 1.242 612 1.063 149 
bis 1949 216 115 42 20 35 4 

1950 - 1959 741 396 147 83 96 19 
1960 - 1969 1079 511 207 118 216 27 
1970 - 1979 136 60 24 25 24 3 
1980 - 1989 88 37 14 8 25 4 
1990 - 1999 167 78 40 16 33 * 

ab 2000 3720 1.884 768 342 634 92 
       

Anzahl BG nach Wohnungsgröße: Anzahl Zimmer    

Insgesamt 6.139 3.080 1.239 609 1.061 150 
Keine Zuordnung möglich 0 - * - - - 

Keine Angabe 357 204 73 24 47 9 
1 673 650 6 8 6 3 
2 2137 1.627 185 238 62 25 
3 2101 494 729 269 522 87 
4 689 79 206 64 314 26 
5 141 12 33 6 90 * 
6 25 7 3 * 15 - 
7 12 3 4 * 5 - 
8 - - * - * - 
9 - - - - - - 

10 - - - - - - 
11 4 4 - - - - 
12 - * - - - - 

       

Anzahl BG mit dem Ausstattungsmerkmal:    

mit Bad 5.738 2.840 1.163 581 1.012 142 
ohne Bad - * - - - - 

keine Angabe 410 240 79 31 51 9 
mit Küche 5.705 2.804 1.166 581 1.012 142 

ohne Küche 3 3 - - - - 
keine Angabe 441 274 76 31 51 9 

       

Anzahl BG nach Wohnungsgröße: Wohnfläche 1    

Insgesamt 6.148 3.081 1.242 612 1.063 150 
bis einschl. 50 qm 1.973 1.810 48 87 20 8 

51 bis einschl. 60 qm 1.202 592 313 177 82 38 
61 bis einschl. 75 qm 1.528 356 516 236 363 57 
76 bis einschl. 85 qm 577 88 180 58 221 30 

über 85 700 110 162 45 366 17 
keine Angabe, Fehler 168 125 23 9 11 * 

       
 
Quelle:  Statistik-Service Nordost der Agentur für Arbeit, Hannover 
  Daten nach einer Wartezeit von 3 Monaten im SGB II. Die Berechnungen basieren auf den statistischen Daten und   
  Auswertungen aus dem IT-Verfahren A2LL. 
 *  Die hier erfassten Daten ergeben Fallzahlen kleiner als 3 und unterliegen damit dem Sozialdatenschutz (§ 16 BStatG). 
 1  Die nachfolgenden Angaben beziehen sich ausschließlich auf Mietwohnungen.  
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Tab. 6: Wohnsituation nach Bedarfsgemeinschaften in der Region II �Š Berichtsmonat Dezember 2008 
   

Bedarfsgemeinschaftstyp 
Merkmal Insgesamt 

Single BG Alleinerzieh.
BG 

Partner BG 
ohne Kind 

Partner BG  
mit Kindern Sonstige 

Anzahl BG nach Jahr der Bezugsfertigkeit der Wohnung  

Insgesamt 1.749 864 348 223 264 50 
bis 1949 228 107 51 27 33 10 

1950 - 1959 234 102 50 39 39 4 
1960 - 1969 227 110 38 46 27 6 
1970 - 1979 88 56 17 6 9 * 
1980 - 1989 53 28 14 5 6 - 
1990 - 1999 95 34 23 12 22 4 

ab 2000 824 427 155 88 128 26 
       

Anzahl BG nach Wohnungsgröße: Anzahl Zimmer    

Insgesamt 1.743 862 348 222 261 50 
Keine Zuordnung möglich - - - - - - 

Keine Angabe 82 40 22 4 10 6 
1 165 156 5 4 - - 
2 551 427 38 62 12 12 
3 624 186 180 118 121 19 
4 253 44 77 28 94 10 
5 54 9 18 6 18 3 
6 11 * 5 * 6 * 
7 3 - 3 - * - 
8 - - - - * - 
9 - - - - - - 

10 - - - - - - 
11 - - - - - - 
12 - - - - - - 

       

Anzahl BG mit dem Ausstattungsmerkmal:    

mit Bad 1.659 815 325 219 254 46 
ohne Bad - - - - - - 

keine Angabe 92 49 23 4 10 6 
mit Küche 1.655 811 325 219 254 46 

ohne Küche - - - - - - 
keine Angabe 96 53 23 4 10 6 

       

Anzahl BG nach Wohnungsgröße: Wohnfläche 1    

Insgesamt 1.845 916 369 231 276 53 
bis einschl. 50 qm 488 457 10 18 * 3 

51 bis einschl. 60 qm 364 205 74 59 14 12 
61 bis einschl. 75 qm 422 133 119 88 64 18 
76 bis einschl. 85 qm 205 32 70 34 59 10 

über 85 301 53 80 28 130 10 
keine Angabe, Fehler 65 36 16 4 9 * 

       
 
Quelle:  Statistik-Service Nordost der Agentur für Arbeit, Hannover 
  Daten nach einer Wartezeit von 3 Monaten im SGB II. Die Berechnungen basieren auf den statistischen Daten und   
  Auswertungen aus dem IT-Verfahren A2LL. 
 *  Die hier erfassten Daten ergeben Fallzahlen kleiner als 3 und unterliegen damit dem Sozialdatenschutz (§ 16 BStatG). 
 1  Die nachfolgenden Angaben beziehen sich ausschließlich auf Mietwohnungen.  
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Tab. 7: Wohnsituation nach Bedarfsgemeinschaften in der Region III �Š Berichtsmonat Dezember 2008 
   

Bedarfsgemeinschaftstyp 
Merkmal Insgesamt 

Single BG Alleinerzieh.
BG 

Partner BG 
ohne Kind 

Partner BG  
mit Kindern Sonstige 

Anzahl BG nach Jahr der Bezugsfertigkeit der Wohnung  

Insgesamt 2.872 1.383 648 276 496 69 
bis 1949 324 152 73 28 61 10 

1950 - 1959 200 121 36 19 16 8 
1960 - 1969 513 226 115 73 86 13 
1970 - 1979 197 108 34 20 29 6 
1980 - 1989 79 38 14 9 18 * 
1990 - 1999 205 91 55 22 34 3 

ab 2000 1.354 647 321 105 252 29 
       

Anzahl BG nach Wohnungsgröße: Anzahl Zimmer    

Insgesamt 2.864 1.381 648 272 494 69 
Keine Zuordnung möglich - - - - - - 

Keine Angabe 193 102 33 24 29 5 
1 302 294 4 * 4 - 
2 854 656 98 63 20 17 
3 991 256 358 121 224 32 
4 375 62 120 46 135 12 
5 106 11 27 13 52 3 
6 31 - 8 5 18 * 
7 12 * - * 12 * 
8 - - - - * - 
9 - - - - - - 

10 - - - - - - 
11 - - - - - - 
12 - - - - - - 

       

Anzahl BG mit dem Ausstattungsmerkmal:    

mit Bad 2.654 1.253 614 251 470 66 
ohne Bad 3 3 * - - - 

keine Angabe 216 127 33 25 26 5 
mit Küche 2.632 1.235 612 249 470 66 

ohne Küche 4 4 - - - - 
keine Angabe 238 144 36 27 26 5 

       

Anzahl BG nach Wohnungsgröße: Wohnfläche 1    

Insgesamt 2.873 1.383 648 276 496 70 
bis einschl. 50 qm 811 744 30 24 8 5 

51 bis einschl. 60 qm 488 277 121 52 22 16 
61 bis einschl. 75 qm 623 162 240 92 103 26 
76 bis einschl. 85 qm 345 57 119 42 119 8 

über 85 518 85 125 57 236 15 
keine Angabe, Fehler 88 58 13 9 8 * 

       
 
Quelle:  Statistik-Service Nordost der Agentur für Arbeit, Hannover 
  Daten nach einer Wartezeit von 3 Monaten im SGB II. Die Berechnungen basieren auf den statistischen Daten und   
  Auswertungen aus dem IT-Verfahren A2LL. 
 *  Die hier erfassten Daten ergeben Fallzahlen kleiner als 3 und unterliegen damit dem Sozialdatenschutz (§ 16 BStatG). 
 1  Die nachfolgenden Angaben beziehen sich ausschließlich auf Mietwohnungen.  
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Die Anzahl der Zimmer  ist �Š zumindest mit Blick auf Verwaltungspraxis und Rechtspre-
chung �Š eigentlich nicht von Belang für die Bewertung darüber, ob Wohnraum angemes-
sen im Sinne des SGB II ist. Aus lebensnahen Überlegungen indes wird sich die Anzahl 
der BG-Mitglieder nicht nur auf die Größe der Wohnung, sondern auch auf die Anzahl der 
bewohnten Zimmer auswirken und damit mittelbar Einfluss auf Angebot und Nachfrage 
am Wohnungsmarkt nehmen.61 Insgesamt und regionsübergreifend ist insofern festzustel-
len, dass der Großteil der im Bereich der Grundsicherung bewohnten Wohnungen aus 1- 
bis 3-Zimmer-Wohnungen besteht. In der Region I , der Stadt Hildesheim, sind dies  
80,0 % aller von BGen bewohnten Wohnungen; auf die Region II  entfallen 76,9 % und 
auf die Region III  75,0 %. Gerade auch mit Blick auf die Typisierung der BGen ergibt sich 
diese hohe Anzahl durch das große Gewicht der Single- und Zwei-Personen-BGen. Allein 
in den hier vorliegenden und ausgewerteten Zahlen erlangen Singles einen Anteil von 
49,5 % aller BGen, bewohnen aber schon 56,5 % aller überhaupt erfassten 1- bis 3-
Zimmer-Wohnungen. 

Diesem Gesamtbild entspricht es daher, dass im Vergleich der verschiedenen BG-
Typen untereinander  die Singles in allen drei Regionen ganz überwiegend in 1- bis 3-
Zimmer-Wohnungen leben; dies sind in der Region I im Anteil 90,0 %, in der Region II 
89,2 und in der Region III 87,3 %. Alle weiteren BG-Typen finden sich nur in vernachläs-
sigenswerten Zahlen im Bereich der Kleinstwohnungen mit einem Zimmer. Alleinerzie-
hende wohnen mit ihren Kindern �Š unabhängig von deren Zahl �Š in allen drei Regionen 
im Schwerpunkt in 2- bis 4-Zimmer-Wohnungen. In der Stadt Hildesheim sind dies 90,4 
%, im Alfelder Raum 84,7 % und in der Region III 88,9 %. Ein im Schwerpunkt der Zim-
meranzahl ähnliches Bild ergibt sich für Partner-BGen ohne Kinder, was insofern über-
rascht, da diese Wohnungen von nur 2 Personen bewohnt werden: für die Region I sind 
dies 93,8 %, in der Region II 93,7 % und in der Region III 84,6 %. Um das Bild abzurun-
den sind noch die Partner-BGen mit Kindern aufzuführen, die erwartungsgemäß in den 
Wohnungen mit den größten Zimmerzahlen leben: in der Stadt Hildesheim leben 87,3 % 
dieser BG-Typen in 3- bis 5-Zimmer-Wohnungen; in den Regionen II und III sind dies ent-
sprechend 89,3 und 83,2 %. 

In den Ausstattungsmerkmalen  sind vorliegend zwei Perspektiven interessant, die zwar 
als erhobene Daten vorliegen, darüber hinaus jedoch keine Rückschlüsse über die Wohn-
situation der Grundsicherungsempfänger im Landkreis Hildesheim erlauben. Zunächst 
einmal wäre mit Blick auf die Bezugsfertigkeit der Wohnung  anzumerken, dass die vor-
liegenden Daten regionsübergreifend nicht in sich schlüssig sind. Zusammengefasst leb-
ten demnach 54,7 % aller BGen in Wohnraum, der nach dem Jahr 2000 bezugsfertig er-
stellt wurde; in absoluten Zahlen wird jedoch schnell deutlich, dass dies nicht plausibel 
sein kann, da die genannten gut 5.900 BGen damit gut 3/4 aller seit 1999 im gesamten 
Kreisgebiet erstellten Wohnungen bewohnen würden. Als wahrscheinliche Erklärung für 
die erfassten Werte kommen fehlerhafte Angaben der Leistungsbezieher und die Verwal-

                                                 
61  Lediglich in 5 bzw. 3 % aller west- und ostdeutschen Haushalte steht weniger als ein Wohnraum pro Haus-

haltsmitglied zur Verfügung, vgl. Datenreport 2008, S. 231. 
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tungspraxis der Bundesagentur für Arbeit in Frage, die den Beginn eines Mietverhältnis-
ses fälschlicherweise als Datum des Erstbezuges verzeichnen bzw. auch so erfassen. 
Unabhängig hiervon ist zu hinterfragen, inwieweit die Berücksichtigung der Bezugsfertig-
keit überhaupt noch als Bestimmungsgröße für Wohnstandards und auch für Mietober-
grenzen fungieren kann. Nicht zuletzt der Bundesgesetzgeber hat im Rahmen der Neure-
gelung des Wohngeldrechts darauf hingewiesen, dass  

„die Differenzierung der Miethöchstbetragstabelle nach Baualtersklassen [..] wegen 
der Modernisierung des Bestands in den vergangenen Jahren nicht mehr zeitgemäß 
[ist]; nur noch 3,35 Prozent der Wohnungen von Wohngeldempfängern waren im 
Jahr 2005 nicht voll ausgestattet. Zukünftig wird die Bedeutung des Alters eines 
Wohngebäudes als Kriterium für die Miethöhe weiter abnehmen. Alte Gebäude ha-
ben ebenso wenig automatisch billigen Wohnraum mit niedriger Wohnqualität wie 
neue Gebäude automatisch teuren Wohnraum mit hoher Wohnqualität aufweisen.“ 62 

Die Daten hinsichtlich der Ausstattungsmerkmale Badezimmer  und Küche  bieten �Š 
auch unter dem Gesichtspunkt eines zu bestimmenden Wohnungsstandards �Š zwar kei-
ne so grundlegenden Zweifel an der Plausibilität der Erfassung und Darstellung, sind für 
die vorliegende Untersuchung jedoch nahezu irrelevant. Sie zeigen keine Differenzierun-
gen mit Blick auf Wohnungs- und BG-Typen oder die eingeteilten Regionen auf, da nur in 
minimalsten Fallzahlen kein Bad oder keine Küche in den Wohnungen eingerichtet zu 
sein scheint. Das oben wiedergegebene Bild des Gesetzgebers scheint insoweit Bestäti-
gung zu finden. Allenfalls die außergewöhnlich hohe Anzahl Fälle, die „keine Angaben“ 
bereithält und preisgibt, wirft insofern Fragen auf; auch hier wird im Zweifel die Verwal-
tungspraxis der Datenerfassung in den Zeugenstand zu rufen sein. Da die Zuverlässigkeit 
der Daten jedoch in der Summe nicht angezweifelt werden braucht, lässt sich als Schluss 
mit Blick auf den Ausstattungsstandard festhalten, dass Wohnraum ohne die Möglichkeit 
zur Einrichtung einer Küche oder ohne ein Bad heute wohl kaum noch anzutreffen und 
letztlich auch nicht mehr marktfähig sein wird. 

Der vergleichende Blick auf die Kosten der Unterkunft und Heizung insgesamt in den 
Regionen (und differenziert nach einerseits Bedarfsgemeinschaften, entstehenden Kos-
ten pro Person und tatsächlichen Kosten je qm) zeigt in den Tabellen 8 bis 10, dass „das 
Wohnen“ �Š und in diesem Sinne also nicht  nur der Wohnraum pro Quadratmeter �Š in 
der Stadt Hildesheim generell teurer zu sein scheint als in den anderen beiden bezeich-
neten Regionen. Werden alle Bedarfsgemeinschaftstypen zusammengefasst, ergeben 
sich für die Stadt Hildesheim ermittelte rechnerische Durchschnittswerte von 456,29 € für 
die tatsächlichen Kosten je BG, 213,46 € Kosten je Person und 6,81 € tatsächliche Kos-
ten je qm Wohnfläche, womit die Region I jeweils deutlich erkennbar über den Niveaus 
der beiden anderen Regionen angesiedelt ist. 

In der Summe des regionalen Vergleiches liegen die Kosten der Unterkunft und Heizung 
innerhalb der Region II  tendenziell erkennbar am niedrigsten pro Bedarfsgemeinschaft 
und pro Person. Zusammengefasst �Š und also nicht nach Typen der Bedarfsgemein-

                                                 
62  BT-Drs. 16/6543, S. 94. 
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schaft „aufgeschlüsselt“ �Š ergeben sich rechnerische Durchschnittswerte von 417,30 € 
pro BG, was 91,5 % des zum Vergleich stehenden Hildesheimer KdU-Niveaus entspricht. 
Die tatsächlich je Person entstehenden Kosten betragen im Durchschnitt 196,10 € und 
die insgesamt ermittelten tatsächlichen Kosten je qm liegen bei zusammengefassten 5,66 
€. Letztere liegen damit statistisch gesehen nur leicht unter dem Durchschnitt der Region 
III, insgesamt jedoch lassen diese Zahlen �Š gerade vor dem Hintergrund, dass die BG-
Typen in dieser Region tendenziell größer wohnen als in der Region I �Š auf einen Woh-
nungsmarkt schließen, der preislich strukturell unterhalb des Mietniveaus der (Groß)Stadt 
Hildesheim angesiedelt ist.  

In der Differenzierung nach Bedarfsgemeinschaftstypen nähern sich allenfalls die Part-
nerschaften ohne Kinder der Region I an und erreichen in den tatsächlichen Kosten pro 
BG insgesamt 94,5 % des preislichen Niveaus der Stadt Hildesheim. Auch in den tatsäch-
lichen Kosten und Unterkunftskosten pro Person erreichen diese BGen ohne Kinder 97,0 
bzw. 94,1 % der Wohnkosten in der Stadt Hildesheim. Alle anderen BG-Typen der Region 

 
Tab. 8: Durchschnittliche KdU nach BGen und Personen in der Region I �Š Berichtsmonat Dezember 2008  

  

Bedarfsgemeinschaftstyp 
Merkmal 

Single BG Alleinerzieh. 
BG 

Partner BG  
ohne Kind 

Partner BG  
mit Kindern 

Sonstige 

Kosten je Bedarfsgemeinschaft in Euro    

tatsächliche Kosten 325,79 486,32 434,88 571,55 462,89 
Unterkunftskosten 229,00 334,82 297,17 387,47 321,05 

Heizkosten 42,33 67,01 59,71 76,46 64,45 
Betriebskosten 54,46 84,49 78,00 107,63 77,39 

      
anerkannte Kosten 311,60 462,42 412,53 544,20 434,82 
Unterkunftskosten 223,49 327,82 288,35 381,21 311,59 

Heizkosten 35,37 53,03 47,92 58,04 51,32 
Betriebskosten 52,74 81,57 76,26 104,95 71,91 

      

Kosten je Person in Euro    

tatsächliche Kosten 325,79 183,13 200,17 137,78 220,42 
Unterkunftskosten 229,00 126,08 136,78 93,41 152,88 

Heizkosten 42,33 25,23 27,48 18,43 30,69 
Betriebskosten/NK 54,46 31,82 35,90 25,95 36,85 

      
anerkannte Kosten 311,60 174,13 189,88 131,19 207,06 
Unterkunftskosten 223,49 123,45 132,72 91,90 148,38 

Heizkosten 35,37 19,97 22,06 13,99 24,44 
Betriebskosten/NK 52,74 30,72 35,10 25,30 34,24 

      
Kosten (tatsächlich) je qm 1 6,69 6,95 6,71 6,95 6,75 
Kosten (anerkannt) je qm 1 6,40 6,61 6,36 6,61 6,34 

   
Quelle:  Statistik-Service Nordost der Agentur für Arbeit, Hannover 
  Daten nach einer Wartezeit von 3 Monaten im SGB II. Die Berechnungen basieren auf den statistischen Daten und  
  Auswertungen aus dem IT-Verfahren A2LL. 
  Die hier aufgeführten Angaben beziehen sich ausschließlich auf Mietwohnungen. 
 1 Die nachfolgenden Angaben berücksichtigen ausschließlich BGen, die über Angaben zur Wohnfläche und laufende Bedarfe  
  an KdU in sinnvollen Angaben zur Wohnungsgröße und geltend gemachten Kosten verfügen. 
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II liegen im Vergleich erkennbar unterhalb der pro BG und Person entstehenden Wohn-
kosten in der Stadt Hildesheim: die Single-BGen schlagen mit 91,5 % der Kosten je Be-
darfsgemeinschaft zu Buche, Alleinerziehende mit 91,9 und Partner-BGen mit Kindern mit 
91,2 % des im Vergleich jeweiligen Hildesheimer Niveaus. Diese Tendenzen setzen sich 
genauso in den tatsächlichen Kosten und (als deren Untergruppe) den Unterkunftskosten 
(also der Nettokaltmiete) pro Person fort. Insgesamt also und mit Blick auf die anerkann-
ten Kosten je qm ist das Wohnen in der Region II pro Empfänger und qm  kreisweit am 
günstigsten: in Beträgen findet sich hier eine Bruttowarmmiete, die regelmäßig mehr als 
einen Euro niedriger liegt als in der Stadt Hildesheim. In Zahlen liegt die Spannweite der 
Mieten zwischen 5,54 und 5,86 € brutto (warm) im Vergleich zur Großstadt mit Brutto-
warmmieten zwischen 6,69 und 6,95 €. Relativ ausgedrückt erreicht die Region II damit 
zwischen 79,7 und 86,0 % des Hildesheimer Wohnniveaus. 

Im Vergleich dazu liegen die praktisch entstehenden Kosten für das Wohnen der Be-
darfsgemeinschaften in der Region III  etwas höher und nehmen damit das „Mittelfeld“ 

 
Tab. 9: Durchschnittliche KdU nach BGen und Personen in der Region II �Š Berichtsmonat Dezember 2008  

  

Bedarfsgemeinschaftstyp 
Merkmal 

Single BG Alleinerzieh. 
BG 

Partner BG  
ohne Kind 

Partner BG  
mit Kindern 

Sonstige 

Kosten je Bedarfsgemeinschaft in Euro    

tatsächliche Kosten 298,12 446,72 411,07 521,43 409,14 
Unterkunftskosten 202,59 300,20 272,41 346,69 274,34 

Heizkosten 46,15 70,38 62,49 75,92 60,15 
Betriebskosten 49,38 76,14 76,17 98,82 74,64 

      
anerkannte Kosten 275,35 416,72 375,97 481,06 385,83 
Unterkunftskosten 193,86 291,42 261,30 332,65 268,34 

Heizkosten 36,49 55,31 46,32 57,18 47,87 
Betriebskosten 45,01 69,99 68,35 91,23 69,62 

      

Kosten je Person in Euro    

tatsächliche Kosten 298,12 164,11 194,24 129,18 194,83 
Unterkunftskosten 202,59 110,29 128,72 85,89 130,64 

Heizkosten 46,15 25,85 29,53 18,81 28,64 
Betriebskosten/NK 49,38 27,97 35,99 24,48 35,54 

      
anerkannte Kosten 275,35 153,09 177,66 119,18 183,73 
Unterkunftskosten 193,86 107,06 123,47 82,42 127,78 

Heizkosten 36,49 20,32 21,89 14,17 22,80 
Betriebskosten/NK 45,01 25,71 32,30 22,60 33,15 

      
Kosten (tatsächlich) je qm 1 5,56 5,86 5,77 5,54 5,55 
Kosten (anerkannt) je qm 1 5,13 5,47 5,27 5,11 5,23 

  
Quelle:  Statistik-Service Nordost der Agentur für Arbeit, Hannover 
  Daten nach einer Wartezeit von 3 Monaten im SGB II. Die Berechnungen basieren auf den statistischen Daten und  
  Auswertungen aus dem IT-Verfahren A2LL. 
  Die hier aufgeführten Angaben beziehen sich ausschließlich auf Mietwohnungen. 
 1 Die nachfolgenden Angaben berücksichtigen ausschließlich BGen, die über Angaben zur Wohnfläche und laufende Bedarfe  
  an KdU in sinnvollen Angaben zur Wohnungsgröße und geltend gemachten Kosten verfügen. 
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zwischen der „kostenintensiven“ Region I und der „kostengünstigen“ Region II ein. Im zu-
sammengefassten Durchschnitt entstehen durch die BGen in der Region III insgesamt 
432,03 € tatsächliche KdU, womit relativ zur Region I 94,7 % des dort vorherrschenden 
Durchschnittswertes erreicht werden. In der Differenzierung nach einzelnen BG-Typen 
ergibt sich indes kein einheitliches Bild: Single-BGen, Alleinerziehende mit Kindern und 
sonstige BGen wohnen mit 91,5 %, 92,8 % und 90,6 % günstiger als der genannte Regi-
onsdurchschnitt, im Fall der Single-BGen sogar gleichauf mit der Region II. Umgekehrt 
leben die Partner-BGen mit Kindern wie auch ohne sie in der Summe teurer als die Ge-
samtregion: sie liegen mit 98,8 bzw. 98,0 % nahezu auf dem Niveau der Wohnkosten 
entsprechender BGen in der Stadt Hildesheim. 

Insgesamt liegen die tatsächlichen Kosten je qm im Durchschnitt aller BG-Typen bei 5,68 
€, erreichen damit 83,4 % des zum Vergleich stehenden Hildesheimer Niveaus und liegen 
rein rechnerisch nur unwesentlich über den Werten der Region II. Differenziert man nach 
BG-Typen für das Wohnen in der Region III, relativieren die hier ausgewiesenen Werte 

 
Tab. 10: Durchschnittliche KdU nach BGen und Personen in der Region III �Š Berichtsmonat Dezember 2008  

  

Bedarfsgemeinschaftstyp 
Merkmal 

Single BG Alleinerzieh. 
BG 

Partner BG  
ohne Kind 

Partner BG  
mit Kindern 

Sonstige 

Kosten je Bedarfsgemeinschaft in Euro    

tatsächliche Kosten 298,11 451,51 426,31 564,83 419,37 
Unterkunftskosten 207,18 311,74 285,81 389,56 273,65 

Heizkosten 44,66 66,85 64,11 79,46 72,51 
Betriebskosten 46,27 72,92 76,40 95,80 73,21 

      
anerkannte Kosten 278,56 423,51 385,19 530,51 386,56 
Unterkunftskosten 198,80 300,16 264,24 375,07 263,15 

Heizkosten 35,09 54,21 49,86 62,79 52,63 
Betriebskosten 44,67 69,14 71,08 92,65 70,79 

      

Kosten je Person in Euro    

tatsächliche Kosten 298,11 173,16 199,80 133,05 203,20 
Unterkunftskosten 207,18 119,56 133,95 91,77 132,59 

Heizkosten 44,66 25,64 30,05 18,72 35,13 
Betriebskosten/NK 46,27 27,97 35,81 22,57 35,47 

      
anerkannte Kosten 278,56 162,42 180,53 124,97 187,30 
Unterkunftskosten 198,80 115,12 123,84 88,35 127,50 

Heizkosten 35,09 20,79 23,37 14,79 25,50 
Betriebskosten/NK 44,67 26,52 33,32 21,82 34,30 

      
Kosten (tatsächlich) je qm 1 5,58 5,91 5,39 5,99 5,53 
Kosten (anerkannt) je qm 1 5,21 5,54 4,87 5,63 5,09 

   
Quelle:  Statistik-Service Nordost der Agentur für Arbeit, Hannover 
  Daten nach einer Wartezeit von 3 Monaten im SGB II. Die Berechnungen basieren auf den statistischen Daten und  
  Auswertungen aus dem IT-Verfahren A2LL. 
  Die hier aufgeführten Angaben beziehen sich ausschließlich auf Mietwohnungen. 
 1 Die nachfolgenden Angaben berücksichtigen ausschließlich BGen, die über Angaben zur Wohnfläche und laufende Bedarfe  
  an KdU in sinnvollen Angaben zur Wohnungsgröße und geltend gemachten Kosten verfügen. 
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die Position des „Mittelfelds“ der drei Regionen: die Spannweite der Beträge der tatsächli-
chen Kosten je qm liegt in Zahlen zwischen 5,39 und 5,99 € und erreicht relativ ausge-
drückt damit zwischen 80,3 und 86,2 % des Wohnniveaus in der Stadt Hildesheim. 

Jenseits dieser Gesamttrends und eher übergreifenden Strukturdarstellung erlauben die 
Erhebungen der Bundesagentur für Arbeit auch den detaillierten Blick in durchschnittliche 
Nettomonatskaltmieten, Heizkosten und Betriebskosten pro Quadratmeter der jeweili-
gen Wohnung  sowie in Differenzierung einzelner BG-Typen und  nach Wohnungsgrö-
ßenklassen  (vgl. Tab. 11). Hierdurch ergibt sich das gewünschte, aber in seiner Fülle 
auch komplexe Datenbild, zu welchen Quadratmeterkosten einzelne Bedarfsgemein-
schaften wo im Landkreis Wohnraum gegenwärtig und im Bestand anmieten und welche 
Kosten dadurch auch für den Grundsicherungsträger Landkreis Hildesheim entstehen �Š 
wie bereits erwähnt nicht pro Bedarfsgemeinschaft oder Empfänger, sondern umgerech-
net auf die durchschnittliche Wohnfläche. 

Ohne die Daten im einzelnen wiederzugeben und ohne auch einzelne „Ausreißer“ bzw. 
unplausible Werte zu beachten, wird deutlich, dass sich die Nettomonatskaltmieten pro 

 
Tab. 11: Durchschnittliche Nettomonatskaltmiete nach Wohnungsgrößen und BG-Typen in Euro je qm �Š Berichtsmonat Dezember 2008
  

Bedarfsgemeinschaftstyp 

Single BG Alleinerziehende BG Partner BG 

 unter  
18 Jah-

ren 

 18 bis 
unter  

25 Jah-
ren 

über 
 25 

Jahren 

unter 
18 J. 

1 Kind 

 über 
18 J. 

1 Kind 

über 
18 J. 

2 Kin-
der 

 über 
18 J. 

3 Kin-
der 

 über 
18 J. 

4 Kin-
der 

mit  
1 Kind 

mit 2 
Kin-
dern 

mit 3 
Kin-
dern 

 mit 4 
Kin-
dern 

Merkmal 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 

       
Region I 

bis einschl. 50 qm - 5,39 5,20 - 5,14 5,23 - - 5,33 - - - 
51 bis einschl. 60 qm - 4,67 4,65 - 5,01 4,95 5,09 - 4,99 4,91 5,61 - 
61 bis einschl. 75 qm - 3,93 4,15 - 4,98 4,93 5,16 5,01 4,94 4,92 4,61 5,01 
76 bis einschl. 85 qm - - 3,42 - 4,94 4,86 4,91 4,99 5,05 4,96 5,13 4,88 

über 85 qm - 1,13 2,19 - 4,93 4,60 4,85 4,48 5,15 4,65 4,70 4,70 
             

Region II 
bis einschl. 50 qm 4,51 4,65 4,35 - 4,54 5,18 - -  - - - 

51 bis einschl. 60 qm - 4,23 4,13 - 4,46 4,37 - - 4,48 - - - 
61 bis einschl. 75 qm - 3,69 3,62 - 4,38 4,28 4,86 - 4,20 4,10 - - 
76 bis einschl. 85 qm - - 2,64 - 4,25 3,97 4,34 - 4,03 4,17 4,62 - 

über 85 qm - 2,56 1,59 - 3,05 3,50 3,73 4,08 3,55 3,83 3,57 2,99 
             

Region III 
bis einschl. 50 qm - 4,92 4,75 - 5,06 - - - 5,12 - - - 

51 bis einschl. 60 qm - 4,15 4,19 - 4,63 4,63 - - 4,52 4,87 - - 
61 bis einschl. 75 qm - - 4,48 - 4,49 4,56 4,40 - 4,57 4,36 4,71 - 
76 bis einschl. 85 qm - - 3,11 - 4,84 4,45 4,68 - 4,91 4,80 5,08 4,52 

über 85 qm - 2,86 1,50 - 3,31 3,48 3,83 3,82 3,69 4,06 4,11 4,02 
      
Quelle:  Statistik-Service Nordost der Agentur für Arbeit, Hannover 
 Daten nach einer Wartezeit von 3 Monaten im SGB II. Die Berechnungen basieren auf den statistischen Daten  
 und Auswertungen aus dem IT-Verfahren A2LL. 
Die Auswertung erfasst die tatsächlichen Kosten der Wohnungsgemeinschaft auf Ebene der Bedarfsgemeinschaft. 
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Quadratmeter statistisch gesehen in das oben gezeichnete Gesamtbild einfügen und die 
Differenzierung der Regionen I bis III wieder deutlicher konturieren, als die letztgenannten 
Eindrücke sie relativieren konnten. Im einfachen arithmetischen Durchschnitt aller hier 
vorhandenen Daten beträgt die Nettomonatskaltmiete pro qm in der Region I 4,72 €, in 
der Region II 3,96 € und in der Region III 4,27 €. Insofern wird aus diesen aktuellen Daten 
und ohne die weitere Erörterung einzelner Werte durchaus ersichtlich, dass im Überblick 
von einer mit Blick auf Quadratmeterpreise „teuren“ Region I, also der Großstadt Hildes-
heim, gesprochen werden kann. Weiterhin bietet die Region II als „Alfelder Raum“ die im 
Gesamtbild günstigsten Nettokaltmieten an. Im Abschluss bewegt sich die Region III zwi-
schen diesen beiden Polen und besetzt mit Blick auf die Nettomonatskaltmieten das „Mit-
telfeld“ der Preise der Quadratmeter-Kaltmieten. 

Auffällig ist hinsichtlich der durchschnittlichen Heizkosten je Wohnfläche  (vgl. Tab. 12) 
eine in den Regionen relative Homogenität der Kosten. Kleinerer Wohnraum scheint in 
vielen Fällen und regionsübergreifend höhere Heizkosten zu verursachen; diese sinken 
�Š insgesamt, aber auch mit Blick auf die einzelnen BG-Typen �Š mit zunehmender 
Wohnfläche. Unabhängig davon ergeben sich in der Gesamtschau keine wesentlichen 

 
Tab. 12: Durchschnittliche Heizkosten nach Wohnflächenklassen und BG-Typen in Euro je qm �Š Berichtsmonat Dezember 2008  
  

Bedarfsgemeinschaftstyp 

Single BG Alleinerziehende BG Partner BG 

 unter  
18 Jah-

ren 

 18 bis 
unter  

25 Jah-
ren 

über 
 25 

Jahren 

unter 
18 J. 

1 Kind 

 über 
18 J. 

1 Kind 

über 
18 J. 

2 Kin-
der 

 über 
18 J. 

3 Kin-
der 

 über 
18 J. 

4 Kin-
der 

mit  
1 Kind 

mit 2 
Kin-
dern 

mit 3 
Kin-
dern 

 mit 4 
Kin-
dern 

Merkmal 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 

       
Region I 

bis einschl. 50 qm - 0,81 0,98 - 1,16 1,01 - - 1,32 - - - 
51 bis einschl. 60 qm - 0,82 0,87 - 1,03 1,18 1,55 - 1,12 0,94 1,56 - 
61 bis einschl. 75 qm - 0,41 0,79 - 0,91 0,98 1,14 0,98 0,96 1,06 1,06 1,26 
76 bis einschl. 85 qm - - 0,61 - 0,95 0,92 1,12 1,28 0,87 0,93 1,06 0,92 

über 85 qm - 0,20 0,43 - 0,89 0,87 1,04 1,00 0,88 0,89 0,88 1,01 
             

Region II 
bis einschl. 50 qm 1,27 0,90 0,99 - 1,02 1,78 - - - - - - 

51 bis einschl. 60 qm - 0,86 0,93 - 0,89 1,18 - - 0,90 - - - 
61 bis einschl. 75 qm - 0,78 0,81 - 1,01 1,02 1,37 - 1,01 1,10 - - 
76 bis einschl. 85 qm - - 0,64 - 0,94 0,97 1,31 - 0,76 1,04 0,77 - 

über 85 qm - 0,55 0,48 - 0,66 0,76 0,96 0,89 0,63 0,83 0,92 0,25 
             

Region III 
bis einschl. 50 qm - 1,04 0,95 - 0,94 - - - 1,18 - - - 

51 bis einschl. 60 qm - 0,79 0,89 - 1,05 0,90 - - 1,20 1,08 - - 
61 bis einschl. 75 qm - - 1,00 - 0,96 1,03 1,01 - 1,01 1,02 0,87 - 
76 bis einschl. 85 qm - - 0,79 - 1,04 0,86 0,97 - 0,93 0,99 0,96 1,37 

über 85 qm - 0,30 0,47 - 0,75 0,74 0,79 0,95 0,78 0,76 0,75 0,78 
      
Quelle:  Statistik-Service Nordost der Agentur für Arbeit, Hannover 
 Daten nach einer Wartezeit von 3 Monaten im SGB II. Die Berechnungen basieren auf den statistischen Daten  
 und Auswertungen aus dem IT-Verfahren A2LL. 
Die Auswertung erfasst die tatsächlichen Kosten der Wohnungsgemeinschaft auf Ebene der Bedarfsgemeinschaft. 
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Unterschiede in den Regionen, einmal abgesehen davon, dass in der Stadt Hildesheim 
leicht höhere Kosten anfallen. In den einfachen rechnerischen Gesamtdurchschnitten 
nach Regionen (die also sämtliche Werte berücksichtigen) entfallen auf die Region I 0,97 
€ Heizkosten pro qm und Monat sowie auf die Regionen II und III nahezu gleichwertige 
0,92 bzw. 0,91 €. 

Im abschließenden Blick auf die durchschnittlichen Betriebskosten je Wohnfläche  fällt 
auf, dass die Stadt Hildesheim als Region I im Gesamtbild mit erkennbar höheren Neben-
kosten zur Rechnung bittet, als dies für die Regionen II und III verzeichnet werden kann. 
Im einfachen rechnerisch ermittelten Gesamtdurchschnitt der regionalen Werte waren in 
der Stadt Hildesheim 1,29 € pro qm zu bezahlen, während in den Regionen II und III sta-
tistisch gesehen nur 1,04 € zu entrichten waren. 

 
Tab. 13: Durchschnittliche Betriebskosten nach Wohnflächenklassen und BG-Typen in Euro je qm �Š Berichtsmonat Dezember 2008  
  

Bedarfsgemeinschaftstyp 

Single BG Alleinerziehende BG Partner BG 

 unter  
18 Jah-

ren 

 18 bis 
unter  

25 Jah-
ren 

über 
 25 

Jahren 

unter 
18 J. 

1 Kind 

 über 
18 J. 

1 Kind 

über 
18 J. 

2 Kin-
der 

 über 
18 J. 

3 Kin-
der 

 über 
18 J. 

4 Kin-
der 

mit  
1 Kind 

mit 2 
Kin-
dern 

mit 3 
Kin-
dern 

 mit 4 
Kin-
dern 

Merkmal 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 

       
Region I 

bis einschl. 50 qm - 1,30 1,30 - 1,43 1,63 - - 1,64 - - - 
51 bis einschl. 60 qm - 1,09 1,05 - 1,30 1,46 1,73 - 1,47 1,28 1,63 - 
61 bis einschl. 75 qm - 0,87 0,85 - 1,13 1,32 1,71 1,94 1,32 1,50 1,60 1,58 
76 bis einschl. 85 qm - - 0,81 - 1,10 1,10 1,39 1,71 1,32 1,35 1,52 1,55 

über 85 qm - 0,15 0,41 - 1,07 1,05 1,06 1,51 1,06 1,17 1,30 1,43 
             

Region II 
bis einschl. 50 qm 1,43 1,20 1,08 - 1,41 1,37 - - - - - - 

51 bis einschl. 60 qm - 0,85 0,91 - 1,07 1,36 - - 1,40 - - - 
61 bis einschl. 75 qm - 0,51 0,73 - 1,05 1,14 1,37 - 1,16 1,36 - - 
76 bis einschl. 85 qm - - 0,71 - 0,93 0,99 1,19 - 1,02 1,38 1,23 - 

über 85 qm - 0,46 0,50 - 0,84 0,85 1,02 1,10 1,01 0,92 1,09 0,77 
             

Region III 
bis einschl. 50 qm - 1,13 1,11 - 1,23 - - - 1,33 - - - 

51 bis einschl. 60 qm - 0,93 0,87 - 1,15 1,29 - - 1,38 1,23 - - 
61 bis einschl. 75 qm - - 0,76 - 1,00 1,15 0,79 - 1,23 1,07 1,61 - 
76 bis einschl. 85 qm - - 0,73 - 1,05 1,06 1,28 - 1,08 1,10 1,49 1,70 

über 85 qm - 0,34 0,40 - 0,73 0,75 0,88 1,03 0,78 0,75 1,06 1,09 
      
Quelle:  Statistik-Service Nordost der Agentur für Arbeit, Hannover 
 Daten nach einer Wartezeit von 3 Monaten im SGB II. Die Berechnungen basieren auf den statistischen Daten  
 und Auswertungen aus dem IT-Verfahren A2LL. 
Die Auswertung erfasst die tatsächlichen Kosten der Wohnungsgemeinschaft auf Ebene der Bedarfsgemeinschaft. 
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4. Ergebnisse und Empfehlungen 

 

Die über- und ineinander greifenden Fragestellungen der vorliegenden Untersuchung wa-
ren und sind es, die bereits durch den Landkreis Hildesheim vorgenommene regionale 
Differenzierung des Kreisgebietes mit Blick auf die Kosten der Unterkunft und Heizung im 
SGB II zu beurteilen sowie die Struktur der Wohnungssituation der Grundsicherungsemp-
fänger in diese Differenzierung einzuordnen. Ergebnisse und Empfehlungen der Untersu-
chung beziehen sich daher einerseits auf die räumliche Differenzierung des Kreisgebietes 
und weiterführend auf die Wohnsituation der Grundsicherungsempfänger. 

 

4.1 Ergebnisse und Empfehlungen hinsichtlich der räumlichen Differenzierung 

Hinsichtlich der vorgenommenen räumlichen Differenzierung ist festzustellen, dass die 
durch die Kreisverwaltung im Verwaltungsverfahren festgelegte Einteilung des Kreisge-
bietes im Gesamtbild als in sich schlüssig und empirisch belastbar  einzustufen ist. 
Diese Beurteilung ergibt sich als Bild sowohl in der längerfristig rückreichenden Herleitung 
wie auch für die Betrachtung der gegenwärtigen Situation im Landkreis Hildesheim. Wei-
terhin ist auf Grund der zu Hilfe gezogenen und analysierten Strukturdaten �Š und im De-
tail ist hier noch einmal auf die vorhergehenden Darstellungen des Abschnittes 3 zu ver-
weisen �Š begründet zu vermuten, dass die vorliegende regionale Differenzierung in die 
bestehenden Regionen I bis III auch in zumindest mittelfristiger Perspektive tragbar sein 
wird und einer zu erwartenden regionalen und räumlichen Entwicklung des Landkreises 
Rechnung tragen kann. 

Mit Blick auf die Region I  kann unter Würdigung des Gesamtbildes der hier zusammen-
gefassten Entwicklungen festgestellt werden, dass die große selbständige Stadt Hildes-
heim  innerhalb des Kreisgebietes eine den Landkreis prägende Stellung einnimmt. Mit 
Blick auf die hohe Einwohnerzahl und die insgesamt großstädtischen und oberzentralen 
Stadtstrukturen ist sowohl für die Gegenwart feststellbar als auch für die Zukunft zu er-
warten, dass die bevölkerungsreichste Stadt des Landkreises eine die Region prägende 
Rolle einnimmt. Sie wird wohl auch künftig dazu beitragen, den Landkreis Hildesheim ins-
gesamt als „Stadtregion“ zu bezeichnen, der durch ein großstädtisches Zentrum geprägt 
wird, welches starke lokale Verflechtungsbereiche mit den umliegenden Gemeinden auf-
weist. Unter Abwägung der hier zu Hilfe gezogenen Indikatoren ist von dieser starken 
Rolle auch künftig insoweit auszugehen, als die Region Südost-Niedersachsen insgesamt 
mit starken Bevölkerungsverlusten rechnen muss; gegenwärtig sprechen keine erkennba-
ren Tendenzen dafür, dass Hildesheim innerhalb dieses Gesamttrends zusätzlich und re-
lativ verstärkt Ressourcen verliert. Unter Würdigung der sektoralen Wirtschaftsstrukturda-
ten und Steuerkraft, der hohen Arbeitsplatzzentralität wie auch der hervorragenden ver-
kehrsinfrastrukturellen Lage ist auch künftig von einer zentralen Rolle der Großstadt Hil-
desheim für den gesamten Landkreis auszugehen.  
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In einer erkennbar anderen Perspektive befindet sich die Region II  des Landkreises Hil-
desheim, also der Raum „Altlandkreis Alfeld “. Für diese Region ist zwar zunächst die re-
lativ hohe Zentralität der Stadt Alfeld hervorzuheben, die sowohl von der Einwohnerzahl 
als auch den wirtschaftlichen Strukturdaten und vorgehaltenen Arbeitsplätzen als Zentrum 
dieser Region hervorsticht. Insgesamt jedoch ist für die Region II festzustellen, dass hier 
weite Teile �Š gerade auch im Gegensatz zur Stadt Hildesheim �Š als ländlicher und ent-
sprechend strukturierter Raum innerhalb des Landkreises einzustufen sind. Diesbezüglich 
ist begründet anzunehmen, dass sich die Region II auch künftig verstärkt „auf diesem 
Pfad“ weiterentwickeln wird. Die für den ländlichen Raum in dieser Region Niedersach-
sens übergreifend stabilen Muster der regionalen Bevölkerungsentwicklung und die er-
kennbaren Entwicklungstrends in der Wirtschaftsstruktur und Beschäftigtenentwicklung 
lassen zeigen, dass weiterhin von beträchtlichen Unterschieden auch in einer lokalen Ent-
wicklung ausgegangen werden kann.63 Nicht die Region insgesamt, aber zumindest (ver-
kehrs)infrastrukturell entlegene Gemeinden werden langfristig mit stagnierenden und 
rückläufigen Entwicklungen der wirtschaftlichen und Arbeitsmarktmöglichkeiten, schwä-
cheren Gemeindefinanzen und einer alternden Bevölkerung konfrontiert werden. 

Ausweislich der zu Hilfe gezogenen Indikatoren scheint die Region III  wiederum anders 
strukturiert und positioniert zu sein. Gerade auch mit Blick auf die Abgrenzung zu den 
ausgesprochen prägnanten Regionen „I �Š Großstadt Hildesheim“ und „II �Š Al-
feld/ländlicher Raum“ scheint es sinnvoll, die bereits bezeichnete Region III unter Zuhilfe-
nahme der besprochenen Strukturdaten als eigenständigen Raum und sozusagen „zwi-
schen den beiden“ vorgenannten zu positionieren. Hierfür sprechen im Vergleich eine 
bisher anders gelagerte Bevölkerungsentwicklung, eine scheinbar insgesamt etwas stär-
ker aufgestellte wirtschaftliche und bessere Arbeitsmarktentwicklung sowie etwas höhere 
zur Verfügung stehende Einkommen. Insgesamt ergibt sich das Bild, dass die Region III 
und insbesondere der hier bezeichnete „Nordwest“-Kreis nördlich der B 1 und westlich 
der B 494 stärker verdichtet und städtisch ausgerichtet oder orientiert ist. Hierzu gehören 
unmittelbar die gute bis sehr gute Anbindung an die Hauptverkehrsachsen des Landkrei-
ses und die relative Nähe zu den die Region prägenden Oberzentren Stadt Hildesheim 
und Landeshauptstadt Hannover. Insgesamt zeichnet die Region III ein Bild der lokal be-
trachtet doch besseren Erreichbarkeit, sowohl einerseits für Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer mit Berufsstandorten außerhalb der Wohnortgemeinde wie auch für Gewerbe-
treibende mit Blick auf zentrale bzw. südost-niedersächsische Märkte bspw. in Hildes-
heim, Hannover, Salzgitter, Braunschweig oder Göttingen. 

Alternativ  böte sich ggf. neben der bisherigen, in sich schlüssigen und nach dem hier 
vorgetragenen Ermessen belastbaren regionalen Differenzierung eine andere regionale 
Aufstellung in der Variante Region I: Stadt Hildesheim , Region II: Städte und größere 
Gemeinden  im Landkreis (Alfeld, Bad Sazdetfurth, Bockenem, Sarstedt und vielleicht 
noch Elze) und Region III: kleinere und Samtgemeinden  an. Der Vorteil einer solchen 
Variante wäre, weniger regionale, sondern stärker lokale Entwicklungen in den (grundsi-

                                                 
63  Umfassend hierzu das Regionalmonitoring Niedersachsen 2005 und 2007. 
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cherungsrelevanten) Wohnungsmärkten abzubilden, welche also geeignet sind, auch die 
Beziehungen und Unterschiede zwischen Oberzentrum, Unterzentren und umliegenden 
Gemeinden maßstabsgerecht abzubilden. Für eine solche Variante spräche also die Mög-
lichkeit, seitens des Grundsicherungsträgers im Rahmen einer solchen Differenzierung 
auch im Einzelfall stärker darstellen und bewerten zu können, in welch konkret-
räumlichen Bezügen und Lebenszusammenhängen einzelne Bedarfsgemeinschaften le-
ben. 

Gegen eine solche Differenzierung spräche indes, gerade mit Blick auf die kreisangehöri-
gen Gemeinden jenseits der Stadt Hildesheim die Maßstäbe zu sehr zu verkleinern  und 
die maßstäbliche Bewertung über die Angemessenheit des Wohnraums letztlich zu 
stark auf den Gemeindebegriff und dessen organische Struktur  zu verengen. In der 
Summe wären wohl beide Varianten tragbar und gleichermaßen zu begründen, indes 
scheint es angesichts regional unterschiedlicher Entwicklungstendenzen, der hohen (Ar-
beitsmarkt)Mobilität und Verflechtungen im Landkreisgebiet insgesamt ertragreicher, die 
regionale Differenzierung in größeren zusammenhängenden Teilen des Kreisgebietes zu 
belassen. 

Jedoch erschiene es auf Grund des hier erarbeiteten Gesamtbildes durchaus gerechtfer-
tigt, empirisch in den Regionen II und III besond ers hervorstehende Gemeinden  auch 
mit Blick auf den grundsicherungsrelevanten Wohnungsmarkt besonders zu kennzeich-
nen und sowohl in der Erhebung wie Auswertung gesondert darzustellen . Gerade die 
Städte Alfeld und Sarstedt scheinen innerhalb der ihnen zugewiesenen Regionen zentral-
örtliche, wenn auch unterschiedliche Funktionen wahrzunehmen, die durchaus geeignet 
sind, im Wohnungsmarkt und dessen Bewertung durch Angebot und Nachfrage zum 
Ausdruck zu kommen. 

 

4.2 Ergebnisse und Empfehlungen hinsichtlich der Wohnsituationen  
in der Grundsicherung 

Die im Landkreis zentrale Stellung der Stadt Hildesheim spiegelt sich auch in den Struktu-
ren des (grundsicherungsrelevanten) Wohnungsmarktes wider. Insofern erscheint es im 
Ergebnis und in der Empfehlung als schlüssig und geboten, das Gebiet der Stadt Hil-
desheim als regional eigenen Wohnungsmarkt darzustellen , welcher starke Wech-
selbezüge zu den regionalen Bevölkerungs-, Wirtschafts- und Arbeitsmarktstrukturen ha-
ben wird. Die Begründung für die auch künftig separat von anderen Landkreisregionen zu 
beobachtende Entwicklung des Hildesheimer Wohnungsmarktes findet sich weiterhin �Š 
wie gezeigt werden konnte �Š in der verhältnismäßig hohen Anzahl und besonderen 
Struktur der Grundsicherungsempfänger. Mit Blick auf deren Wohnsituation ist festzustel-
len, dass die Grundsicherungsempfänger in der Stadt Hildesheim heute anders (etwas 
„kleiner“) und auch teurer als in den Regionen II und III wohnen. 

Allein unter dem Gesichtspunkt des Wohnens und der Wohnstruktur der Grundsicherung-
sempfängerinnen und -empfänger erschiene es durchaus möglich, die Regionen II und III 
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zusammenzufassen und unter dem Gesichtspunkt des grundsicherungsrelevanten Woh-
nungsmarktes insgesamt also künftig zwei Regionen auszuwerten (Region I: Stadt Hil-
desheim, Region II: umliegendes Kreisgebiet). In der Summe scheint es jedoch sinnvoll , 
auch zukünftig die Di fferenzierung der heut igen Regionen II und III aufrecht zu er-
halten . Bereits heute liegt die Region III im preislichen Vergleich von Nettokaltmieten im 
Gesamtniveau leicht über dem der Region II. Angesichts der hier beschrieben Gesamt-
tendenzen und Strukturen (und insoweit ist also noch einmal auf die Ergebnisse des Ab-
schnittes 3 zu verweisen) steht jedoch, wenn nicht zu erwarten, so doch mindestens nicht 
auszuschließen, dass sich die regionalen Strukturen des Landkreises künftig weiter aus-
einander entwickeln werden. Die jetzige regionale Differenzierung scheint durchaus ge-
eignet, derartige Veränderungen in ihren Wechselbezügen auch mit Perspektive auf den 
(grundsicherungsrelevanten) Wohnungsmarkt abzubilden. 

Wie durch die vorliegende Darstellung gezeigt werden konnte, bewegen sich die Bedarfe 
an grundsicherungsrelevantem Wohnraum  regionsübergreifend verstärkt im Segment 
kleinerer Mietwohnungen (also 1- bis 3-Zimmer-Wohnungen mit einer Größe von bis 
einschl. 75 qm) und familiengerechten Wohnraums. Ihrer Form nach resultieren diese 
Bedarfe aus der Größe und Struktur der Bedarfsgemeinschaften im Landkreis. Perspekti-
visch gesehen sollte der Grundsicherungsträger in der Beobachtung bedarfsgerechten 
Wohnraums diese „Zielgruppen“ also schwerpunktmäßig berücksichtigen, wobei der 
„kleinere Wohnraum“ besonders berücksichtigt werden sollte. Die ausgewerteten Struk-
turdaten zeigen, dass der großen Anzahl von Single-BGen (insbesondere in der Stadt 
Hildesheim) nur bedingt angemessener Wohnraum iSd. der niedersächsischen Wohn-
raumförderrichtlinien gegenübersteht. Die aktuelle Wohnsituation der Grundsicherungs-
empfänger zeigt, dass diese bereits verstärkt auf größeren Wohnraum ausweichen. 

Mit Blick auf die Verwaltungsverfahren in der  Erhebung  sollte künftig seitens des 
Grundsicherungsträgers darauf hingewirkt werden, dass zusätzlich oder anstatt des „Da-
tums des Erstbezuges der Wohnung“ zukünftig das „Datum des Abschlusses des Mietver-
trages“ erhoben wird. Gerade mit Blick auf die angestrebt fortlaufende Erhebung der hier 
erstmalig dargestellten Daten sollte dies die notwendige Aktualität der Auswertungen mit 
Blick auf den „Marktwert“ aktueller Mietverhältnisse sicherstellen bzw. vermeiden helfen, 
zu sehr auf alte und ältere Bestandsmieten zurückgreifen zu müssen. 

Insgesamt jedoch sind die vorhandenen Daten sowohl der BA als auch des Landkreises 
in hohem Maß geeignet, die Größe der Bedarfsgemeinschaften und die Größe der ange-
mieteten Wohnungen sowie die räumlichen Vergleichsmaßstäbe aufzuzeigen und zu er-
fassen. Der Grundsicherungsträger verfügt damit über die umfassende Möglichkeit des 
Vergleichs mit der eigens erhobenen Wohnraumbeobachtung und -auswertung . Ei-
ne dauerhafte und synchronisierte Erhebung beider „Datenstränge“  dient der weite-
ren Bestimmung des relevanten „einfachen“ Wohnungssegmentes und seiner Standards 
in Lage und Größe. Die dargestellte „Ist-Situation“ des Wohnens im Bereich des SGB II 
zeigt auf Grund ihrer breiten empirischen Basis, anhand welcher Maßstäbe das grund-
sicherungsrelevante Mietwohnungssegment  zu charakterisieren und wie die Abgren-
zung zu höheren Wohnungsmarktsegmenten zu definieren ist. 
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5. Verwandte Daten und Literatur 

 

5.1  Daten des Landesbetriebes für Statistik  
und Kommunikation Niedersachsen 

 

Auf den Abdruck der meisten hier verwandten Tabellen und Daten wurde aus 
Gründen der Übersichtlichkeit verzichtet. Unter anderen finden sich die nach-
folgend aufgeführten Daten und Tabellen im frei zugänglichen Bestand des 
„Landesbetriebes für Statistik und Kommunikation Niedersachsen“: 

 http://www.nls.niedersachsen.de/ 

 

Bevölkerung und Katasterfläche. Tabelle K1000014. Gemeinden 254002 �Š 254405. 
Stand jeweils 31.12., Download vom 24. März 2009. 

Einkommensteuer in Niedersachsen. Tabelle K9160221. Gemeinden 254002 �Š 
254405. Stand 1998, Download vom 12. März 2009. 

Kommunaler Finanzausgleich. Tabelle K9700121. Gemeinden 254002 �Š 254405. 
Stand 1994, Download vom 12. März 2009. 

Kommunaler Schuldenstand und Nettoneuverschuldung. Tabelle K9600121. Gemein-
den 254002 �Š 254405. Stand 2007, Download vom 12. März 2009. 

Kreisfreie Städte und Landkreise in Zahlen 2002. Tabelle Q0990091. Gemeinde 
254021. Stand 2009, Download vom 12. März 2009. 

Lohn- und Einkommensteuer in Niedersachsen. Tabelle K9170111. Gemeinden 
254002 �Š 254405. Stand 2004, Download vom 12. März 2009. 

Realsteuervergleich in Niedersachsen. Tabelle K9200001. Gemeinden 254002 �Š 
254405. Stand 2007, Download vom 12. März 2009. 

Regionale Vorausschätzung der Bevölkerung Niedersachsens für die Jahre 2004 bis 
2021. Tabelle K1010113. Gemeinde 254021. Stand 2009, Download vom 12. März 
2009. 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort. Tabelle K70A0311. Gemein-
den 254002 �Š 254405. Stand jeweils 31.12., Download vom 17. März 2009. 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort und nach Branchen. Tabelle 
K70F3111. Gemeinden 254002 �Š 254405. Stand jeweils 31.12., Download vom 17. 
März 2009. 
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Verarbeitendes Gewerbe (sowie Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden). 
Tabelle K7700111. Gemeinden 254002 �Š 254405. Stand 2006, Download vom 12. 
März 2009. 

Wanderungen �Š verschiedene Grenzen. Tabelle K1200121. Gemeinden 254002 �Š 
254405. Stand 2007, Download vom 12. März 2009. 

 

 

5.2 Verwandte Literatur 

Aktuelle Daten zum Arbeitsmarkt �Š Arbeitsmarkt in Zahlen: Agentur für Arbeit Hil-
desheim. Herausgegeben von der Bundesagentur für Arbeit. Nürnberg, verschiedene 
Monate/Jahrgänge, [2009]. 

Angemessenheit des Mietwohnungsangebots in Duisburg 2005/2006: Sonderauswer-
tung aus der Wohnungsmarktbeobachtung NRW auf Basis der Zeitungsanalyse. He-
rausgegeben von der Wohnungsbauförderungsanstalt Nordrhein-Westfalen (Wfa), 
bearbeitet von Ulrich Kraus. Düsseldorf, Juni 2007. 

Angemessenheit des Mietwohnungsangebots in Düsseldorf 2005/2006: Sonderaus-
wertung aus der Wohnungsmarktbeobachtung NRW auf Basis der Zeitungsanalyse. 
Herausgegeben von der Wohnungsbauförderungsanstalt Nordrhein-Westfalen (Wfa), 
bearbeitet von Ulrich Kraus. Düsseldorf, Mai 2007 [?]. 

Arbeitshilfe Kosten der Unterkunft und Heizung gemäß § 22 SGB II. Herausgegeben 
vom Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein – Westfa-
len. Stand: 20. November 2008. 

BT-Drs. 15/5500. Raumordnungsbericht 2005. Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung vom 9. Mai 2005. 

BT-Drs. 16/5853. Wohngeld- und Mietenbericht 2006. Unterrichtung durch die Bun-
desregierung vom 26. Juni 2007. 

BT-Drs. 16/6543. Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Wohngeldrechts und 
zur Änderung anderer wohnungsrechtlicher Vorschriften. Gesetzentwurf der Bundes-
regierung vom 28. September 2007. 

Butzer, Hermann/Ulf Keller. „’Grundsicherungsrelevante Mietspiegel’ als Maßstab der 
Angemessenheitsprüfung nach § 22 SGB II“. Neue Zeitschrift für Sozialrecht (NZS), 
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s p i e g e l ) s a c h v e r s t än d i g zu b e u r t e i l e n . H i e r f ür l i e g e n d i e U n t e r l a g e n üb e r d i e E r s t e l l u n g d e r M i e t d a t e n b a n k , 

d i e A n w e i s u n g e n zu d e n K o s t e n d e r U n t e r k u n f t n a c h d e m SGB  U n t e r l a g e n zu z w e i s o z i a l g e r i c h t l i c h e n 

V e r f a h r e n u n d V e r g l e i c h e z w i s c h e n d e r S t a t i s t i k d e r B u n d e s a g e n t u r f ür A r b e i t u n d d e n A n w e i s u n g e n v o r . 

Des W e i t e r e n l i eg t e i n M a i l w e c h s e l z w i s c h e n d e m S t a t i s t i s c h e n B u n d e s a m t , d e m G r u n d s i c h e r u n g s t r äg e r 

u n d d e m S o z i a l g e r i c h t H i l d e s h e i m z u m T h e m a  v o n S t i c h p r o b e n e r h e b u n g e n v o r . 

M a ßs t a b f ür d i e B e g u t a c h t u n g s i n d d i e A n f o r d e r u n g e n des B u n d e s s o z i a l g e r i c h t e s (BSG) a n e i n sch lüss iges 

K o n z e p t , w i e s ie i n s b e s o n d e r e i m W i l h e l m s h a v e n - U r t e i l (BSGE B 4 AS 1 8 / 0 9 R R d N r . 19 ) a u f g e s t e l l t w u r d e n . 

A n g e s i c h t s g e r i c h t l i c h e r B e d e n k e n b e r e i t s a u f d e r E b e n e d e r D a t e n b a s i s f o k u s s i e r t s i ch d i e f o l g e n d e A b ­

h a n d l u n g a u f d i e e r s t e n s i e b e n S p i e g e l s t r i c h e d e s W i l h e l m s h a v e n - U r t e i l s , d i e D a t e n e r h e b u n g u n d d i e D a ­

t e n a u s w e r t u n g . D ie m ög l i c h e n i n h a l t l i c h e n G r e n z e n d e s G r u n d s i c h e r u n g s t r äg e r s be i d e r F e s t l e g u n g d e r 

 u n d d a m i t d e r S i c h e r s t e l l u n g d e s E x i s t e n z m i n i m u m s , w i e s ie in d e r j ün g e r e n 

R e c h t s p r e c h u n g des BSG d i s k u t i e r t w e r d e n ( e x e m p l a r i s c h BSGE B 4 AS 7 7 / 1 2 R - M ün c h e n   - u n d B 4 AS 

9 / 1 4 R - D r e s d e n ) , s i n d z u m g e g e n w är t i g e n Z e i t p u n k t n i c h t G e g e n s t a n d d e r A u s f üh r u n g e n . 

2 Das Konzep t des Grundsicherungsträger s 

Das G e b i e t des L a n d k r e i s e s H i l d e s h e i m w i r d s e i t A n w e n d u n g des s c h l üs s i g e n K o n z e p t e s u n t e r t e i l t i n d r e i 

V e r g l e i c h s r äu m e , w o b e i d i e R e g i o n I n u r d i e S t a d t H i l d e s h e i m u m f a s s t , R e g i o n   d e n p r e i s g ün s t i g e n l än d l i ­

c h e n S üd w e s t e n des Kre ises u n d R e g i o n III d e n l e i c h t t e u r e r e n N o r d o s t e n . D ie F e s t l e g u n g d e r  

r äu m e s t üt z t s i ch a u f e i n G u t a c h t e n d e r U n i v e r s i t ät H a n n o v e r v o n 2 0 0 9 . 

D e r L a n d k r e i s H i l d e s h e i m f üh r t se i t 2 0 0 7 e i n e D a t e n b a n k m i t ör t l i c h e n W o h n u n g s a n g e b o t e n , d i e a u f d e m 

I n t e r n e t u n d d e n ör t l i c h e n Z e i t u n g e n e r h o b e n w e r d e n . T e i l w e i s e e r f o l g t d a b e i a u c h e i n t e l e f o n i s c h e r  K o n ­

t a k t zu d e n V e r m i e t e r n . D i e D a t e n b a n k u m f a s s t ca . 1 5 F e l d e r ( D a t u m , Lage , G r öße , K o s t e n , e i n i g e W o h n ­

w e r t m e r k m a l e ) . D ie ör t l i c h e n W o h n u n g s b a u g e s e l l s c h a f t e n s o w i e e i n i g e p r i v a t e V e r w a l t e r u n d V e r m i t t l e r 

k o n n t e n zu r M i t a r b e i t g e w o n n e n w e r d e n . D i e s e t e i l e n m o n a t l i c h i h r e zu r V e r m i e t u n g s t e h e n d e n W o h n u n ­

g e n m i t . D iese E r h e b u n g is t w i e f o l g t zu c h a r a k t e r i s i e r e n : 

• Es h a n d e l t s i ch u m e i n e E r h e b u n g d e s W o h n u n g s a n g e b o t s zu A n g e b o t s m i e t e n u n d n i c h t u m e i n e 

E r h e b u n g des W o h n u n g s b e s t a n d s zu B e s t a n d s m i e t e n o d e r u m e i n e E r h e b u n g des 

v a n t e n W o h n u n g s b e s t a n d e s zu o r t s üb l i c h e n V e r g l e i c h s m i e t e n n a c h §   BGB. G r u n d g e s a m t h e i t 

is t a l s o d i e S t r o m g r öße d e r W o h n u n g s a n g e b o t e . 

• D i e E r h e b u n g is t p e r m a n e n t u n d z e i t r a u m b e z o g e n u n d s t e l l t s o m i t k e i n e S t i c h t a g s e r h e b u n g d a r . Je 

l än g e r A n n o n c e n g e s a m m e l t w e r d e n , d e s t o m e h r E i n t r äg e u m f a s s t d i e D a t e n b a n k . A m S t i c h t a g 

3 1 . 1 0 . 2 0 0 8 u m f a s s t e d i e D a t e n b a n k  W o h n u n g e n , n a c h D u b l e t t e n b e r e i n i g u n g u n d B e r e i n i ­

g u n g u m S o n d e r f o r m e n w i e „W o h n e n i m A l t e r " 2 . 4 6 6 W o h n u n g e n . In d e n F o l g e j a h r e n s t e i g t d i e 

Zah l d e r Fäl le in d e r D a t e n b a n k , w o b e i d a n n j e w e i l s äl t e r e Fäl le w i e d e r a u s g e s o n d e r t w e r d e n b z w . 

e i n f a c h n i c h t a u s g e w e r t e t w e r d e n . 

• Es h a n d e l t s i ch - d a a l l e in d e n e n t s p r e c h e n d e n M e d i e n zu b e k o m m e n d e n A n n o n c e n g e s a m m e l t 

w e r d e n - d e f a c t o u m e i n e  d e r öf f e n t l i c h a n n o n c i e r t e n W o h n u n g e n u n d d a m i t 

n i c h t u m e i n e S t i c h p r o b e n e r h e b u n g . 

In e i n e m z w e i t e n A u s w e r t u n g s s t r a n g w u r d e n 2 0 0 8 d i e B e s t a n d s d a t e n d e r L e i s t u n g s b e z i e h e r a u s g e w e r t e t . 

D ies d i e n t e s o w o h l d e r P l a u s i b i l i s i e r u n g als a u c h d e r V e r f üg b a r k e i t s p r üf u n g . 
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Bei a l l e n s c h l üs s i g e n K o n z e p t e n b e s t e h t d i e H e r a u s f o r d e r u n g n i c h t n u r d a r i n ,   D a t e n zu e r h e b e n , 

s o n d e r n zu b e g r ün d e n , w e l c h e s t a t i s t i s c h e S c h l u s s f o l g e r u n g aus d e n D a t e n d e r E x i s t e n z s i c h e r u n g g e n üg t . 

A u f d i e s e n Te i l g e h t das G u t a c h t e n n i c h t e i n , das V o r g e h e n w i r d i m F o l g e n d e n d e n n o c h ku rz b e s c h r i e b e n : 

D e r L a n d k r e i s H i l d e s h e i m b e r e c h n e t z u n äc h s t d e n d u r c h s c h n i t t l i c h e n Q u a d r a t m e t e r p r e i s d e r A n g e b o t e in 

d e n e i n z e l n e n W o h n u n g s g r öße n k l a s s e n . L e t z t e r e w e r d e n g e b i l d e t , in d e n e n d i e F l äc h e n r i c h t w e r t e d e r n i e ­

d e r s äc h s i s c h e n   j e w e i l s als G r e n z w e r t e z w i s c h e n d e n K lassen g e s e t z t 

w e r d e n . Das S e g m e n t f ür e i n e P e r s o n r e i c h t d e s h a l b bis    das f ür z w e i P e r s o n e n bis 6 0   u s w . U m 

das u n t e r s t e S e g m e n t aus d e r U n t e r s u c h u n g a u s z u s c h l i e ße n , w e r d e n A n g e b o t e m i t e i n e r M i e t e v o n   % 

u n d m e h r u n t e r d e m D u r c h s c h n i t t s w e r t d e r G r öße n k l a s s e n i c h t b e r üc k s i c h t i g t . Des W e i t e r e n w e r d e n a l le 

W o h n u n g e n aus d e r R e f e r e n z g r u p p e a u s g e s c h l o s s e n , w e l c h e d i e D u r c h s c h n i t t s m i e t e in d e r j e w e i l i g e n 

W o h n u n g s g r öße n k l a s s e u m m e h r als 1 0 % üb e r b i e t e n . D i e G r e n z e v o n 1 0 % üb e r d e r D u r c h s c h n i t t s m i e t e 

als G r e n z e d e r R e f e r e n z g r u p p e n a c h o b e n w i r d m i t d e r V e r f üg b a r k e i t v o n W o h n r a u m b e g r ün d e t . 

D e r  d e r a n g e m e s s e n e n Q u a d r a t m e t e r m i e t e n b e z o g e n a u f d e n G e s a m t m a r k t l i e g t u n t e r A n ­

n a h m e d e r N o r m a l v e r t e i l u n g u n d e i n e r S t a n d a r d a b w e i c h u n g v o n 0 , 6 7 €/ m 2 d a n n g r o b g e s c h ät z t u n d m i t 

U n t e r s c h i e d e n j e n a c h W o h n u n g s g r öße n k l a s s e be i ca. 4 0 %. D ie l e t z t e S p a l t e d e r T a b e l l e a u f Se i te   d e r 

A n l a g e 1 des K o n z e p t e s b e r üc k s i c h t i g t n u n a u c h d i e P r o d u k t t h e o r i e , so d a s s m e h r a n g e m e s s e n e W o h n u n ­

g e n i n n e r h a l b d e r W o h n u n g s g r öße n k l a s s e n r e s u l t i e r e n als es n a c h e i n e r r e i n e n B e t r a c h t u n g n a c h Q u a d ­

r a t m e t e r m i e t e n d e r Fal l w är e . 

D ie k a l t e n N e b e n k o s t e n w e r d e n aus d e r s e l b e n R e f e r e n z g r u p p e e r m i t t e l t , w o b e i a u c h h i e r w i e d e r d i e s t a t i s ­

t i s c h e M a ßz a h l des D u r c h s c h n i t t s z u m E insa tz k o m m t (S. 8 des S c h r e i b e n s des E r s t e n K re i s ra t s v o m 

2 3 . 0 6 . 2 0 0 9 ) . 

D ie R i c h t w e r t e w u r d e n in d e r F o l g e z e i t j e w e i l s u n t e r Z u g r u n d e l e g u n g d e r g l e i c h e n M e t h o d i k a n g e p a s s t . 

A l l e r d i n g s w u r d e d e r r üc k w i r k e n d e Z e i t r a u m d e r h e r a n g e z o g e n e n A n n o n c e n sukzess i ve v o n e i n e m Jah r a u f 

z w e i J a h r e e r w e i t e r t u n d d a m i t e i n e A u s d e h n u n g des m a ßg e b l i c h e n Z e i t r a u m s in R i c h t u n g d e r R e g e l u n g e n 

des §  BGB e r r e i c h t . A n p a s s u n g s z e i t p u n k t e w a r e n n a c h d e r E r s t e r s t e l l u n g m i t G ül t i g k e i t s b e g i n n z u m 1 . 

J a n u a r 2 0 0 9 d i e T e r m i n e 1 . Jul i 2 0 0 9 ( n u r R e g i o n  1 . F e b r u a r 2 0 1 0 , 1 . J u l i 2 0 1 0 , 1 . M a i 2 0 1 1 , 1 . Jul i 2 0 1 2 

u n d 1 . Ju l i 2 0 1 3 . 

Se i t d e m Jahr 2 0 1 1 g i b t es e i n e n Z u s c h l a g f ür e n e r g e t i s c h s a n i e r t e n W o h n r a u m in H öh e v o n   €/ m 2 . 

2 0 1 4 w u r d e d e r e n e r g e t i s c h e Z u s c h l a g in e i n e r A r b e i t s g r u p p e m i t W o h n b a u u n t e r n e h m e n , M i e t e r b u n d , 

s o w i e Haus u n d G r u n d d i s k u t i e r t u n d e r ör t e r t . A ls E r g e b n i s w u r d e d e r e n e r g e t i s c h e Z u s c h l a g a b 0 1 . 0 7 . 2 0 1 4 

w i e f o l g t g e r e g e l t : " W i r d n a c h g e w i e s e n , dass d e r W o h n r a u m e n e r g e t i s c h s a n i e r t w u r d e , is t d e r a n g e m e s ­

s e n e Q u a d r a t m e t e r p r e i s d e r K a l t m i e t e zu e r h öh e n . Ein G e b äu d e g i l t in d i e s e m S i n n e als v o l l s t än d i g e n e r g e ­

t i s c h s a n i e r t , w e n n d e r 

• E n d e n e r g i e v e r b r a u c h ( s i ehe E n e r g i e a u s w e i s a b   S e i t e 3 ) o d e r , 

• E n d e n e r g i e b e d a r f ( s i ehe E n e r g i e a u s w e i s a b   S e i t e 2 b z w . E n e r g i e a u s w e i s bis 

3 0 . 0 4 . 2 0 1 4 , Se i t e 2 ) o d e r 

• d e r E n e r g i e v e r b r a u c h s k e n n w e r t ( E n e r g i e a u s w e i s bis 3 0 . 0 4 . 2 0 1 4 , S e i t e 2) 

des G e b äu d e s u n t e r 1 0 0 k W h / m 2 u n d J a h r l i eg t . In d i e s e m Fal l ist d e r a n g e m e s s e n e Q u a d r a t m e t e r p r e i s d e r 

K a l t m i e t e u m  €/ m 2 zu e r h öh e n . Bei e i n e m v o r g e n a n n t e n W e r t des G e b äu d e s z w i s c h e n 1 0 0 k W h / m 2 

u n d J a h r u n d  k W h / m 2 u n d Jah r , h a n d e l t es s ich u m e i n t e i l w e i s e e n e r g e t i s c h s a n i e r t e s G e b äu d e . In 

d i e s e m Fal l d e r a n g e m e s s e n e Q u a d r a t m e t e r p r e i s d e r K a l t m i e t e u m  €/ m 2 zu e r h öh e n . " 

 Ein Perzentil ist ein Anteilswert der Häufigkeitsverteilung. Bei einem 30   de r Quadratmetermiete liegen 30 % der 

Quadratmetermieten unterhalb dieses Wertes und 70 % oberhalb. Das 50 %-Perzentil he ißt auch Median. 
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3 Prüfun g des schlüssige n Konzepte s 

3.1 Wohnfläch e 

D i e W o h n f l äc h e r i c h t e t s ich n a c h d e n n i e d e r s äc h s i s c h e n   D ieses V o r ­

g e h e n e n t s p r i c h t d e r R e c h t s p r e c h u n g des BSG.  E inze l fa l l k a n n a u f g r u n d v o n K r a n k h e i t u n d / o d e r B e h i n ­

d e r u n g e i n e E r h öh u n g d e r W o h n f l äc h e e r f o l g e n . 

Für d i e A u s w e r t u n g h a t d e r L a n d k r e i s H i l d e s h e i m W o h n f l äc h e n g r öße n k l a s s e n g e b i l d e t , w e l c h e j e w e i l s d i e 

I n t e r v a l l e z w i s c h e n d e n G r e n z e n d e r n i e d e r s äc h s i s c h e n W o h n r a u m f ör d e r u n g s b e s t i m m u n g e n a u s f ül l e n . 

D a b e i e m p f i e h l t d e r S a c h v e r s t än d i g e , in d e r   K lasse e i n e  a n z u g e b e n . A l l e r ­

d i n g s h a t d i e R e c h t s p r e c h u n g n o c h k a u m U r t e i l e d a r üb e r g e t r o f f e n , a b w a n n e i n e W o h n u n g u n z u m u t b a r is t 

(Bsp . : BSGE B 4 AS 9 / 1 4 R zu 2 6  g r o ße n   

D i e U n t e r g r e n z e u n d d i e g e w äh l t e A b g r e n z u n g d e r W o h n u n g s g r öße n k l a s s e n a n h a n d d e r F l äc h e n r i c h t w e r t e 

s i n d d a n n z w e c k m äßi g , w e n n es i m R a h m e n d e r S c h l u s s f o l g e r u n g e n o d e r d e s N a c h w e i s e s d e r W o h n u n g e n 

i m E inze l fa l l u m d i e V e r f üg b a r k e i t v o n W o h n u n g e n g e h t . 2 Be i d e r E r m i t t l u n g v o n  d e r Q u a d ­

r a t m e t e r m i e t e n f üh r t d i e s e r A l g o r i t h m u s a l l e r d i n g s r e g e l m äßi g zu E r g e b n i s s e n l e i c h t zu G u n s t e n d e r B e ­

d a r f s g e m e i n s c h a f t e n . Das BSG w äh l t in d e n U r t e i l e n B 4 AS 7 7 / 1 2 u n d B 4 AS 9 / 1 4 R d e s h a l b n i c h t d i e I n ­

t e r v a l l e b is zu d e n F l äc h e n g r e n z e n , s o n d e r n s y m m e t r i s c h e I n t e r v a l l e u m d i e F l äc h e n g r e n z e n h e r u m - i m 

B e i s p i e l M ün c h e n v o n 4 6   b is   ( b a y e r i s c h e r R i c h t w e r t   u n d in D r e s d e n v o n   bis   

( s äc h s i s c h e r R i c h t w e r t    Da s e h r k l e i n e W o h n u n g e n t y p i s c h e r w e i s e h öh e r e Q u a d r a t m e t e r m i e t e n 

h a b e n , üb e r s c h ät z t d i e H e r e i n n a h m e d e r k l e i n e r e n W o h n u n g e n d i e „o r t s üb l i c h e " Q u a d r a t m e t e r m i e t e f ür 

  g r o ße W o h n u n g e n . Da a b e r i m R a h m e n d e r P r o d u k t t h e o r i e m i t    m u l t i p l i z i e r t w i r d , m u s s a u c h 

d e r zu   g e h ör i g e Pre is v e r w e n d e t w e r d e n . K l e i n e r e W o h n u n g e n m i t h öh e r e n Q u a d r a t m e t e r m i e t e n 

s i n d d a n n i m R a h m e n d e r P r o d u k t t h e o r i e a n g e m e s s e n . 

Das V o r g e h e n des L a n d k r e i s e s H i l d e s h e i m h äl t d e r A u t o r d e s h a l b i m H i n b l i c k a u f S c h l u s s f o l g e r u n g e n f ür 

s i n n v o l l . Es f üh r t a b e r zu e i n e r l e i c h t e n Üb e r s c h ät z u n g d e r Q u a d r a t m e t e r m i e t e f ür    e t c . g r o ße W o h ­

n u n g e n . 

3.2 Vergleichsräum e 

D i e B i l d u n g d e r d r e i V e r g l e i c h s r äu m e s t üt z t s i ch a u f das G u t a c h t e n d e r U n i v e r s i t ät H a n n o v e r ( A u t o r : U l f 

Ke l l e r ) aus d e m J a h r 2 0 0 9 . W i e a u f S e i t e 2 1 d e s G u t a c h t e n s a u s g e f üh r t , w a r d i e E i n t e i l u n g des K r e i s g e b i e t e s 

in d i e d r e i R e g i o n e n a l l e r d i n g s n i c h t G e g e n s t a n d des G u t a c h t e n s . D iese E i n t e i l u n g f a n d d u r c h d i e K r e i s v e r ­

w a l t u n g s t a t t u n d das G u t a c h t e n üb e r p r üf t e l e d i g l i c h d i e S i n n h a f t i g k e i t d i e s e r E i n t e i l u n g . D a m i t w i r d d i e 

R e i h e n f o l g e b e i d e r E r s t e l l u n g e i n e s w i s s e n s c h a f t l i c h e n K o n z e p t e s s o z u s a g e n u m g e d r e h t : N i c h t das E r g e b ­

nis w i r d aus Q u e l l e n g e s c h l u s s f o l g e r t , s o n d e r n das E r g e b n i s w i r d g e s e t z t u n d d a n a c h b e g r ün d e t . A u f g a b e 

d i e s e s G u t a c h t e n s is t es d e s h a l b a u c h , zu p r üf e n , o b d i e D a t e n s a m m l u n g u n d d i e A r g u m e n t a t i o n u n t e r 

B e r üc k s i c h t i g u n g g e w i s s e r s a c h v e r s t än d i g e r B e u r t e i l u n g s s p i e l r äu m e zu g e n a u d i e s e r E i n t e i l u n g h ät t e  f üh ­

r e n k ön n e n . 

 Der Autor hält in diesem Fall allerdings absolute Preisgrenzen für noch zweckmäßiger. Vgl. hierzu auch BSGE B 4 AS 9/14 R. 
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Üb e r d i e A u f g a b e d e s   d e s s e n A b g r e n z u n g s k r i t e r i u m u n d G r öße g i b t es d e r z e i t u n t e r -

  

 D i e R e c b t s p r e c b u n g d e s BSG s i e b t i m  e i n e n  g r o ße n   L e ­

     i n f r a s t r u k t u r  

   s i c b e r s t e l l t ,  d e r L e i s t u n g s e m p f än g e r in s e i n e m b i s b e r i g e n U m f e l d 

w o b n e n b l e i b e n k a n n . D a b e i g e b t  R e c b t s p r e c b u n g v o n d e r   N o r m a l f a l l a u s . 

R e n d e l e n t f e r n u n g e n v o n  z u  S t u n d e n s e i e n z u m u t b a r , z u m a l   a u c h a n d e r e n N l e d r l g e l n -

 z u m u t b a r s e i e n .  f üb r t z u   g r o ße n   u n d b e i g r o ße n 

R r e i s u n t e r s c b e i d e n zu e i n e r V e r d r än g u n g a l l e r är m e r e n S c b i c b t e n ( u n d   n u r d e r  

 d e s L e i s t u n g s b e z u g s )    

  2 0 1 3 , H e i s i n g           

 R r e i s n i v e a u s . D a m i t w i r d v e r b i n d e r t , dass i n  E i n b e l t e n u n t e r s c b l e d l l c b e n 

   u n d d a m i t In d e n T e i l r äu m e n u n t e r s c b l e d l l c b e 

 a n g e m e s s e n s i n d . D ies f üb r t   e b e r k l e i n e n V e r g l e l c b s r äu m e n b z w . 

g g f s .  z u  L e t z t e r e s b e f i n d e t  d e r z e i t   

    

   d e n B e g r i f f d e s     

v o m r äu m i i e b e n G üi t i g k e i t s b e r e i c b e i n e r   t r e n n e n , u m d a m i t d e n f o r m a l e n 

A n f o r d e r u n g e n d e s B u n d e s s o z i a l g e r i c b t s a n d e n i n f r a s t r u k t u r e l l e n  g e n üg e z u t u n . 

 b e i s p i e l s w e i s e i n H a m b u r g  i m l än d l l c b e n Kre is   d e r Fa l l . 

BMVBS / BBSR, Arbeitshilfe KdU-Satzungen 2013; Heising,  Nr. 195, 2010; v.  in: Deutscher Sozialge­

richtstag 2012, S. 99-128. 

Sozialgericht Dessau, S 11 AS 2430/11 sowie die Stellungnahme hierzu von Analyse und Konzepte. 
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K r i t e r i e n s i n d d i e B e v öl k e r u n g s d i c h t e (Se i te 21 ) d i e l än g e r f r i s t i g e B e v öl k e r u n g s e n t w i c k l u n g (Se i te 2 3 ) , d e r 

l än g e r f r i s t i g e d e m o g r a p h i s c h e W a n d e l (Se i te 2 4 u n d S e i t e 3 3 ) , d i e W a n d e r u n g s b e w e g u n g e n (Se i te 2 5 ) , d i e 

A n z a h l d e r s o z i a l v e r s i c h e r u n g s p f l i c h t i g B e s c h äf t i g t e n (Se i te   d i e Z a h l e n z u m S t e u e r a u f k o m m e n (Se i te 

2 8 ) , d i e A r b e i t s l o s e n q u o t e (Se i te 3 0 ) d i e P e n d l e r b e w e g u n g e n (Se i te 3 1 ) , d i e a n Zah l u n d S t r u k t u r d e r Le is ­

t u n g s b e z i e h e r n a c h G r öße d e r B e d a r f s g e m e i n s c h a f t (Se i te 3 5 ) , d e r Z u w a c h s d e r A n z a h l d e r W o h n u n g e n 

(Se i te 3 6 u n d S e i t e 3 9 ) , d e r Z u w a c h s d e r W o h n f l äc h e p r o W o h n u n g ( S e i t e 3 7 ) , d i e Z u s a m m e n s e t z u n g d e s 

B e s t a n d e s n a c h W o h n u n g s g r öße n k l a s s e n (Se i te 3 7 ) , d i e W o h n f l äc h e d e r B e d a r f s g e m e i n s c h a f t e n b z w . T y ­

p e n v o n B e d a r f s g e m e i n s c h a f t e n (Se i te 4 2 ) , in r u d i m e n t är e r F o r m d i e W o h n w e r t m e r k m a l e (Se i te 4 8 ) u n d 

d i e H öh e d e r g e z a h l t e n K o s t e n d e r U n t e r k u n f t in d e n B e d a r f s g e m e i n s c h a f t e n (Se i te 4 9 ) . A u c h w e n n  K E L L E R 

d i e v i e l e n d e s k r i p t i v e n K a p i t e l a u c h i m V e r h äl t n i s z u e i n a n d e r w e d e r g e w i c h t e t n o c h q u a n t i t a t i v e Sch luss ­

f o l g e r u n g e n h i e r a u s h e r l e i t e t  Äh n l i c h k e i t s m a ße , I n d e x b i l d u n g , W e r t u n g s m a t r i x o .ä. ) , so 

w e i s t d i e T a t s a c h e , dass e r be i z a h l r e i c h e n E i n f l u s s g r öße n d e u t l i c h e D i f f e r e n z i e r u n g e n z w i s c h e n d e n d r e i 

V e r g l e i c h s r äu m e n a u s m a c h e n k a n n ( B e v öl k e r u n g s d i c h t e , B e v öl k e r u n g s e n t w i c k l u n g , d e m o g r a p h i s c h e r 

W a n d e l , s o z i a l v e r s i c h e r u n g s p f l i c h t i g B e s c h äf t i g t e u n d S t e u e r a u f k o m m e n , m i t g e w i s s e n A b s t r i c h e n W a n d e ­

r u n g s b e w e g u n g e n , A r b e i t s l o s e n q u o t e n u n d P e n d l e r b e w e g u n g e n ) , d a r a u f h i n , dass d i e T a t s a c h e d e r A b ­

g r e n z u n g d e r d r e i R e g i o n e n e i n e s i n n v o l l e E n t s c h e i d u n g w a r . 

A u f S e i t e 5 6 u n d Se i t e  f üh r t  K E L L E R d e s h a l b d i e n a h e l i e g e n d e D i s k u s s i o n , o b n i c h t e i n e a n d e r e A u f t e i l u n g 

e b e n f a l l s s i n n v o l l g e w e s e n w är e . D iese D i s k u s s i o n is t i n s o f e r n h öc h s t s p a n n e n d , da Ke l l e r a u f z e i g t , dass 

u n t e r s c h i e d l i c h e K r i t e r i e n (e r n e n n t i n s b e s o n d e r e d i e u n t e r s c h i e d l i c h e  b z w . G e m e i n d e g r öße ) 

a u c h zu a n d e r e n E r g e b n i s s e n g e f üh r t h ät t e n . So s p r äc h e e i n e s t är k e r e G e w i c h t u n g d e r Z e n t r a l i t ät d a f ür , 

A l f e l d , Bad S a l z d e t f u r t h , B o c k e n e m , S a r s t e d t u n d „v i e l l e i c h t n o c h E l ze " (S. 5 6 ) in e i n e r R e g i o n   zu f a s s e n 

u n d zu R e g i o n III d i e k l e i n e r e n G e m e i n d e n b z w . s a m t G e m e i n d e n z u s a m m e n z u f a s s e n . V o n d i e s e r Üb e r l e ­

g u n g n i m m t K E L L E R j e d o c h d a n n w i e d e r A b s t a n d  H i n w e i s a u f d i e ( o b e n b e r e i t s als G e g e n s t a n d g e r i c h t l i ­

c h e r K l är u n g d i s k u t i e r t e ) S t r e i t f r a g e d e r M ög l i c h k e i t d e r Z e r s p l i t t e r u n g v o n V e r g l e i c h s r äu m e n . 

A u s S i ch t d e s A u t o r s s c h e i n t d i e A u f t e i l u n g in d i e d r e i R e g i o n e n n i c h t n u r n a c h d e m M a ßs t a b des i n f r a s t r u k ­

t u r e l l e n Z u s a m m e n h a n g s , s o n d e r n a u c h n a c h d e m M a ßs t a b d e r r e g i o n a l e n P r e i s u n t e r s c h i e d e i m G r o ße n 

u n d G a n z e n p l a u s i b e l zu s e i n . I n s b e s o n d e r e d i e A u s w e r t u n g d e r d u r c h s c h n i t t l i c h e n K o s t e n d e r U n t e r k u n f t 

n a c h B e d a r f s g e m e i n s c h a f t e n u n d P e r s o n e n (Se i te 4 9 - 5 1 ) z e i g e n , dass t a t s äc h l i c h s i g n i f i k a n t e P r e i s u n t e r ­

s c h i e d e a b g e b i l d e t w e r d e n . 

3.3 Referenzmiet e 

Die f o l g e n d e n A u s f üh r u n g e n o r i e n t i e r e n s i ch a n d e n a u c h in d e n B e w e i s f r a g e n g e n a n n t e n f o r m a l e n Q u a l i ­

t ät s m a ßs t äb e n d e r BSGE B 4 AS 1 8 / 0 9 R Rn . 1 9 . 

3.3.1 Räumliche r Umfan g der Datenerhebun g 

Die D a t e n e r h e b u n g f i n d e t s o w o h l be i d e r A u s w e r t u n g d e r A n n o n c e n als a u c h be i d e r A u s w e r t u n g d e r B e ­

s t a n d s d a t e n d e r L e i s t u n g s b e z i e h e r üb e r das g a n z e K r e i s g e b i e t h i n w e g s t a t t . D a b e i ist k l a r e r k e n n b a r , dass 

a l l e V e r g l e i c h s r äu m e in s u b s t a n z i e l l e m M a ße in d i e D a t e n e r h e b u n g e i n f l i e ße n . 

D ie D a t e n e r h e b u n g d i f f e r e n z i e r t a u c h n a c h d e n d r e i V e r g l e i c h s r äu m e n . D a m i t is t d i e s e r A n f o r d e r u n g  

u m f än g l i c h R e c h n u n g g e t r a g e n . 

D ie E i g n u n g d e r d r e i V e r g l e i c h s r äu m e w u r d e b e r e i t s o b e n d i s k u t i e r t . 

3.3.2 Gegenstan d der Beobachtun g (Mietbegriff , Wohnungsstandard ) 

Die g e w äh l t e R e f e r e n z g r u p p e , d i e üb e r das I n t e r v a l l z w i s c h e n 3 5 % u n t e r u n d 1 0 % üb e r d e m a r i t h m e t i ­

s c h e n M i t t e l d e r A n g e b o t s m i e t e n a b g e g r e n z t w i r d , w i r d o f f e n s i c h t l i c h a u s s c h l i e ßl i c h a n h a n d d e r N e t t o ­

k a l t m i e t e n e r r e c h n e t . D i e s e l b e R e f e r e n z g r u p p e d e r W o h n u n g e n w i r d n u n a u c h v e r w e n d e t , u m d e n M i t t e l ­

w e r t d e r a n g e m e s s e n e n k a l t e n N e b e n k o s t e n zu e r m i t t e l n . 
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A n g e s i c h t s d e r T a t s a c h e , dass d i e R e c h t s p r e c h u n g a u f B r u t t o k a l t m i e t e n a b h e b t , w är e es s t r i n g e n t e r , d i e 

A u s w a h l d e r R e f e r e n z g r u p p e ( F i l t e r s e t z u n g in d e r E x c e l - D a t e i ) g l e i c h a n h a n d d e r B r u t t o k a l t m i e t e n v o r z u ­

n e h m e n u n d n i c h t a n h a n d d e r N e t t o k a l t m i e t e n . G äb e es e i n e n s t a t i s t i s c h e n Z u s a m m e n h a n g z w i s c h e n N e t ­

t o k a l t m i e t e u n d k a l t e n N e b e n k o s t e n , so k ön n t e n t h e o r e t i s c h V e r z e r r u n g e n e n t s t e h e n , w e i l e b e n n i c h t 

m e h r das I n t e r v a l l v o n 3 5 % u n t e r b is 1 0 % üb e r d e m a r i t h m e t i s c h e n M i t t e l d e r B r u t t o k a l t m i e t e n r e s u l t i e r t . 

In d e r Prax is is t d i es j e d o c h n i c h t zu b e f ür c h t e n . Z u n äc h s t s i n d n a c h d e n E r f a h r u n g e n des A u t o r s N e t t o ­

k a l t m i e t e n u n d k a l t e N e b e n k o s t e n w e i t g e h e n d u n k o r r e l i e r t ( d . h . W o h n u n g e n m i t b i l l i g e n K a l t m i e t e n h a b e n 

i m M i t t e l e b e n s o h o h e k a l t e N e b e n k o s t e n w i e W o h n u n g e n m i t t e u e r e n K a l t m i e t e n ) . Se lbs t w e n n es V e r z e r ­

r u n g e n g äb e , so w ür d e n üb e r p r o p o r t i o n a l h o h e k a l t e N e b e n k o s t e n in d e r R e f e r e n z g r u p p e e i n E r g e b n i s zu 

G u n s t e n d e r L e i s t u n g s e m p f än g e r p r o d u z i e r e n . W är e n d i e k a l t e n N e b e n k o s t e n u n t e r p r o p o r t i o n a l h o c h , so 

f üh r t d i e s l e d i g l i c h d a z u , dass das e i n f a c h e S e g m e n t s ich p r e i s l i c h ( g e m e s s e n in B r u t t o k a l t m i e t e n ) w e i t e r 

v o m g e h o b e n e n S e g m e n t e n t f e r n t , als s o l c h e s a b e r r i c h t i g z u g e s c h n i t t e n b l e i b t . Es se i d e m L a n d k r e i s H i l ­

d e s h e i m in Z u k u n f t zu e m p f e h l e n , d i e A b l e i t u n g d e r R e f e r e n z g r u p p e u m z u s t e l l e n a u f B r u t t o k a l t m i e t e n . E in 

V e r s t o ß g e g e n d i e S i c h e r u n g des E x i s t e n z m i n i m u m s l i eg t d u r c h d e n g e w äh l t e n A l g o r i t h m u s j e d o c h n i c h t 

v o r . 5 

Ein G r u n d p r o b l e m be i d e r E r h e b u n g v o n M i e t e n b e s t e h t d a r i n , dass N e t t o k a l t m i e t e n o f t g a r k e i n e N e t t o ­

k a l t m i e t e n s i n d , s o n d e r n v e r s t e c k t N e b e n k o s t e n p o s i t i o n e n b e i n h a l t e n  D ies b e t r i f f t 

a u c h n i c h t n u r A n g e b o t s m i e t e r h e b u n g e n , s o n d e r n a u c h q u a l i f i z i e r t e M i e t s p i e g e l , be i d e n e n b e f r a g t e M i e ­

t e r d a z u t e n d i e r e n , d e n A b z u g v o n in d e r G r u n d m i e t e e n t h a l t e n e n B e t r i e b s k o s t e n zu v e r g e s s e n . Da d e r 

L a n d k r e i s H i l d e s h e i m d i e A n n o n c e n a u c h d u r c h e i n e t e l e f o n i s c h e N a c h f r a g e be i V e r m i e t e r n n a c h t r äg l i c h 

q u a l i f i z i e r t , k a n n d i eses P r o b l e m i m R a h m e n d e s e m p i r i s c h M a c h b a r e n als g e l ös t b e t r a c h t e t w e r d e n .   

s c h l i m m s t e n Fal l w i r d  zu h o h e N e t t o k a l t m i e t e a n g e s e t z t . 

Ein w e i t e r e s P r o b l e m b e s t e h t d a r i n , dass d i e in d e n A n n o n c e n e n t h a l t e n e n N e b e n k o s t e n v o r a u s z a h l u n g e n 

u n t e r U m s t än d e n n i c h t üb e r e i n s t i m m e n m i t d e n t a t s äc h l i c h g e f o r d e r t e n N e b e n k o s t e n in d e r A b r e c h n u n g . 

M a n c h e V e r m i e t e r s e t z e n d i e V o r a u s z a h l u n g e n b e w u s s t n i e d r i g a n , u m W o h n u n g e n zu v e r m i e t e n . D iese 

P r o b l e m a t i k lässt s i ch n u r d u r c h g r o b e A b s c h ät z u n g e n o d e r V a l i d i e r u n g e n in A n s ät z e n l ös e n . H i e r f ür b i e t e t 

es s ich a n , d i e a n g e m e s s e n e n N e b e n k o s t e n a b z u g l e i c h e n m i t d e n B e t r äg e n , d i e i n s t i t u t i o n e l l e  

u n t e r n e h m e n i m L a n d k r e i s ( d i e s e l e g e n s e h r k o n s e q u e n t u m , v e r e i n b a r e n a lso k e i n e T e i l i n k l u s i v m i e t e n , 

u n d s c h ät z e n V o r a u s z a h l u n g e n g e n a u ) . E ine w e i t e r e D a t e n q u e l l e h i e r f ür k a n n d e r v o m L a n d k r e i s b e r e i t s 

a u s g e w e r t e t e D a t e n s a t z d e r L e i s t u n g s e m p f än g e r  s e i n . E ine A u s w e r t u n g d e r Z a h l e n d e r B u n d e s a g e n t u r f ür 

A r b e i t 6 ze i g t , dass d i e t a t s äc h l i c h e n k a l t e n B e t r i e b s k o s t e n m i t   1 ,21 

€/ m 2 e h e r n i e d r i g e r l i e g e n als d i e in d e r D a t e n b a s i s des L a n d k r e i s e s a n g e s e t z t e n W e r t e n u m d i e 1,30 €/ m 2 

( 2 0 1 4 ) . A l l e r d i n g s d ür f t e n a u c h h i e r in g e w i s s e m M a ße V o r a u s z a h l u n g e n o h n e B e r üc k s i c h t i g u n g v o n N a c h ­

z a h l u n g e n e n t h a l t e n s e i n . 

D i e B e r e c h n u n g e n des L a n d k r e i s e s H i l d e s h e i m d i f f e r e n z i e r e n g r u n d s ät z l i c h n i c h t n a c h d e m  

s t a n d a r d . D ies h a t t e das BSG in f r üh e r e n U r t e i l e n r e l a t i v v a g e g e f o r d e r t . Das SG H i l d e s h e i m r üg t d i es n u n in 

s e i n e r E n t s c h e i d u n g S 2 3 AS 7 9 1 / 0 9 (S. 1 0 ) . D i e s e M e i n u n g g r e i f t das n i e d e r s äc h s i s c h e LSG in e i n e m äh n l i ­

c h e n Fal l (L 7 AS 3 3 0 / 1 3  m i t z w e i A r g u m e n t e n a u f : 

• D a m i t se i n i c h t m e h r s i c h e r g e s t e l l t , dass d i e D a t e n e r h e b u n g s i ch r e p r äs e n t a t i v a u f d i e v e r s c h i e d e ­

n e n M a r k t s e g m e n t e e r s t r e c k e . S t a t i s t i s c h g e s p r o c h e n se i a l so e i n e S c h i c h t u n g d e r E r h e b u n g u n d 

e i n e a n d i s p r o p o r t i o n a l e n R üc k l äu f e n a u s g e r i c h t e t e G e w i c h t u n g u n t e r b l i e b e n . A u f d i e s e s A r g u ­

m e n t w i r d u n t e r d e m S t i c h w o r t R e p r äs e n t a t i v i t ät i m w e i t e r e n V e r l a u f d e s G u t a c h t e n s n äh e r e i n g e ­

g a n g e n . 

Problematisch wäre es   das untere Segment der Nettokaltmieten mit einem neu gebildeten unteren Segment der kalten 

Nebenkosten zu kombinieren, sich also sozusagen jeweils das billigste herauszusuchen, ohne nachzuweisen, dass billige Netto­

kaltmieten auch mit billigen Nebenkosten korrelieren. Das macht der Landkreis aber nicht. 

Bundesagentur für Arbeit: Arbeitsmarkt in Zahlen. Statistik der Grundsicherung für Arbeitssuchende. Anerkannte laufende 

Wohnkosten in EUR nach Kostenarten. Kreis Hildesheim, Juli 2014. In:  Abruf 28.11.2014. 
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b a n d e i n e s n o r m a t i v  5 t a n d a r d s b e m e s s e n w e r d e n . Es  d e r u n b e s t r e i t b a r e V e r d i e n s t 

 v o m  z u  5 G B i i  s c b l üs s i g e n K o n z e p t e s , d a s s n i c h t d e r n a c k t e M a r k t p r e i s , 

s o n d e r n e i n e q u a l i t a t i v e 5 e l e k t i o n d e r M i e t d a t e n d a r üb e r b e s t i m m e , w e l c h e a n g e m e s s e n e   

 e i n e m  i i   s e i . 

 A r g u m e n t z e i g t e x e m p l a r i s c h g r u n d l e g e n d e M i s s v e r s t än d n i s s e z w i s c h e n E m p i r i k e r n u n d R e c h t ­

s p r e c h u n g . D e n n d a s L5G Ge l l e g e h t h i e r d a v o n a u s , dass e i n a n h a n d n o r m a t i v e r A u s s t a t t u n g s s t a n d a r d s 

f e s t g e l e g t e s e i n f a c h e s  z u h öh e r e n   f üh r t a i s e i n 

P e r z e n t i l w e r t d e r H äu f i g k e i t s v e r t e i l u n g d e r M a r k t m i e t e n o h n e n äh e r e B e t r a c h t u n g d e s 5 t a n d a r d s . I n d e r 

e m p i r i s c h e n Prax is    g e n a u a n d e r s h e r u m ,  z w a r  G r ün d e n : 

1 .  A u s s t a t t u n g s s t a n d a r d s als   b e d e u t e t n i c h t , dass d a m i t a u c h 

e i n e Z u m u t b a r k e i t s g r e n z e n a c h u n t e n g e s e t z t i s t . D e r W o h n u n g s m a r k t is t m i t s e i n e n T e i i m är k t e n 

s o h e t e r o g e n u n d d i e N a c h f r a g e g r u p p e i n s b e s o n d e r e d e r  

h e r s o g r o ß, dass e s n i e g e i i n g e n w i r d , e i n e n b e s t i m m t e n u n d f ür a i i e L e i s t u n g s b e z i e b e r   

W o h n u n g s s t a n d a r d  A n g e s i c h t s   g e r i n g e n M e n g e a n  

g e n u m  4 5  b z w . k n a p p u n t e r 4 5  is t d i e s n i c h t  b e i d e r W o h n u n g s g r öße   

 b i s h e r i g e B5G R e c h t s p r e c h u n g h a t d e n   d e n   

i m m e r a ls O b e r g r e n z e g e s e h e n u n d n i c h t a ls   f ür a l l e . 

2 . A u s d i e s e n G r ün d e n g e r ät d i e D i s k u s s i o n   d i e L i n t e r g r e n z e b z w .    d e n 

   

 f ür e i n e n   P e r s o n e n - H a u s b a l t  2 4 m 2 g e b i l l i g t .  U r t e i l e h a t t e n b e r e i t s f e s t g e ­

l e g t , dass W o b n u n g e n o b n e B a d , T o i l e t t e  5 a m m e l b e i z u n g n i c h t z u m  

h ör e n .  A u s  is t d a z u z u s a g e n , dass W o h n u n g e n d i e s e s u n t e r s t e n 5 t a n d är d s   

 s e i t e n u n d k a u m   a ls W o h n u n g e n d e s   D i s k r i m i n i e ­

r u n g s m i e t e n ) . D i e E o r d e r u n g n a c h d e r E r f a s s u n g d e r M e r k m a i e d o s u n t e r s t e n 5 t a n d a r d s i n D a t e n -

e r h e b u n g e n m a g d e s h a l b   s a c h l o g i s c h e r s c h e i n e n , f üh r t   a u s e m p i r i s c h e r 

 z u e i n e m r i e s i g e n E r h e b u n g s a u f w a n d ,  zu   M o d i f i k a t i o n d e r  

e r g e b n i s s e f üh r t . E i n e   5 i c h e r s t e i i u n g d e s E x i s t e n z m i n i m u m s ist d e s h a i b a u c h m i t e i n e r 

p a u s c h a i e n N i c h t b e r üc k s i c h t i g u n g d e r   W o h n u n g e n o h n e E r h e b u n g v o n  

 

3 . N e b e n d e r o b e n a n g e s p r o c h e n e n T a t s a c h e , dass d i e a u s r e i c h e n d e V e r s o r g u n g d e r Z i e l g r u p p e es 

n öt i g m a c h t , a u f a i i e W o h n u n g e n z w i s c h e n   u n d   

r üc k z u g r e i f e n , f üb r t j e d e E i n g r e n z u n g d e s R e f e r e n z s t a n d a r d s a n h a n d n o r m a t i v g e s e t z t e r   

t u n g s s t a n d a r d s v o n o b e n h e r ( A u s s o n d e r u n g v o n e c h t e n o d e r v e r m e i n t l i c h e n L u x u s w o h n u n g e n ) 

d a z u ,  d a s a n g e m e s s e n e W o h n u n g s m a r k t s e g m e n t   w i r d . 

    z w a r b e h a u p t e n ,  d e r   z u r V e r s o r g u n g   

t u n g s b e z i e h e r p r e i s i i c h e x a k t g e t r o f f e n s e i . D i e M e n g e d e r W o h n u n g e n z w i s c h e n  

  ( b z w .   l äu f t    G e -

f a h r , e x t r e m k l e i n zu w e r d e n . Es i s t d a s V e r d i e n s t d e s L5G B a y e r n , 2 a n h a n d d e r B e u r t e i l u n g des 

M ün c h e n e r M i e t s p i e g e l s g e n a u d i e s e G e f a h r e r k a n n t z u h a b e n : 

Dos Gerich t      
   von  bei der  des    vom 

   in weiche m  existierten .  bestünde n   oh   der 
 von   dem  in   zur  

 stünden. 
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Das BSG h a t d i e s e A r g u m e n t a t i o n üb e r n o m m e n - e i n s c h l i e ßl i c h d e r M a ßg a b e , dass e i n   d e r 

H äu f i g k e i t s v e r t e i l u n g d e r M i e t e n e i n g e h a l t e n s e i n m üs s e . 8 D a r a u s lässt s i ch a b l e s e n , dass d i e P e r z e n t i l -

 l e t z t l i c h das e i g e n t l i c h r e l e v a n t e K r i t e r i u m d a r s t e l l t . O b d a m i t a u c h a u f d i e E r h e b u n g v o n 

W o h n u n g s s t a n d a r d s v öl l i g v e r z i c h t e t w e r d e n   h a t das BSG n o c h n i c h t e n t s c h i e d e n . D ie T a t s a c h e , dass 

d i e g e n a u e D e f i n i t i o n des W o h n u n g s s t a n d a r d s ( j e n s e i t s d e r A u s s o n d e r u n g des u n t e r s t e n S t a n d a r d s ) l e t z t ­

l i ch f ür das E r g e b n i s in M ün c h e n n i c h t m e h r r e l e v a n t w a r , lässt a b e r d u r c h a u s d i e s e n Sch luss z u . G l e i c h e s 

g i l t f ür d i e E n t s c h e i d u n g in D r e s d e n , w o e i n e n a c h t r äg l i c h e „U m r e c h n u n g " d e r P e r z e n t i l w e r t e in W o h ­

n u n g s s t a n d a r d s a u f S G - E b e n e n a c h g e r e i c h t w u r d e , o h n e dass d e s h a l b d i e P e r z e n t i l w e r t e als m a ßg e b l i c h e 

E n t s c h e i d u n g s g r öße v o m LSG C h e m n i t z u n d d e m BSG in F rage g e s t e l l t w o r d e n w är e n . 

E ine n o r m a t i v e D e f i n i t i o n des e i n f a c h e n S t a n d a r d s a n h a n d e i n z e l n e r A u s s t a t t u n g s m e r k m a l e is t e r s t e n s 

f e h l e r a n f äl l i g , d a d i e G e f a h r b e s t e h t , dass N i s c h e n s e g m e n t e d e f i n i e r t w e r d e n . Z w e i t e n s ist s ie w i l l k ür l i c h , 

da es k e i n e r l e i s a c h l i c h e n A n h a l t s p u n k t d a f ür g i b t , o b n u n B a l k o n e , v e r s c h i e d e n e A r t e n v o n F u ßb öd e n , das 

B a u a l t e r o d e r d i e G r öße d e r B a d e w a n n e m a ßg e b l i c h  s i n d . D a m i t w i r d a u c h t r o t z des h o h e n d a m i t v e r b u n ­

d e n e n A u f w a n d s e i n e B e f r a g u n g zu a l l e n m ög l i c h e r w e i s e d e n W o h n u n g s s t a n d a r d b e e i n f l u s s e n d e n W o h n ­

w e r t m e r k m a l e n s c h w e r p r a k t i k a b e l . D r i t t e n s b e f ör d e r t e i n e n o r m a t i v e F e s t l e g u n g v o n A u s s t a t t u n g s m e r k ­

m a l e n n i c h t d e n R e c h t s f r i e d e n . G e r a d e be i K o m b i n a t i o n e n z w i s c h e n e i n f a c h e n u n d h o c h w e r t i g e n A u s s t a t ­

t u n g s m e r k m a l e n i n n e r h a l b e i n e r W o h n u n g w i r d es k o m p l i z i e r t . V i e r t e n s l i eg t das P e r z e n t i l - V e r f a h r e n d e u t ­

l i ch n äh e r a n d e r R e g e l b e d a r f s e r m i t t l u n g als d i e L ös u n g m i t d e r n o r m a t i v e n D e f i n i t i o n v o n  

m e r k m a l e n . A n d i e s e r S te l l e t e i l t d e r A u t o r d i e E i n s c h ät z u n g d e r a n d e r e n z u m T h e m a p u b l i z i e r e n d e n W o h ­

n u n g s m a r k t s a c h v e r s t än d i g e n , dass d i e H äu f i g k e i t s v e r t e i l u n g a l l e r P re i se d e n S t a n d a r d d e u t l i c h b e s s e r b e ­

s c h r e i b t als d i e n o r m a t i v e F e s t l e g u n g w i l l k ür l i c h   E i n z e l b a u t e i l e e i n e r W o h n u n g . 9 

Die o b e n b e s c h r i e b e n e n M i s s v e r s t än d n i s s e f üh r e n n a c h d e r b i s h e r i g e n E r f a h r u n g des A u t o r s als s a c h v e r ­

s t än d i g e r G u t a c h t e r s o w o h l f ür G e r i c h t e als a u c h f ür G r u n d s i c h e r u n g s t r äg e r t e i l w e i s e a u c h d a z u , dass Soz i ­

a l g e r i c h t e K o n z e p t e f ür n i c h t s c h l üs s i g e r k l är e n u n d d a n n M e t h o d e n v o r g e b e n , d i e zu n i e d r i g e r e n E r g e b n i s ­

s e n als das v o r g e l e g t e K o n z e p t f üh r e n . 

Das V o r g e h e n d e s L a n d k r e i s e s H i l d e s h e i m b e i d e r D a t e n a u s w a h l e r s c h e i n t d e s h a l b s a c h g e r e c h t u n d d a n n 

zu läss ig ,  s o l a n g e d i e r e s u l t i e r e n d e M e n g e d e r a n g e m e s s e n e n W o h n u n g e n e i n a u s r e i c h e n d g r o ße s M a r k t ­

s e g m e n t d a r s t e l l t . D ie E i g n u n g d e r G r e n z e v o n 1 0 % üb e r d e m M i t t e l w e r t als A b g r e n z u n g z w i s c h e n d e r 

R e f e r e n z g r u p p e u n d d e m g e h o b e n e n S e g m e n t is t s i c h e r l i c h g e s o n d e r t zu d i s k u t i e r e n . D e r A u t o r h äl t es w i e 

aus d e n o b e n g e n a n n t e n G r ün d e n g r u n d s ät z l i c h a u c h f ür s i n n v o l l , d e n u n z u m u t b a r e n W o h n r a u m m i t t e l s 

e i n e r p a u s c h a l e n N i c h t b e r üc k s i c h t i g u n g d e r b i l l i g s t e n W o h n u n g e n zu b e a r b e i t e n . A u c h h i e r is t B e u r t e i l u n g 

d e r g e w äh l t e n G r e n z e n i c h t G e g e n s t a n d des G u t a c h t e n s . Es se i a u c h n o c h d a r a u f v e r w i e s e n , dass s ich U n ­

z u m u t b a r k e i t a u f g r u n d v o n M än g e l n d e r M i e t s a c h e (z.B. S c h i m m e l ) a u f d e r a b s t r a k t e n E b e n e n i c h t e r h e ­

b e n läss t . Es k a n n   als i m q u a l i f i z i e r t e n M i e t s p i e g e l - d u r c h a u s p l a u s i b e l d a v o n a u s g e g a n g e n 

w e r d e n , dass in k o s t e n p f l i c h t i g e n Z e i t u n g e n o d e r P o r t a l e n a n n o n c i e r t e W o h n u n g e n t a t s äc h l i c h m a r k t f äh i g 

s i n d . 

3.3.3 Zeitliche r Umfan g der Datenerhebun g 

D i e E r f a s s u n g v o n A n n o n c e n e r f o l g t i m L a n d k r e i s H i l d e s h e i m k o n t i n u i e r l i c h . D e s h a l b h a n d e l t es s i ch be i d e r 

D a t e n b a n k u m e i n e Z e i t r a u m e r f a s s u n g ( S t r o m g r öße ) u n d k e i n e S t i c h t a g s e r f a s s u n g ( B e s t a n d s g r öße ) . Dies ist 

i m G r u n d s a t z z w e c k m äßi g u n d b e i A n n o n c e n a u c h k a u m a n d e r s zu l ös e n . D ie V e r w e n d u n g d e s Beg r i f f es 

„S t i c h t a g "  a u f S e i t e 1 des K o n z e p t e s is t d e s h a l b j e d o c h m i s s v e r s t än d l i c h . G e m e i n t is t a n d i e s e r S te l l e w o h l 

l e d i g l i c h , dass a n d i e s e m D a t u m e i n A b r u f d e r b is d a h i n a u f g e l a u f e n e n A n n o n c e n in d e r D a t e n b a n k e r f o l g -

BSGE B 4 AS 77/12  37. Zum Urteil siehe auch die Kommentierung des Autors: V. Malottki , Schlüssiges Konzept und Statistik -

Zur Rechtsprechung des Bundessozialgerichts und des Bayerischen Landessozialgerichts zum „schlüssigen Konzept" für die  Lan­

deshauptstadt München, in: infoalso 3/2014, S. 99-105. 

BMVBS / BBSR, Arbeitshilfe KdU-Satzungen 2013; Heising,  Nr.  2010; v. Malottk i in: Deutscher Sozialge­

richtstag 2012, S. 99-128. 
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t e . Es is t j e d o c h k l a r z u s t e l l e n , dass n i c h t a l l e d e r an d i e s e m T a g in d e r D a t e n b a n k b e f i n d l i c h e n W o h n u n g e n 

n o c h a u f d e m M a r k t v e r f üg b a r s i n d (d ie v o r l än g e r e r Ze i t e i n g e p f l e g t e n s i n d i n z w i s c h e n b e r e i t s v e r m i e t e t ) . 

Es ist s e l b s t v e r s t än d l i c h , dass s ich E r h e b u n g e n i m m e r n u r a u f e i n e m z u r üc k l i e g e n d e n Z e i t r a u m b e z i e h e n 

k ön n e n .   M i e t r e c h t w e r d e n a n g e m e s s e n e F r i s t e n z w i s c h e n d e r E r h e b u n g u n d d e m B e g i n n des G ül t i g ­

k e i t s z e i t r a u m s t o l e r i e r t . R I P S 1 0 f o r d e r t e i n e m a x i m a l e Fr is t v o n sechs M o n a t e n z w i s c h e n D a t e n e r h e b u n g 

u n d A n e r k e n n u n g u n d w i l l be i Üb e r s c h r e i t u n g d i e Z w e i j a h r e s f r i s t f r üh e r b e g i n n e n l assen . D ie R e c h t s p r e ­

c h u n g m u s s n o c h d a r üb e r u r t e i l e n , o b u n d i n w i e w e i t V e r z ög e r u n g e n be i d e r M i e t s p i e g e l e r s t e l l u n g a u f d e n 

s o z i a l r e c h t l i c h e n G ül t i g k e i t s z e i t r a u m des M i e t s p i e g e l s a n z u r e c h n e n  s i n d . D e r S a c h v e r s t än d i g e ist d e r  M e i ­

n u n g , dass h i e r b e i d i e E n t w i c k l u n g d e r M a r k t l a g e e i n r e l e v a n t e s A r g u m e n t d a r s t e l l t . Da d i e P r e i s e n t w i c k ­

l u n g i m L a n d k r e i s H i l d e s h e i m e h e r s t a g n i e r e n d ist , is t d e r S t a n d o r t s i c h e r l i c h k a u m g e e i g n e t , u m h i e r d i e 

F rage n a c h d e m Z u s a m m e n s p i e l v o n E r s t e l l u n g s z e i t r a u m u n d G ül t i g k e i t s z e i t r a u m v o n M i e t s p i e g e l n g e r i c h t ­

l ich zu  

Da d i e R e c h t s p r e c h u n g des BSG s ich e b e n f a l l s o h n e w e i t e r e D i s k u s s i o n d e r Z e i t s c h i e n e a u f q u a l i f i z i e r t e 

M i e t s p i e g e l s t üt z t u n d a u c h d e r R e g e l b e d a r f a n h a n d d e r z e i t l i c h z u r üc k l i e g e n d e n E i n k o m m e n s - u n d V e r ­

b r a u c h s s t i c h p r o b e e r m i t t e l t w i r d , e r s c h e i n t d i e s e e m p i r i s c h e n o t w e n d i g e A n f o r d e r u n g a u c h be i d e r E r m i t t ­

l u n g v o n  d e r K o s t e n d e r U n t e r k u n f t r e c h t l i c h z u l äs s i g zu  s e i n . Das V o r g e h e n des 

LSG B a y e r n , w e l c h e s in L 16 AS 1 2 7 / 1 0 f ür e i n z e l n e J a h r e F o r t s c h r e i b u n g e n a n h a n d des i m M i e t r e c h t v e r ­

w e n d e t e n V e r b r a u c h e r p r e i s i n d e x v o r n i m m t , d ür f t e d e s h a l b e h e r als E i n z e l m e i n u n g g e l t e n . E ine E r h e b u n g 

v o n 2 0 0 7 bis O k t o b e r 2 0 0 8 , d i e zu e i n e m G ül t i g k e i t s z e i t r a u m a b 1 . J a n u a r 2 0 0 9 f üh r t , d ür f t e d e n A n f o r d e ­

r u n g e n a n d i e A k t u a l i t ät d e r D a t e n v o l l u m f än g l i c h e n t s p r e c h e n . 

F rag l i ch k ön n t e n u n a u c h  s e i n , o b d e r Z e i t r a u m v o n z w e i J a h r e n , aus d e m A n n o n c e n a u s g e w e r t e t w e r d e n , 

in d e r Lage is t , d e n a k t u e l l e n M i e t m a r k t a b z u b i l d e n . Das BSG h a t i m U r t e i l B 4 AS 7 7 / 1 2 d i e V e r w e n d u n g 

des q u a l i f i z i e r t e n M i e t s p i e g e l s z u g e l a s s e n . Z w a r w i r d d i e z u g e l a s s e n e E i n s c h r än k u n g d e r A k t u a l i t ät d u r c h 

A n w e n d u n g d e r V i e r - J a h r e s - S p a n n e a u f das V o r l i e g e n e i n e s q u a l i f i z i e r t e n M i e t s p i e g e l s b e s c h r än k t . Da A n ­

g e b o t s m i e t e n a b e r üb e r t a t s äc h l i c h e n M i e t v e r t r a g s a b s c h l üs s e n l i e g e n ( u n d z w a r w e n i g e r w e g e n d e s V e r ­

h a n d l u n g s s p i e l r a u m s , als v i e l m e h r  d i e T a t s a c h e , dass d e r öf f e n t l i c h a n n o n c i e r t e   t e u r e r is t als 

d e r u n t e r d e r H a n d v e r g e b e n e , s i e h e u n t e r R e p r äs e n t a t i v i t ät ) , üb e r b i e t e t das V o r g e h e n des L a n d k r e i s e s 

H i l d e s h e i m d e n q u a l i f i z i e r t e n M i e t s p i e g e l in s e i n e r D e f i n i t i o n n a c h § 5 5 8 d BGB. D e r A u t o r h äl t d e n V i e r -

 d e s h a l b z w a r f ür e i n e E i n s c h r än k u n g d e r B e d a r f s d e c k u n g in Fäl len e i n e s s t a r k e n M i e t ­

p r e i s a n s t i e g s a m M a r k t . 1 1 D iese i n h a l t l i c h e K r i t i k is t e r s t e n s so a b e r d u r c h d a s BSG a b g e s e g n e t . Z w e i t e n s is t 

d i e s e E n t w i c k l u n g i m L a n d k r e i s H i l d e s h e i m n i c h t f e s t z u s t e l l e n . 

3.3.4 Ar t un d Weis e der Datenerhebung , Eignun g der Datenquelle n 

D e r L a n d k r e i s H i l d e s h e i m h a t s ich g e g e n e i n e n q u a l i f i z i e r t e n M i e t s p i e g e l e n t s c h i e d e n u n d  d i e E r s t e l l u n g 

e i n e s e i g e n e n s c h l üs s i g e n K o n z e p t e s . Das A r g u m e n t h i e r b e i is t , dass L a n d k r e i s e k e i n e q u a l i f i z i e r t e n M i e t ­

s p i e g e l e r s t e l l e n k ön n t e n , w e i l § 5 5 8 d d i e Q u a l i f i z i e r u n g d u r c h d i e G e m e i n d e n v o r s e h e . W äh r e n d d i e m i e t ­

r e c h t l i c h e K o m m e n t a r l i t e r a t u r d i e K o m p e t e n z d e r K re i se zu r E r s t e l l u n g e i n e s q u a l i f i z i e r t e n M i e t s p i e g e l s in 

d e r T a t k r i t i s c h b e u r t e i l t , g i b t es in d e r Prax is e i n i g e B e i s p i e l e (Kre is W e s e r m a r s c h , Kre is F r i e d r i c h s h a f e n , 

S a a r p f a l z - K r e i s ) . D ie Frage n a c h d e r Z u l äs s i g k e i t i m M i e t r e c h t h äl t d e r A u t o r f ür e i n e A n g e l e g e n h e i t d e r 

Z i v i l g e r i c h t e .  S o z i a l r e c h t d ür f t e s ie a b e r d a h i n s t e h e n . D e n n s e l b s t , w e n n d e r q u a l i f i z i e r t e M i e t s p i e g e l 

w e g e n d e r  d u r c h d e n L a n d k r e i s f o r m a l k e i n q u a l i f i z i e r t e r M i e t s p i e g e l n a c h §  BGB w är e , 

s o k ön n t e e r als g r u n d s i c h e r u n g s r e l e v a n t e r M i e t s p i e g e l z äh l e n . Es ist a u c h a u s d e r R e c h t s p r e c h u n g des BSG 

( d i e s i ch a n s o n s t e n s t a r k a u f q u a l i f i z i e r t e M i e t s p i e g e l s t üt z t ) n i c h t e r k e n n b a r , dass a n s o n s t e n g l e i c h a r t i g e 

Vgl. Rips  2002, 415, 418. 

Vgl. V. Malottki , Schlüssiges Konzept und Statistik - Zur Rechtsprechung des Bundessozialgerichts und des Bayerischen Landes­

sozialgerichts zum „schlüssigen Konzept" für die Landeshauptstadt München, in:   3/2014, S.  
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D a t e n e r h e b u n g e n u n d - a u s w e r t u n g e n n u r d e s h a l b n i c h t g e e i g n e t f ür   Sch lüsse 

s e i e n , w e i l d i e m i e t r e c h t l i c h e I n k r a f t s e t z u n g f e h l e r h a f t w är e . 

D ie M i s c h u n g v o n N e u v e r t r a g s - u n d B e s t a n d s m i e t e n n a c h §  BGB d i e n t i m M i e t r e c h t e i n e m I n t e r e s s e n s -

a u s g l e i c h z w i s c h e n M i e t e r - u n d V e r m i e t e r s e i t e . Das S o z i a l r e c h t f o r d e r t j e d o c h d i e S i c h e r s t e l l u n g e i n e s Exis­

t e n z m i n i m u m s , das s ich i m m e r a u c h a n a k t u e l l e n P r e i s e n o r i e n t i e r e n m u s s . D ie g e t r e n n t e A u s w e r t u n g v o n 

N e u v e r t r a g s - u n d B e s t a n d s m i e t e n , d i e d e r L a n d k r e i s H i l d e s h e i m v o r n i m m t , v e r h i n d e r t d e s h a l b , dass w i l l ­

k ür l i c h e u n d u n t r a n s p a r e n t e M i s c h u n g e n e n t s t e h e n . 

N e b e n d e m q u a l i f i z i e r t e n M i e t s p i e g e l m i t s e i n e n r e l a t i v g e n a u e n V o r g a b e n b e z üg l i c h d e r F rage , w e l c h e 

M i e t e n b e r üc k s i c h t i g t w e r d e n u n d w e l c h e n i c h t , h a t s i ch das Fe ld d e r g r u n d s i c h e r u n g s r e l e v a n t e n M i e t s p i e ­

ge l m i t d e u t l i c h g e r i n g e r e r S t a n d a r d i s i e r u n g e t a b l i e r t . Z u m E insa tz k o m m e n h i e r u . a . 1 2 

• R e i n e A n g e b o t s m i e t k o n z e p t e m i t n o r m a t i v e r F e s t l e g u n g d e s P e r z e n t i l s   

• G e t r e n n t e A n a l y s e n v o n A n g e b o t s m i e t e n u n d B e s t a n d s m i e t e n , d a r u n t e r 

o H äu f i g k e i t s a b g l e i c h v o n A n g e b o t u n d N a c h f r a g e i m B e s t a n d ( A n a l y s e & K o n z e p t e ) 

o H äu f i g k e i t s a b g l e i c h v o n A n g e b o t u n d N a c h f r a g e als N e u v e r m i e t u n g p r o M o n a t ( I W U ) 

• E r s t e l l u n g e i n e s q u a l i f i z i e r t e n M i e t s p i e g e l s , o h n e i h n n a c h d e m BGB in K r a f t zu s e t z e n ( E M A ) 

• C l u s t e r a n a l y s e n üb e r das g e m e i n s a m e A u f t r e t e n v o n W o h n w e r t m e r k m a l e n   

D e r A u t o r g e h t d e s h a l b d a v o n a u s , dass d i e g r u n d s ät z l i c h e I d e e d e s L a n d k r e i s e s H i l d e s h e i m , B e s t a n d s m i e ­

t e n d e r L e i s t u n g s e m p f än g e r u n d A n g e b o t s m i e t e n d e s k o m p l e t t e n M a r k t e s zu a n a l y s i e r e n , s i ch i m R a h m e n 

d e r g än g i g e n M e t h o d e n b e w e g t , z u m a l d i e s e F o r m d e r D a t e n v e r w e n d u n g in N i e d e r s a c h s e n b e r e i t s g e r i c h t ­

l i ch b e s t ät i g t w u r d e (SG O l d e n b u r g S 4 7 AS 2 0 9 6 / 0 9 ) . 

D ie d e m A u t o r z u r V e r f üg u n g g e s t e l l t e n D a t e n g r u n d l a g e n b e i n h a l t e n g r u n d s ät z l i c h d i e A n n o n c e n n a c h d e r 

D u b l e t t e n p r üf u n g . A n d i e s e r S te l l e se i e m p f o h l e n , a u c h d i e V o r g e h e n s w e i s e be i d e r   zu 

d o k u m e n t i e r e n u n d d i e K r i t e r i e n f ür e i n e D u b l e t t e zu n e n n e n . 

V o m SG H i l d e s h e i m w i r d i m U r t e i l S 4 4 SO 9 9 / 1 1 (S. 10 ) d i e P l a n m äßi g k e i t d e r E r h e b u n g in F rage g e s t e l l t . 

D ies k a n n d e r A u t o r n i c h t e r k e n n e n . D i e F e l d e r d e r D a t e n b a n k s i n d k l a r d e f i n i e r t . Dass e i n z e l n e A n g a b e n 

f e h l e n , is t e i n C h a r a k t e r i s t i k u m e i n e r j e d e n e m p i r i s c h e n U n t e r s u c h u n g u n d ist i m Fal le v o n f e h l e n d e m 

 c o m p l e t e l y a t r a n d o m " ( M C A R ) d u r c h g e e i g n e t e S c h i c h t u n g u n d G e w i c h t u n g m e t h o d i s c h zu b e ­

h a n d e l n . 

3.3.5 Umfan g un d Repräsentativität der Datenerhebun g 

In d e r B e u r t e i l u n g s c h l üs s i g e r K o n z e p t e n a h m t r a d i t i o n e l l - u n d so a u c h i m U r t e i l S 4 4 SO 9 9 / 1 1 des SG 

H i l d e s h e i m (S. 13) d i e Fa l l zah l m e i s t e i n e n b r e i t e n R a u m e i n . N a c h d e m das BSG d i e F o r d e r u n g n a c h " u . a . 

1 0 % " se i t J a h r e n n i c h t m e h r w i e d e r h o l t h a t u n d a u c h q u a l i f i z i e r t e M i e t s p i e g e l a u f Basis v o n w e n i g e r Fäl len 

z u r E r m i t t l u n g v o n  h e r a n g e z o g e n h a t , e r s c h e i n t es g än g i g e Prax is , d i e R i c h t l i n i e n 

des   d i e E r s t e l l u n g v o n q u a l i f i z i e r t e n M i e t s p i e g e l n h e r a n z u z i e h e n .  w i r d f ür 

 d i e Fa l l zah l v o n 3 0 Fäl l en p r o Z e l l e g e f o r d e r t , f ür R e g r e s s i o n s m i e t s p i e g e l 1 % d e r 

G r u n d g e s a m t h e i t b z w .  Fäl le . Das V o r g e h e n des Kre ises H i l d e s h e i m , w e l c h e s k e i n e A u s w e r t u n g n a c h 

T a b e l l e n z e l l e n v o r s i e h t , äh n e l t i n s o f e r n e h e r d e m R e g r e s s i o n s m i e t s p i e g e l . D ie Fa l l zah len v o n ca . 2 . 5 0 0 A n ­

g e b o t e n p r o J a h r s i n d i n s g e s a m t als v o l l k o m m e n a u s r e i c h e n d f ür v a l i d e s t a t i s t i s c h e A u s w e r t u n g e n zu b e ­

w e r t e n . 

 U r t e i l S 4 4 SO 9 9 / 1 1 (S. 12) l i eg t i n s b e s o n d e r e a u c h d u r c h d e n M a i l w e c h s e l m i t d e m S t a t i s t i s c h e n B u n ­

d e s a m t w o h l e i n f u n d a m e n t a l e s M i s s v e r s t än d n i s v o r , das d a d u r c h z u s t a n d e k o m m t , dass das S o z i a l g e r i c h t 

b e i m S t a t i s t i s c h e n B u n d e s a m t d i e K r i t e r i e n f ür e i n e r e p r äs e n t a t i v e S t i c h p r o b e n e r h e b u n g d e s W o h n u n g s b e -

V. Malottki , Die empirisch-statistische Bestimmung der  durch Sachverständige - verfahrensrechtliche 

Voraussetzungen und inhaltliche Ausgestaltung, in: Sozialgerichtstag 2012, S. 99-128. 
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Standes e r f r a g t ( A n t w o r t : B e g r i f f e i g e n t l i c h n i c h t d e f i n i e r t , a b e r n äh e r u n g s w e i s e Z u f äl l i g k e i t d e r Z i e h u n g 

u n d O r i e n t i e r u n g a n d e r Z u s a m m e n s e t z u n g d e r G r u n d g e s a m t h e i t ) . 1 3 D e r G r u n d s i c h e r u n g s t r äg e r h e b t in 

s e i n e r M a i l a n das S t a t i s t i s c h e B u n d e s a m t j e d o c h a u f d i e W o h n r a u m v e r s o r g u n g u n d d i e b e d a r f s d e c k e n d e 

M e n g e d e r A n g e b o t e a b . D e r A u t o r v e r s u c h t h i e r n u n w i e f o l g t zu „üb e r s e t z e n " : 

•  m a n - w i e es d e r G r u n d s i c h e r u n g s t r äg e r t u t - e i n K o n z e p t m i t A u s w e r t u n g d e r  

m i e t e n , so s t e l l t d i e zu a n a l y s i e r e n d e G r u n d g e s a m t h e i t n i c h t m e h r d e r ( M i e t - ) W o h n u n g s b e s t a n d 

d a r , s o n d e r n das M i e t w o h n u n g s a n g e b o t p r o Z e i t e i n h e i t . D ie j äh r l i c h e F l u k t u a t i o n i m M i e t w o h ­

n u n g s b e s t a n d in D e u t s c h l a n d l i eg t be i e t w a 1 0 %. D ie G r u n d g e s a m t h e i t b e s t e h t p r o J a h r a l so aus 

1 / 1 0 d e r 6 6 . 4 7 4 M i e t w o h n u n g e n des Kre ises ( Z e n s u s ) , das s i n d 6 . 6 4 7 W o h n u n g e n . 

• D e r Kre is e r f a s s t n u n a l l e in d e r Öf f e n t l i c h k e i t a n n o n c i e r t e n A n g e b o t e . D a m i t h a n d e l t es s ich s t r e n g 

g e n o m m e n g a r n i c h t u m e i n e S t i c h p r o b e , s o n d e r n u m e i n e V o l l e r h e b u n g d e r G r u n d g e s a m t h e i t „öf ­

f e n t l i c h a n n o n c i e r t e M i e t w o h n u n g e n " . V o l l e r h e b u n g e n s i n d p e r s e „r e p r äs e n t a t i v " , w e i l g a r k e i n e 

S t i c h p r o b e n z i e h u n g e r f o l g t . 

• D ie v o m Kre is e r h o b e n e n A n n o n c e n d e c k e n a b e r n u n n i c h t v o l l s t än d i g das j äh r l i c h e A n g e b o t a b , 

s o n d e r n e b e n n u r d e n öf f e n t l i c h i n s e r i e r t e n  T e i l . D iese Q u o t e g i b t d e r Kre is z w a r f a l s c h an ( d a z u 

u n t e n m e h r ) . M a n k a n n d i e n u r a n t e i l i g e E r f a s s u n g n u n a b e r als S t i c h p r o b e d e r e i g e n t l i c h i n t e r e s ­

s i e r e n d e n G r u n d g e s a m t h e i t „j äh r l i c h e s A n g e b o t " i n t e r p r e t i e r e n . 

• D ie F rage ist n u n , o b d i e s e „S t i c h p r o b e " d e r öf f e n t l i c h i n s e r i e r t e n W o h n u n g e n r e p r äs e n t a t i v f ür das 

g a n z e W o h n u n g s a n g e b o t ist . D a b e i k ön n t e e i n g e w a n d t w e r d e n , d a s s d i e E n t s c h e i d u n g üb e r d i e I n ­

s e r i e r u n g o d e r U n t e r - d e r - H a n d - V e r g a b e e i n e r W o h n u n g e b e n n i c h t z u f äl l i g ist. G e r a d e in d e r P r e s ­

se o d e r o n l i n e i n s e r i e r t e W o h n u n g e n s i n d o f t t e u r e r als d i e u n t e r d e r H a n d v e r g e b e n e n . 1 4 D e r A u ­

t o r h äl t das V e r f a h r e n a b e r t r o t z d e m f ür zu läss ig , u n d z w a r aus f o l g e n d e n G r ün d e n : 

o Das P r o b l e m w i r d d e u t l i c h d a d u r c h a b g e m i l d e r t , dass d e r Kre is H i l d e s h e i m a u c h d i e t e n ­

d e n z i e l l b i l l i g e r e n i n s t i t u t i o n e l l e V e r m i e t e r , d i e n i c h t a n n o n c i e r e n , in d i e D a t e n e r h e b u n g 

m i t e i n b e z i e h t . 

o D e r h o h e  ( s i ehe u n t e n ) m u s s s ich a u c h m i t d e r A l t e r n a t i v e e i n e r P r i m är e r ­

h e b u n g w i e b e i m k l ass i schen M i e t s p i e g e l u n d d e n d a b e i üb l i c h e n R üc k l a u f q u o t e n u m d i e 

2 5 % v e r g l e i c h e n . A l l e P r i m är e r h e b u n g e n m üs s e n aus d a t e n s c h u t z r e c h t l i c h e n G r ün d e n 

f r e i w i l l i g s e i n . Zu v e r m u t e n s i n d h i e r V e r z e r r u n g e n in d e r F o r m , dass g e b i l d e t e M i e t e r d e u t ­

s c h e r S t a a t s a n g e h ör i g k e i t üb e r p r o p o r t i o n a l a n t w o r t e n . 

o S c h l i m m s t e n f a l l s f üh r t e i n e v e r z e r r t e „S t i c h p r o b e "   e i n e r üb e r p r o p o r t i o n a l e n M e n g e a n 

öf f e n t l i c h a n n o n c i e r t e n M i e t w o h n u n g e n zu e i n e r Üb e r s c h ät z u n g d e r  

g r e n z e n , so dass d i e D a t e n b a n k des Kre ises zu h o h e E r g e b n i s s e l i e f e r t . 

o Es k ön n t e d u r c h a u s a u c h a r g u m e n t i e r t w e r d e n , dass d i e G r u n d g e s a m t h e i t in   T a t das öf ­

f e n t l i c h i n s e r i e r t e u n d n i c h t das g e s a m t e W o h n u n g s a n g e b o t is t . D e n n v o n L e i s t u n g s b e z i e ­

h e r n k a n n n i c h t z w a n g s w e i s e das V o r h a n d e n s e i n v o n p e r s ön l i c h e n N e t z w e r k e n z u r U n t e r -

 e i n e r W o h n u n g v o r a u s g e s e t z t w e r d e n . 

W i e b e r e i t s e r ör t e r t is t d i e Q u a n t i f i z i e r u n g des A n t e i l s d e r e r f a s s t e n W o h n u n g e n an d e r G r u n d g e s a m t h e i t 

d e r W o h n u n g s a n g e b o t e a u f d e n S e i t e n 2 u n d 3 d e r A n l a g e 1 z u m K o n z e p t n i c h t r i c h t i g . Z w a r f üh r t d i e A u f ­

t e i l u n g des W o h n u n g s m a r k t e s a u f M i e t w o h n u n g e n u n d s e l b s t g e n u t z t e s E i g e n t u m - w e l c h e s z u m Z e i t p u n k t 

d e r E r s t e l l u n g des K o n z e p t e s n o c h n i c h t a u f d i e D a t e n d e s Z e n s u s 2 0 1 1 z u r üc k g r e i f e n k o n n t e - zu E r g e b n i s ­

s e n , w e l c h e n a h e d r a n s i n d a n d e n n u n v o r l i e g e n d e n b e s s e r e n Z a h l e n d e r G e b äu d e - u n d W o h n u n g s z äh -

 

Vgl. hierzu auch: Cischinsky et   im Mietspiegel - Stichprobenmethodische Anforderungen an qualifizierte 

und  Mietspiegel; in: Wohnungswirtschaft und Mietrecht, 67. Jg., Heft 5, Mai 2014, S. 239 - 250. 

Vgl. die Ausführungen von Matthias   Analyse & Konzepte, auf diversen  (u.a. Kommissionssit­

zung des Sozialgerichtstags 2013 in Erfurt) 
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G e m e i n d e / Samtgemeind e Wohnunge n insgesam t M ie twohnunge n 
       

      
    
   

10 815 4 .947 

 
rtigcrrnibbcii 

3 576 1.061 

   
   

2 565 

  

  
5 142 1 845 

 

 
3 130 1 0 2 1 

     4 484 1 813 

4 576 1 785 

 

  
5 274 1 779 

  
  

54 960 33 738 

 

 
3 303 1.037 

   a  
 

5 988 2.098 

    9 2 7 1 4 262 

    3.820 1.261 

Söhld e 3.668 1.254 

Frede n (Leine ) 2.553 866 

Grona u (Leine ) 7.118 2.682 

Lamspr ing e 2 .861 840 

S ibbess e 2.896 724 

Duinge n 2.707  

S U M M E 142.986 66 .474 

T a b e l l e 1 : W o h n u n g s z a h l i m K re i s ( Z e n s u s ) 

N u n m a c h t d i e A n l a g e 1 z u m K o n z e p t a u f S e i t e 3 a l l e r d i n g s d e n F e h l e r , dass s ie d i e B e s t a n d s g r öße d e r zu 

e i n e m S t i c h t a g l e e r s t e h e n d e n M i e t w o h n u n g e n (4 % v o n 6 6 . 2 1 9 = 2 . 6 4 9 ) d e r S t r o m g r öße d e r in e i n e m Jahr 

in d e r A n n o n c e n d a t e n b a n k n e u e r f a s s t e n A n g e b o t e ( 2 . 4 6 6 ) g e g e n üb e r s t e l l t . D iese 2 . 4 6 6 A n g e b o t e s t e h e n 

j e d o c h n i e g l e i c h z e i t i g l ee r . 

S e t z t m a n e i n e n d u r c h s c h n i t t l i c h e n V e r g a b e z e i t r a u m b e i M i e t e r w e c h s e l v o n z w e i M o n a t e n a n , so s t e h e n 

2 . 4 6 6 / 12 * 2 = 4 1 1 W o h n u n g e n u n t e r d e n A n n o n c e n g l e i c h z e i t i g lee r . D a m i t w ür d e d i e A n n o n c e n b a n k des 

L a n d k r e i s e s H i l d e s h e i m n u r ca . 1 6 % d e r l e e r s t e h e n d e n W o h n u n g e n e r f a s s e n . D a b e i ist j e d o c h zu b e r üc k ­

s i c h t i g e n , dass u n t e r d e n 4 % L e e r s t a n d z a h l r e i c h e W o h n u n g e n s i n d , d i e e n t w e d e r d e m s o g e n a n n t e n So­

c k e l l e e r s t a n d z u z u r e c h n e n s i n d ( n i c h t m e h r m a r k t f äh i g e W o h n u n g e n ) o d e r s ich  in e i n e m l än g e r f r i s t i g e n 

S a n i e r u n g s p r o z e s s b e f i n d e n . So d ür f t e d i e E r f a s s u n g s q u o t e d e r A n n o n c e n d a t e n b a n k d o c h d e u t l i c h h öh e r 

l i e g e n . 

A l t e r n a t i v - u n d besse r z u r o b i g e n A r g u m e n t a t i o n p a s s e n d - k a n n m a n b e i d e S e i t e n d e r G e g e n üb e r s t e l l u n g 

in S t r o m g r öße n u m r e c h n e n . Bei e i n e r d u r c h s c h n i t t l i c h e n F l u k t u a t i o n s q u o t e v o n 10  % i m d e u t s c h e n M i e t ­

w o h n u n g s b e s t a n d k o m m e n p r o Jah r 6 . 6 4 7 M i e t w o h n u n g e n a u f d e n M a r k t .  g l e i c h e n Z e i t r a u m h a t d i e 

A n n o n c e n d a t e n b a n k 2 . 4 6 6 o d e r 3 4 % d a v o n e r f a s s t . E r h e b u n g e n des  h a b e n g e z e i g t , dass d i e Er fas­

s u n g s q u o t e i m R a h m e n v o n A n n o n c e n e r h e b u n g e n z w i s c h e n 4 0 % ( l än d l i c h e r R a u m ) u n d 6 0 % ( M e t r o p o l e n ) 

s c h w a n k t . D e r W e r t des L a n d k r e i s e s H i l d e s h e i m l i eg t n u n l e i c h t d a r u n t e r ( w o b e i a u c h in d e r  

E x c e l - D a t e i k l a r e U n t e r s c h i e d e z w i s c h e n d e n b e i d e n l än d l i c h e r e n R e g i o n e n u n d d e r S t a d t H i l d e s h e i m  zu 

b e o b a c h t e n s i n d ) . D ie v e r g l e i c h s w e i s e n i e d r i g e E r f a s s u n g s q u o t e lässt s i ch w o h l d a m i t e r k l är e n , dass  d i e 

E r f a s s u n g 2 0 0 8 n o c h üb e r w i e g e n d üb e r d i e p e r s ön l i c h e A n s p r a c h e v o n V e r m i e t e r n u n d d i e R üc k m e l d u n g 

p e r M a i l o d e r B r i e f e r f o l g t e . D a b e i ist d a v o n a u s z u g e h e n , dass e i n i g e V e r m i e t e r s i ch a u c h n i c h t z u r üc k  m e l ­

d e t e n ( o d e r a u c h n i c h t a n g e s p r o c h e n w u r d e n ) . 
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M i t d e r o b e n d a r g e s t e l l t e n A r g u m e n t a t i o n h äl t d e r A u t o r das V e r f a h r e n d e r E r f assung v o n A n g e b o t s m i e t e n 

j e d o c h f ür zu läss ig u n d „r e p r äs e n t a t i v " . 

 U r t e i l L 7 AS 3 3 0 / 1 3 v e r t r i t t das LSG Ce l le n u n d i e b e r e i t s o b e n a n g e f üh r t e A r g u m e n t a t i o n s l i n i e , dass 

d u r c h d i e f e h l e n d e K o n t r o l l e d e r W o h n w e r t m e r k m a l e in d e r E r h e b u n g n i c h t m e h r s i c h e r g e s t e l l t se i , dass 

d i e D a t e n e r h e b u n g s ich r e p r äs e n t a t i v a u f d i e v e r s c h i e d e n e n M a r k t s e g m e n t e e r s t r e c k e . S t a t i s t i s c h g e s p r o ­

c h e n se i a l so e i n e S c h i c h t u n g d e r E r h e b u n g u n d e i n e a n d i s p r o p o r t i o n a l e n R üc k l äu f e n a u s g e r i c h t e t e G e ­

w i c h t u n g u n t e r b l i e b e n . Es ist in d e r T a t e i n Q u a l i t ät s k r i t e r i u m e m p i r i s c h e r U n t e r s u c h u n g e n , dass g e s c h i c h ­

t e t w i r d u n d e i n m ög l i c h e r w e i s e v e r z e r r t e r R üc k l a u f r e c h n e r i s c h d u r c h G e w i c h t u n g a u s g e g l i c h e n w e r d e n 

k a n n . D a d u r c h k a n n d i e I r r t u m s w a h r s c h e i n l i c h k e i t d e r E r h e b u n g r e d u z i e r t w e r d e n . 1 5 W e r d e n  b e i 

e i n e r E r h e b u n g u n t e r p r o p o r t i o n a l W o h n u n g e n des g e h o b e n e n S e g m e n t s e r f a s s t , so k ön n e n d i e s e d u r c h 

M u l t i p l i k a t i o n m i t G e w i c h t u n g s f a k t o r e n üb e r 1 „h o c h g e w i c h t e t " w e r d e n - u n d d i e e n t s p r e c h e n d üb e r p r o ­

p o r t i o n a l v o r h a n d e n e n W o h n u n g s m a r k t s e g m e n t e „h e r u n t e r g e w i c h t e t " . S c h i c h t u n g u n d G e w i c h t u n g s i n d 

j e d o c h i m m e r n u r d a n n m ög l i c h , w e n n ex a n t e e i n e S t a t i s t i k v o r l i e g t , w i e das S c h i c h t u n g s m e r k m a l in W i r k ­

l i c h k e i t i n d e r G r u n d g e s a m t h e i t v o r h a n d e n ist (so g e n a n n t e r A n p a s s u n g s r a h m e n ) . S c h i c h t e t m a n b s p w . 

n a c h G e m e i n d e n , s o k a n n a n h a n d des A b g l e i c h s m i t d e n Z e n s u s d a t e n g e p r üf t w e r d e n , o b d e r R üc k l a u f d e r 

E r h e b u n g d e r V e r t e i l u n g d e r M i e t w o h n u n g e n in d e r G r u n d g e s a m t h e i t  n a c h G e m e i n d e n ) 

e n t s p r i c h t . B e i m W o h n u n g s s t a n d a r d g i b t es d i e s e üb e r g e o r d n e t e D a t e n q u e l l e a b e r n i c h t . W ür d e m a n a l s o 

- w i e v o m LSG Ce l le v o r g e s c h l a g e n - d i e M e r k m a l e des W o h n u n g s s t a n d a r d s m i t e r h e b e n , so m u s s m a n das 

E r g e b n i s a k z e p t i e r e n u n d h a t k e i n e r l e i P r üf u n g s m ög l i c h k e i t . E ine E r f a s s u n g des W o h n u n g s s t a n d a r d s a l l e i n 

aus G r ün d e n d e r s t a t i s t i s c h e n Q u a l i t ät s s i c h e r u n g is t d e s h a l b n i c h t z i e l f üh r e n d . H i e r f ür s i n d P o s t l e i t z a h l e n 

o d e r G e m e i n d e k e n n z i f f e r n b e s s e r g e e i g n e t - u n d d i e s e lassen s ich a u c h i n d e n A n n o n c e n g u t e r h e b e n . 

3.3.6 Objektivität ,   un d Validität der Daten 

O b j e k t i v i t ät b e d e u t e t , dass e i n e e m p i r i s c h e E r h e b u n g u n a b h än g i g v o m E r h e b e n d e n ist . H i e r v o n ist a u s z u ­

 

R e l i a b i l i t ät b e d e u t e t , dass d i e E r g e b n i s s e v e r l äs s l i c h u n d r e p r o d u z i e r b a r  s i n d , d . h . M e s s f e h l e r u n d S t i c h ­

 a u f e i n a d äq u a t e s M a ß r e d u z i e r t w u r d e n . A u c h h i e r v o n ist a u s z u g e h e n , w e n n m a n 

d a v o n a u s g e h t , dass d e r U n t e r s u c h u n g s g e g e n s t a n d „A n g e b o t e " l a u t e t u n d n i c h t „B e s t a n d s w o h n u n g e n " . 

V a l i d i t ät b e d e u t e t , dass d i e D a t e n a u c h d i e zu m e s s e n d e G r öße r e p r äs e n t i e r e n . Dies w i r d a l l e n f a l l s d u r c h 

d i e b e r e i t s b e s c h r i e b e n e P r o b l e m a t i k d e r k o r r e k t e n E r m i t t l u n g v o n B r u t t o k a l t m i e t e n als A d d i t i o n v o n N e t ­

t o k a l t m i e t e n u n d k a l t e n N e b e n k o s t e n z u l a s t e n d e s G r u n d s i c h e r u n g s t r äg e r s v e r z e r r t (vg l . K a p i t e l 3 . 3 . 2 ) . 

3.3.7 Einhaltun g statistische r Grundsätz e bei der Datenauswertun g 

D e r A u t o r h a t i m R a h m e n des zu r V e r f üg u n g s t e h e n d e n Z e i t b u d g e t s n i c h t a l l e B e r e c h n u n g e n g e p r üf t . D ie 

S t r u k t u r d e r m i t g e l i e f e r t e n E x c e l - T a b e l l e n e r l a u b t p r i n z i p i e l l e i n e P r üf u n g d e r R e c h e n g än g e bis ins D e t a i l . 

D ie S t r u k t u r ist j e d o c h a n s ich p l a u s i b e l , s o dass v o n e i n e r m a t h e m a t i s c h k o r r e k t e n B e r e c h n u n g a u s g e g a n ­

g e n w e r d e n k a n n . 

3.3.8 Schlussfolgerunge n aus der Datenanalys e 

W i e o b e n b e s c h r i e b e n u n d v o r d e m H i n t e r g r u n d d e r a k t u e l l e n R e c h t s p r e c h u n g i m ös t l i c h e n N i e d e r s a c h s e n 

s i n d d i e S c h l u s s f o l g e r u n g e n z u n äc h s t n i c h t G e g e n s t a n d d e r B e g u t a c h t u n g . 

Vgl. hierzu auch:  et  Repräsentativität" im Mietspiegel - Stichprobenmethodische Anforderungen an qualifizierte 

und  Mietspiegel; in: Wohnungswirtschaft und Mietrecht, 67. Jg., Heft  Mai 2014, S. 239 - 250. 
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3.4 Gült igkeitszeitrau m de r Richtlinie n 

D e r L a n d k r e i s H i l d e s h e i m h a t s e i n e  in d e n l e t z t e n J a h r e n in u n r e g e l m äßi g e n , a b e r 

r e l a t i v h äu f i g e n A b s t än d e n f o r t g e s c h r i e b e n . D a b e i k a m j e w e i l s d i e g l e i c h e M e t h o d i k z u m Einsatz , es  h a n ­

d e l t s i ch a l s o u m e i n e N e u a u f s t e l l u n g u n d k e i n e I n d e x f o r t s c h r e i b u n g ( v g l . R e g e l b e d a r f , M i e t r e c h t ) o d e r 

F o r t s c h r e i b u n g m i t k l e i n e r e r S t i c h p r o b e ( vg l . M i e t r e c h t ) . E ine e r n e u t e B e s c h r e i b u n g d e r M e t h o d e n w är e 

a b e r im S i n n e e i n e r w i s s e n s c h a f t l i c h e n N a c h p r üf b a r k e i t u n d e i n e r A r b e i t s e r l e i c h t e r u n g f ür S a c h v e r s t än d i g e 

a b e r w ün s c h e n s w e r t . 

Für d i e L än g e des Z e i t r a u m s bis zu r A n p a s s u n g d e r W e r t e g i b t es i m SGB   / XII a u ße r h a l b v o n K re i sen m i t 

S a t z u n g e n n a c h § 2 2 a SGB   k e i n e R e g e l u n g e n . A l l e r d i n g s is t d a v o n a u s z u g e h e n , dass d i e R e g e l u n g e n zu r 

F o r t s c h r e i b u n g in § 2 2 c (2) SGB   i n h a l t l i c h a u c h f ür R i c h t w e r t e o h n e S a t z u n g s a c h g e r e c h t  s i n d : „D i e K re ise 

u n d k r e i s f r e i e n S t äd t e m üs s e n d i e d u r c h S a t z u n g b e s t i m m t e n W e r t e f ür d i e U n t e r k u n f t m i n d e s t e n s a l le 

z w e i J a h r e u n d d i e d u r c h S a t z u n g b e s t i m m t e n W e r t e f ür d i e H e i z u n g m i n d e s t e n s j äh r l i c h üb e r p r üf e n u n d 

g e g e b e n e n f a l l s n e u f e s t s e t z e n . " 1 6 D ies d e c k t s i ch a u c h m i t d e m M i e t r e c h t , a u f das d i e R e c h t s p r e c h u n g i m 

T h e m e n k o m p l e x d e r U n t e r k u n f t s k o s t e n i m m e r w i e d e r z u r üc k g r e i f t : „D e r q u a l i f i z i e r t e M i e t s p i e g e l ist i m 

A b s t a n d v o n z w e i J a h r e n d e r M a r k t e n t w i c k l u n g a n z u p a s s e n . " 1 7 Es se i d e m L a n d k r e i s H i l d e s h e i m d e s h a l b 

e m p f o h l e n , d i e s e R e g e l u n g e n so a n z u w e n d e n . 

D e r S a c h v e r s t än d i g e k o m m t a n h a n d d e r A n a l y s e in K a p i t e l 3 zu f o l g e n d e n E r g e b n i s s e n : 

• D i e V e r g l e i c h s r a u m a b g r e n z u n g e r s c h e i n t s i n n v o l l g e w äh l t . 

• D ie D a t e n b a s i s an s i ch g e n üg t n a c h A n s i c h t d e s S a c h v e r s t än d i g e n d e n w i s s e n s c h a f t l i c h e n S t a n ­

d a r d s . Es h a n d e l t s i ch b e z o g e n a u f d i e G r u n d g e s a m t h e i t d e r a u f d e m o f f i z i e l l e n M a r k t z u g än g l i c h e n 

W o h n u n g s a n g e b o t e n a h e z u u m e i n e V o l l e r h e b u n g . D ie D a t e n b a s i s is t d a h e r p e r se als " r e p r äs e n t a ­

t i v " a n z u s e h e n . D ie M i e t h öh e d i e s e r G r u n d g e s a m t h e i t l i eg t üb e r d e r D e f i n i t i o n d e r o r t s üb l i c h e n 

V e r g l e i c h s m i e t e n n a c h §  BGB, so dass a n d e r s l a u t e n d e M e i n u n g e n d e r S o z i a l g e r i c h t s b a r k e i t l e ­

d i g l i c h zu n i e d r i g e r e n A n g e m e s s e n h e i t s g r e n z e n f üh r e n w ür d e n . E m p f o h l e n w e r d e n d i e B e s c h r e i ­

b u n g d e r D u b l e t t e n p r üf u n g s o w i e d i e D e f i n i t i o n e i n e r F l äc h e n u n t e r g r e n z e in d e r k l e i n s t e n F l äc h e n ­

g r öße n k l a s s e . 

• D ie S c h l u s s f o l g e r u n g e n z u r S i c h e r s t e l l u n g d e r E x i s t e n z s i c h e r u n g s i n d n i c h t G e g e n s t a n d des G u t a c h ­

t e n s 

• I n s g e s a m t se i d e m L a n d k r e i s H i l d e s h e i m e m p f o h l e n , a l l e K o n z e p t b e s t a n d t e i l e b e i j e d e r N e u a u f s t e l ­

l u n g zu e i n e m e i n h e i t l i c h e n u n d a k t u e l l e n D o k u m e n t z u s a m m e n z u f üh r e n . D ie B e u r t e i l u n g v o n  K o n ­
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4 Fazit 

Dr. C h r i s t i a n v . M a l o t t k i 
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